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Der Bürgermeister räsoniert 
noch über die Gründe des 
aktuellen Fußball-Desasters. 
Dabei gelingen ihm Paral-
lelen zum wirklichen Leben 
und zur großen Politi k. Er ist 
der Meinung, dass man aus 
Fehlern lernen und sie des-
halb ruhig auch mal zugeben 
kann.  Seite 15
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Markus Blume, Stefan Rößle und Jörg Kunstmann (v.l.). Bild: DK

KPV-Landesvorstand und Hauptausschuss:

Migrati on und 
Kommunalwahl

Das Thema Migrati on ist in aller Munde. Aus aktuellem 
Anlass und mit Blick auf die anstehenden Landtagswahlen 
in Bayern wurde die Sondersitzung des KPV-Landesvor-
standes und Hauptausschusses in München mit Oberbür-
germeistern und Landräten der CSU zum Thema „Kommu-
nalwahl 2020“ um eine ausführliche Grußbotschaft  von 
CSU-Generalsekretär Markus Blume, Mdl, erweitert. Die 
Tagungsleitung oblag KPV-Landesvorsitzendem Landrat 
Stefan Rößle.

„Aus allen Umfragen wissen 
wir, dass das Flüchtlingsthema 
die Menschen am meisten be-
schäft igt“, betonte Generalse-
kretär Blume. Umso wichti ger 
sei es für die CSU, das Thema 
Migrati on zu ihrem Kernthema 
zu machen. „Wir wollen grund-
sätzlich die Asylwende in die-
sem Land schaff en. Gelten-
des Recht muss wieder zur An-
wendung gebracht werden. Die 
ganz große Mehrheit der Be-
völkerung steht in dieser Fra-

ge hinter uns. Wir handeln aus 
fester Überzeugung und hal-
ten konsequent Kurs: Seit Be-
ginn der Flüchtlingskrise steht 
die CSU für Humanität, Integra-
ti on und Begrenzung. Um die im 
Koaliti onsvertrag festgeschrie-
bene Obergrenze von 180.000-
220.000 zu gewährleisten, müs-
sen wir jetzt handeln und Horst 
Seehofers Masterplan in die 
Umsetzung bringen“, erläuterte 
der Generalsekretär.

Neben der Bekämpfung der 

Die Bayerische GemeindeZeitung lädt ein:

Dialog Wohnen
Termine: 13. Juli Moosburg; 20. Juli Wartenberg

Die Mietpreise bringen auch in den Landkreisen Freising und 
Erding die Mitt e der Gesellschaft  an ihre fi nanzielle Belas-
tungsgrenze. Kommunen stehen vor der Frage, wie insbe-
sondere bezahlbarer Wohnraum für Senioren, Alleinerzie-
hende und junge Familien geschaff en werden kann.
Es sprechen: 
• Christi ne Borst, 1. Bürgermeisterin Gemeinde Krailling, 

Vorsitzende des Verbandes Wohnen im Landkreis Starnberg
• Dr. Lore Mühlbauer und Larissa Reger, 

Regierung Oberbayern, Abteilung Wohnungswesen
• Dr. Christoph Maier und Markus Ostermair, baucultur project
• Maria Sommer, Hausgemeinschaft  60plus, 

Markt Schwaben (Wartenberg)
• Ralf Schmid, MARO Genossenschaft  für selbstbesti mmtes

und nachbarschaft liches Wohnen eG, Ohlstadt (Moosburg 
a.d. Isar)

• Wolfgang Schmidt, BayernLabo, 
Leiter Abteilung Kommunalkredit Bayern, München

Die Kommunen sehen sich zunehmend in der Pfl icht, als 
Wohnungsgeber selbst akti v werden zu müssen. Wie solche 
Wege aussehen können und welche Unterstützung Kommu-
nen und andere Wohnungsgeber dabei von öff entlicher und 
privater Seite erfahren können, beleuchtet der „Dialog Woh-
nen“ anhand praxisnaher Lösungsansätze in verschiedenen 
Formaten.
Die Termine:
• 13. Juli 2018, 9-13 Uhr, 85368 Moosburg a.d. Isar, 

Feyerabendhaus, Stadtplatz 14
• 20. Juli 2018, 9-13 Uhr, 85456 Wartenberg, Trachtenstadl, 

Thenner Str. 62

Anmeldung unter mail@baucultur.de, kostenfrei, Teilnahme 
nur für angemeldete Besucher, Teilnehmerzahl begrenzt.  

Eine Veranstaltung in Kooperati on von:
Regierung von Oberbayern | BayernLabo | Landkreis Freising |
Stadt Moosburg a. d. Isar | Markt Wartenberg | baucultur 
project GmbH | Bayerische GemeindeZeitung 

Fluchtursachen in den Her-
kunft sländern gelte es, die Tran-
sitländer zu unterstützen, für ei-
ne europäische Lösung zu arbei-
ten und nati onale Kompetenzen 
auszuschöpfen. 

Maßnahmenpaket

Hierzu seien u.a. folgende 
Maßnahmen notwendig: 
• Grenzen schützen und Zu-
rückweisungen anordnen. Seit  
1. Juli unterstützt eine neue 
Bayerische Grenzpolizei bei die-
ser Aufgabe. 
• Das BAMF wird vom Kopf auf 
die Füße gestellt. Der Ablauf der 
Asylverfahren muss grundle-
gend reformiert werden. 
• Aufb au von Ankerzentren für 
Asylbewerber – in jedem Regie-
rungsbezirk eines. 

• Sachleistung statt  Geldleis-
tung, um Anreize zu senken. 
• Die Möglichkeit für abgesenk-
te Asylleistungen wird von 15 
auf 36 Monate ausgeweitet. 

Mit Blick auf die Landtags-
wahl am 14. Oktober meinte 
Blume: „Wir wollen auch in Zu-
kunft  Volkspartei bleiben und 
die absolute Mehrheit verteidi-
gen. Wir wollen jene Wähler, die 
wir in den vergangenen Jahren 
verloren haben, zurückgewin-
nen. Wir müssen unseren Wor-
ten Taten folgen lassen und hart 
in der Sache bleiben. Glaubwür-
digkeit heißt das Zauberwort.“ 
Hierzu soll u.a. der Haustür-
wahlkampf verstärkt werden.

Grundsätzlich, so der Gene-
ralsekretär, sei die Sti mmung 
innerhalb der CSU gut. Kom-
 (Fortsetzung auf Seite 4)

11. Bayerisches EnergieForum in München:

Power für Bayerns 
Kommunen

Zum 11. Mal veranstaltete die Bayerische GemeindeZeitung ihr 
EnergieForum unter dem Mott o „Power für Bayerns Kommunen“. 
Knapp 250 Kommunalvertreter informierten sich in der histori-
schen Gaszählerwerkstatt  auf dem Gelände der SWM – Stadtwer-
ke München GmbH einmal mehr über neue Produkte, aktuelle 
Dienstleistungen, konkrete Lösungsmöglichkeiten und gut funkti -
onierende Praxis-Beispiele. 

22 Aussteller, 38 Partner so-
wie 22 Referenten wohnten der 
bewährten Austauschplattf  orm 
zu den Themen Energieeffi  zienz, 
Energieeinsparung, Nutzung er-
neuerbarer Energien und Bür-
gerbeteiligung bei. Kooperati -
onspartner waren erneut Bay-
erischer Gemeindetag, Bayeri-
scher Städtetag und Bayerischer 
Landkreistag. Als Medienpart-
ner fungierte einmal mehr TV 
Bayern live. 

„In der kommunalen Ener-
giepoliti k sind immer noch vie-
le Fragen off en; die Energie-
wende ist längst nicht geschafft  . 
Den Kommunen kommt hier ei-

ne tragende und deshalb höchst 
verantwortungsvolle Rolle zu“, 
stellte Verlegerin Theresa von 
Hassel in ihrer Begrüßung fest.

Einerseits hätt en sie mit all 
ihren Immobilien und Mobili-
en selbst einen hohen Energie-
bedarf, den sie nachhalti g, si-
cher und preiswert decken müs-
sen, andererseits gestalteten sie 
die Rahmenbedingungen für ih-
re Mitbürger. „Auch hier gelten 
die Prämissen Nachhalti gkeit, Si-
cherheit und Kostenkontrolle“, 
so von Hassel.

Drei große Themenfelder

Bei kommunalen Energiethe-
men lassen sich nach ihren 
Worten drei große Themenfel-
der ausmachen: Technische Lö-
sungsansätze, rechtliche Rah-
menbedingungen und die ganz 
konkrete Frage, wie dies alles 
bezahlt werden soll. 

Mit Spannung erwartet von 
Hassel die weitere Entwick-
lung der Verkehrsinfrastruktur 
und damit zusammenhängend 
auch die Entwicklung der An-
triebstechnologien für unsere 
Fortbewegungsmitt el. Ihrer An-
sicht nach wird der Diesel-Mo-
tor wohl schlechter geredet und 
geschrieben als er objekti v ist. 
Ob sich letztlich Elektrofahr-
zeuge durchsetzen, bleibe abzu-
warten. „Tatsache ist, dass der 
Betrieb mit Gas zu einer dras-
 (Fortsetzung auf Seite 2)

Fairer Handel gewinnt 
an Bedeutung

1.500 bayerische „Eine Welt-Akteure“ tagten in Augsburg 
Politi k würdigt bürgerschaft liches Engagement in Bayern

Etwa 1.500 Gäste besuchten die „Bayerischen Eine Welt-Tage“ 
und die „Fair Handels Messe Bayern“ in Augsburg. Dabei zeigten 
etwa 70 Aussteller Produkte aus dem fairen Handel. 

Bundestagsvizepräsidentin 
Claudia Roth eröff nete die Ver-
anstaltung zusammen mit der 
Rosenheimer Europabgeordne-
ten Maria Noichl und den Land-
tagsabgeordneten Dr. Hans Jür-
gen Fahn, Christl Kamm und 
Klaus Steiner. Sie warben da-
bei zum Beispiel für bio-regio-
nal-faire Verpfl egung in baye-
rischen Behörden und die Be-
achtung von sozialen und öko-
logischen Kriterien beim Einkauf 
durch den Freistaat Bayern.

Besondere Verantwortung 
von Unternehmen

Über 200 Schüler und Schüle-
rinnen, die sich bereits im Vor-
feld zu einem bayernweiten Ver-
netzungstreffen für „Fairtra-
de-Schools“ getroff en hatt en, 
informierten sich ebenfalls über 
aktuelle Eine Welt-Themen und 
begleiteten die Eröff nung der 
„Bayerischen Eine Welt-Tage“ 
mit einem „Flash-Mob“. 

Die besondere Verantwortung 
von Unternehmen in Entwick-
lungsländern mahnte die Men-
schenrechtsbeauft ragte der Bun-
desregierung, Dr. Bärbel Kofl er 
MdB, an. Auch die Bundestags-
abgeordnete Dr. Ulrike Bahr so-
wie die Landtagsabgeordneten 
Harald Güller, Claudia Stamm und 
Dr. Simone Strohmayr informier-

ten sich ausführlich über die viel-
fälti gen Eine Welt-Akti vitäten in 
Bayern. Am Stand der SPD-Land-
tagsfrakti on wurden fair gehan-
delte Bälle verlost. 

Pfarrer Stefan Hippler aus 
Südafrika berichtete über die 
vielfälti ge Projektarbeit der Ho-
pe Cape Town-Sti ft ung und er-
läuterte die aktuelle politi sche 
Situati on in Südafrika. Franz Ma-
get, ehemaliger SPD-Frakti onsvor-
sitzender im Bayerischen Land-
tag, schilderte seine persönlichen 
Eindrücke während seiner Täti g-
keit an den Deutschen Botschaf-
ten in Tunis und Kairo. 

„Eine Welt-Themen“ wurden
in einem Kabarett  präsenti ert. 
Dass globales Lernen auch mo-
bil möglich ist, vermitt elte die 
öko-faire Lernbude. Zudem sam-
melte man ausgediente Handys. 
Mit einer gemeinsamen Akti on 
von bayerischen Umwelt- und 
Eine-Welt-Gruppen soll im Vor-
feld der Landtagswahl auf glo-
balen Themen aufmerksam ge-
macht werden.

Dank an viele Initi ati ven

Bayerns „Eine Welt-Minister“ 
Georg Eisenreich hatt e in einem 
schrift lichen Grußwort darauf 
hingewiesen, dass die Sorgen 
von Menschen in anderen Län-
dern auch uns etwas angehen 

und den vielen bayerischen Initi -
ati ven gedankt, die sich dem Ge-
danken der Einen Welt widmen. 
Augsburgs Oberbürgermeister 
Dr. Kurt Gribl hatt e in seinem 
schrift lichen Grußwort auf die 
Bedeutung des fairen Handels 
als wichti gem Baustein für welt-
weit auskömmliche Lebensver-
hältnisse hingewiesen. 

Dr. Alexander Fonari, Vor-
stand im Eine Welt Netzwerk 
Bayern e.V., betonte in seiner 
Begrüßung, dass es viele Tau-
send Menschen in Bayern gibt, 
die sich seit langer Zeit für die 
„Eine Welt“ engagieren, die in 
Bayern jeden Tag auf tolle Wei-
se zur Integrati on von Men-
schen beitragen und die Struk-
turen und Lebensweise bei uns 
überdenken, um nicht länger 
auf Kosten der Menschen in so-
genannten Entwicklungsländern 
zu leben.  
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ZUM 75. GEBURTSTAG
Bürgermeister Peter König 

95700 Neusorg 
am 8.7.

ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister  

Klaus Habermann 
86551 Aichach 

am 9.7.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Landrat Anton Speer 

82467 Garmisch-Partenkirchen 
am 12.7.

Bürgermeister 
Stephan Heckel-Michel 

95361 Ködnitz 
am 13.7.

Bürgermeister  
Georg Wagner 
94345 Aholfing 

am 13.7.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Helmut Zech 

85235 Pfaffenhofen a. d. Glonn 
am 7.7.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister Jörg Fritsch 

91224 Pommelsbrunn 
am 14.7.

ZUM 40. GEBURTSTAG
Bürgermeister 

Christian Seeberger 
87746 Erkheim 

am 9.7.

ZUM 35. GEBURTSTAG
Bürgermeister Florian Gams 

94474 Vilshofen 
am 13.7.

Bürgermeister Jonas Merzbacher 
96163 Gundelsheim 

am 14.7.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind unsere Daten nicht vollständig. Wir bitten deshalb 
um rechtzeitige Bekanntgabe der bevorstehenden runden Geburtstage.

„Mathilde Berghofer-Weichner leistete wesentliche Beiträge zur 
Verwirklichung der Gleichberechtigung. Aber auch sie musste 
erfahren, dass es Rückschritte gab, dass jahrhundertalte Vorur-
teile nur mühsam abzubauen waren, dass eingefahrene Struk-
turen schwer aufzubrechen sind. Ihre herausgehobene Stellung 
nutzte sie jedoch, um frauenpolitisch Stellung zu beziehen und 
etwas zu bewegen“, so Prof. Ursula Männle, Vorsitzende der 
Hanns-Seidel-Stiftung (li.). Mit einer umfangreichen Dokumenta-
tion würdigte sie die große Politikerin in hervorragender Weise. 
  Bild: Winfried Rabanus/ACSP

Dokumentation der Hanns-Seidel-Stiftung:

Eine bayerische Löwin:  
Mathilde Berghofer-Weichner 

Die erste Politikerin im bayerischen Kabinett

„Zu den wenigen Frauen, die man als eine der ersten auf der poli-
tischen Bühne der Bundesrepublik Deutschland bezeichnen kann, 
gehörte eine Frau aus dem in Sachen Frauenemanzipation landläu-
fig als rückständig geltenden Freistaat Bayern: Dr. Mathilde Berg- 
hofer-Weichner. “, schreibt die Biographin Annelies Amberger.

Fast überall war Mathilde Ber-
ghofer-Weichner die „Erste“. 
Jung, mit 25 Jahren, kandidier-
te sie 1956 als erste Frau über-
haupt für ihren örtlichen Ge-
meinderat in Gauting. Sie ge-
wann und man übertrug ihr, da 
sie sich ja erst einmal bewähren 
musste, als jüngstes Mitglied 
das Friedhofsreferat. Mit 37 
Jahren wurde sie 1968 die erste 
stellvertretende CSU-Parteivor-
sitzende und machte die Frauen 
nicht nur sichtbar, sondern auch 
hörbar. 

Die erste Frau  
im bayerischen Kabinett

Einige Jahre später, 1974, 
wurde sie als Staatssekretärin 
im Kultusministerium die erste 
Frau im bayerischen Kabinett, 
und als Justizministerin war sie 
dort dann ab 1986 die erste Mi-
nisterin. Auf dem Höhepunkt ih-
res Weges als Politikerin trat sie 
1988 als erste Frau das Amt der 
ersten stellvertretenden Minis-
terpräsidentin an. 

Wer war diese Frau, die zu-
mindest von außen betrach-
tet eine für ihre Zeit beachtli-
che Karriere als Frau in der Po-
litik machte?

„In China gibt es ein Schrift-
zeichen, das gleichzeitig Mensch 
und Mann bedeutet. Auch im 
Englischen, im Französischen 
und in vielen anderen Sprachen 
gibt es für beide Begriffe nur 
ein einheitliches Wort. Unse-
re deutsche Sprache ist also ge-
radezu fortschrittlich, hier eine 
Unterscheidung zu machen und 
zu zeigen, daß „Menschheit“ 
nicht gleich „Mannheit“ ist.“ 

Sie war eine Pionierin, die 
Maßstäbe setzte. Das Leben der 
gläubigen Katholikin war von ei-
ner christlichen Grundhaltung 

geprägt. Mit klaren Positionen, 
aufrechter Haltung und einer 
großen Portion Humor verfolgte 
sie ihre politischen Ziele. Sie hat-
te daneben eine Fülle von Ehren- 
ämtern inne. Sie engagierte sich 
im Landesvorstand des Baye-
rischen Roten Kreuzes, sie war 
als stellvertretende Landesvor-
sitzende des VdK tätig, sie ar-
beitete lange im Pfarrgemein-
derat ihrer Heimatpfarrei und 
gehörte von 1994 bis 2002 der 
Hanns-Seidel-Stiftung als Mit-
glied an.

Vor zehn Jahren, am 29. Mai 
2008 verstarb sie nach langer, 
schwerer, geduldig ertragener 
Krankheit in München.

Eine Pionierin  
mit klaren Positionen

Um ihre beachtlichen Leis-
tungen zu würdigen, gibt die 
Hanns-Seidel-Stiftung anlässlich 
ihres 10. Todestages einen Sam-
melband heraus. 

Erstmals wurden eine Reihe 
bisher unzugänglicher Archiv- 
quellen für eine ausführliche 
Biographie wissenschaftlich aus-
gewertet. Darüber hinaus berich-
ten mehr als 20 Zeitzeugen und 
Wegbegleiterinnen über sie als 
Person und Politikerin. Zahlreiche 
Fotos illustrieren ihren eindrucks-
vollen Lebensweg, die privaten 
Stationen ebenso wie ihre beruf-
liche und politische Karriere.

Eine dieser Wegbegleite-
rinnen ist die Vorsitzende der 
Hanns-Seidel-Stiftung, Prof. Ur-
sula Männle. Sie präsentierte 
dieser Tage als Herausgeberin 
die Publikation „Eine starke Frau 
in der Politik. Mathilde Bergho-
fer-Weichner (1931-2008). Das 
überaus lesenswerte Dokumen-
tation kann über die Hanns-Sei-
del-Stifung bezogen werden.  r

Veröffentlichung von CDU und CSU:

Vereinbarung zur besseren Ordnung, Steuerung  
und Verhinderung der Sekundärmigration

1. Wir vereinbaren an der deutsch-österreichischen Grenze 
ein neues Grenzregime, das sicherstellt, dass wir Asylbewerber, 
für deren Asylverfahren andere EU-Länder zuständig sind, an 
der Einreise hindern.
2. Wir richten dafür Transitzentren ein, aus denen die Asyl- 
bewerber direkt in die zuständigen Länder zurückgewiesen 
werden (Zurückweisung auf Grundlage einer Fiktion der Nicht-
einreise). Dafür wollen wir nicht unabgestimmt handeln, son-
dern mit den betroffenen Ländern Verwaltungsabkommen 
abschließen oder das Benehmen herstellen.
3. In den Fällen, in denen sich Länder Verwaltungsabkom-
men über die direkte Zurückweisung verweigern, findet die 
Zurückweisung an der deutsch-österreichischen Grenze auf 
Grundlage einer Vereinbarung mit der Republik Österreich 
statt. Montag, 2. Juli 2018

Präsidiumssitzung des Deutschen Landkreistags:

Politisches Tauziehen vermeiden
„Die im Koalitionsvertrag verabredete Kommission ‚Gleichwerti-
ge Lebensverhältnisse‘ muss schnellstmöglich eingesetzt werden 
und darf sich nicht in Besetzungsstreitigkeiten verlieren. Wir wol-
len die ländlichen Räume als Wohn-, Wirtschafts- und Arbeitsort 
sowie als Erholungs- und Freizeitorte voranbringen“, erklärte Prä-
sident Landrat Reinhard Sager im Rahmen der jüngsten Präsidi-
umssitzung des Deutschen Landkreistags im Landkreis Esslingen. 
Auf der Agenda standen zudem die Themen Grundsteuerreform 
und Langzeitarbeitslosigkeit. 

„Wir erwarten von der Poli-
tik konkrete Weichenstellun-
gen, um die Entwicklungsbedin-
gungen für die ländlichen Räu-
me weiter zu verbessern“, be-
tonte Sager. Generell werde es 
in der Kommissionsarbeit dar-
um gehen, die spezifischen Be-
darfe ländlicher Räume heraus-
zuarbeiten und entsprechende 
Lösungsansätze zu erarbeiten: 
„Das Beispiel der Wohnungs-
baupolitik zeigt, dass Maßnah-
men stets auf ihre Auswirkun-
gen auf andere Teilräume hin 
betrachtet werden müssen. So 
konzentrieren sich Bund und 
Länder sehr stark auf die Verbil-
ligung des Wohnraums in gro-
ßen Städten, wohingegen auf 
der anderen Seite in den Land-
kreisen die Gefahr besteht, 
dass Immobilien an Wert verlie-
ren. Solche politischen Eingrif-
fe in Marktmechanismen müs-
sen wohlüberlegt erfolgen“, gab 
Sager zu bedenken. „Eines müs-
sen wir dabei ganz klar ausspre-
chen: Ein politisches Tauzie-
hen zwischen städtischen und 
ländlichen Gebieten sollten wir 
möglichst vermeiden. Es muss 
darum gehen, jedem Teilraum 
gleichberechtigte Entwicklungs-
möglichkeiten zu verschaffen. 
Das heißt nicht Gleichmache-
rei, sondern eine gerechte Ver-
teilung der Zukunftschancen für 
Stadt und Land.“

Turbo in die  
Gigabit-Gesellschaft

Die Bildung der Kommis- 
sion dürfe dabei nicht zu ei-
nem Stillstand im Handeln füh-
ren. „Es gilt, die zahlreichen im 
Koalitionsvertrag vorgesehenen 
Maßnahmen zur Stärkung der 
ländlichen Gebiete zügig mit Fi-
nanzmitteln zu unterlegen. Ein 
Schwerpunkt ist hier der Breit-
bandausbau und die angekün-
digte Digitalisierungsoffensive“, 
fuhr der Präsident fort. So sei-
en Digitalisierung in der Bildung, 
Co-Working-Spaces, Satelliten-
büros, Mittelstand 4.0, eine bes-
sere Vereinbarkeit von Fami-
lie und Beruf über Heimarbeit 
oder E-Health ohne schnelles In-
ternet schlichtweg undenkbar. 
„Hier brauchen wir einen Turbo 
in die Gigabit-Gesellschaft, der 
nur heißen kann: Glasfaser!“

Ein weiterer bedeutsamer 
Punkt sei eine flächendeckende 

5G-Mobilfunkversorgung, die 
ebenfalls Bedingung dafür sei, 
wichtige Digitalisierungsvorha-
ben umzusetzen: „Bei der anste-
henden Vergabe der Mobilfunk-
frequenzen für die Netze der 
nächsten Generation müssen 
wirksame Auflagen zur flächen-
deckenden Versorgung vorge-
geben werden.“

Gemeinschaftsaufgabe  
Ländliche Entwicklung

Sager erwartet schließlich, 
dass von den im Koalitionsver-
trag vorgesehenen prioritären 
Ausgaben für die Bereiche Länd-
liche Räume und Landwirtschaft 
(1,5 Mrd. Euro bis 2021) der 
überwiegende Teil für ländliche 
Entwicklung bereitgestellt wird. 
Eine wesentliche Rolle spiele zu-
dem die Erweiterung der Ge-
meinschaftsaufgabe Agrarstruk-
tur und Küstenschutz (GAK) hin 
zu einer Gemeinschaftsaufga-
be Ländliche Entwicklung, die 
mit zusätzlichen Finanzmitteln 
ein breites Spektrum von Unter-
nehmen und Betrieben fördere: 
„Dazu brauchen wir eine Grund-
gesetzänderung, die in diesen 
Wochen zusammen mit den Än-
derungen beim Sozialen Woh-
nungsbau, bei der Gemeinde-
verkehrsfinanzierung sowie bei 
der Schulinfrastruktur auf den 
Weg gebracht werden muss.“

Anlässlich seiner Präsidialsit-
zung mahnte der Landkreistag 
auch eine zügige und wertori-
entierte Reform der Grundsteu-
er an. Reinhard Sager forderte 
dazu auf, die derzeitige Debat-
te zur Wertabhängigkeit der re-
formierten Grundsteuer schleu-
nigst zu beenden: „Ich sehe 
nicht, wie man nach dem Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts 
eine bundesgesetzliche Rege-
lung mit einem Systemwechsel 
zu einer Flächensteuer rechtfer-
tigen kann.“ 

Verfassungsrechtliche  
Bedenken

In der aktuellen politischen De-
batte werde insbesondere von 
Seiten der wohnungs- und grund-
stückswirtschaftlichen Verbän-
de sowie der Wirtschaftsverbän-
de sehr deutlich für ein wertun-
abhängiges Modell geworben. 
„Verfassungsrechtlich ist ein sol-
cher Schwenk auf ein völlig neu-

es Besteuerungsmodell mit gro-
ßen Risiken verbunden“ stellte 
der Präsident fest. Eine bundes-
gesetzliche Regelung, die einen 
Systemwechsel vornimmt, müs-
se sich nämlich nach den Vorga-
ben des Bundesverfassungsge-
richts an dem verschärften Er-
forderlichkeitsmaßstab des Art. 
72 GG messen. „Danach ist eine 
bundesgesetzliche Regelung nur 
insoweit erlaubt, wenn ohne sie 
gleichwertige Lebensverhält-
nisse nicht hergestellt oder die 
im gesamtstaatlichen Interes-
se stehende Rechts- oder Wirt-
schaftseinheit nicht gewahrt 
werden kann. Dies ist bei einer 
rein flächenbezogenen Grund-
steuer kaum gegeben.“

Die Grundsteuer  
ist eine Steuer

Gerade aus Sicht des ländli-
chen Raumes sei eine solche Be-
messungsgrundlage auch aus 
Gerechtigkeitsaspekten kein 
gangbarer Weg. „Es wäre den 
Bewohnern in den vielen länd-
lichen Landkreisen kaum ver-
mittelbar, wenn ihre Grundstü-
cke künftig genauso behandelt 
würden wie Grundstücke in Fi-
letlagen“, verdeutlichte Sager. 
Unzutreffend sei insoweit auch 
die Behauptung, die Grundsteu-
er sei eine Art „Gebühr“ für die 
Bereitstellung kommunaler In-
frastruktur: „Das stimmt nicht. 
Die Grundsteuer ist eine Steuer 
und unabhängig von einer staat-
lichen Gegenleistung und damit 
gerade keine Gebühr.“

Eine wertunabhängige Grund-
steuer sei unter Gerechtigkeits- 
aspekten auch mit Blick auf die 
Wirkungen in den Finanzaus-
gleichssystemen nicht sachge-
recht, da sich der Wohlstand 
gutsituierter Räume nicht mehr 
adäquat in den zu berücksich-
tigen Steuereinnahmen wi-
derspiegeln würde: „Ein sol-
ches Vorgehen liefe den der-
zeitigen Überlegungen zur Stär-
kung der Gleichwertigkeit der 
Lebensverhältnisse deutlich zu-
wider.“ Gerade innerhalb eines 
Landes wären die Fehlwirkun-
gen sehr stark, da die kommu-
nalen Finanzausgleiche nicht die 
Ländersteuereinnahmen, son-
dern nur das Aufkommen der 
Kommunalsteuern einbeziehen. 
„München würde damit künftig 
zu Lasten der übrigen Räume in 
Bayern im Vergleich zu heute als 
weniger steuerstark behandelt 
werden, obwohl sich real nichts 
verändert hat. Das kann nicht 
gewollt sein“, so der DLT-Präsi-
dent.

Eine Absage erteilte er 
schließlich auch Überlegungen, 
die Hebesätze der Gemeinden 
automatisch und aufkommens-
neutral anzupassen, weil da-
mit die verfassungsrechtlich ge-
schützte kommunale Steuerho-
heit umgangen würde. Hebe-
satzanpassungen seien allein 
von den Städten und Gemein-
den vor Ort vorzunehmen. Au-
ßerdem müssten sich einige po-
litische Akteure von der absur-
den Vorstellung verabschieden, 
eine wertberichtigende Reform 
dürfe für die einzelne Gemein-
de weder zu Zuwächsen noch 
zu Einbußen führen. „Das hie-
ße ja am Ende nur: Wir lassen 
alles beim Alten und passen die 
Grundstückwerte gerade nicht 
an die aktuelle Situation an. Das 
ist aber nicht Sinn und Zweck 
der notwendigen Reform – was 
ja auch das Bundesverfassungs-
gericht sehr deutlich zum Aus-
druck gebracht hat.“

Mit Blick auf die Bekämp-
fung der Langzeitarbeitslosig-
keit meinte der DLT-Präsident: 
„Wir dürfen uns nicht damit zu-
frieden geben, dass die Arbeits-
losigkeit auf einem historischen 
Tiefstand ist. Gerade in dieser 
guten konjunkturellen Situati-

on müssen wir den harten Kern 
der Langzeitarbeitslosen anpa-
cken, die schon viele Jahre nicht 
in der Lage sind, ihren Lebens-
unterhalt selbst zu verdienen. 
Die Jobcenter brauchen hierfür 
flexiblere Instrumente und aus-
reichende Finanzmittel.“ Dar-
über hinaus bedürfe es weite-
rer Rechtsvereinfachungen, die 
auch Ressourcen für eine inten-
sivere Betreuung der Leistungs-
berechtigten freisetzen. 

Allerdings warnte Sager vor 
einer erneuten Systemdiskus-
sion. „Ohne Wenn und Aber: 
Hartz IV mit dem austarierten 
Verhältnis von Fördern und For-
dern hat sich bewährt. Die Re-
form ist mitverantwortlich da-
für, dass Deutschland in Sachen 
Beschäftigung heute so gut da-
steht.“ Daran hätten die Jobcen-
ter großen Anteil.

Wesentlich sei, langzeitar-
beitslose Menschen wieder in 
Lohn und Brot zu bringen. „Wir 
halten staatliche Unterstützung 
zwar für notwendig, nicht aber 
für eine Dauerlösung im Lebens-
lauf der Menschen.“  Daher ha-
be das DLT-Präsidium mit dem 
Papier „Langzeitarbeitslosigkeit 
wirksam bekämpfen – Jobcen-
ter stärken“ eine Reihe von Vor-
schlägen zur Weiterentwicklung 
des SGB II beschlossen, derer 
sich die Politik annehmen sollte. 

Dazu gehöre vor allem, für die 
bestmöglichen Instrumente und 
Handlungsmöglichkeiten zu sor-
gen. Die Intensität und Qualität 
der Unterstützung erwerbsloser 
Menschen durch die Jobcenter 
müsse auf stärkere Füße gestellt 
werden. „Der Bund muss den 
Mittelansatz deutlich erhöhen“, 
betonte Sager. „Wir empfinden 
es als verquer, dass wir beim 
Bund Jahr für Jahr um jeden zu-
sätzlichen Euro z. B. für die Per-
sonalausstattung der Jobcenter 
kämpfen müssen, wo doch of-
fen auf der Hand liegt, dass die 
Mittel für den laufenden Betrieb 
fast in einer Größenordnung 
von 1 Mrd. Euro pro Jahr unter-
zeichnet sind. Das ist ein unwür-
diges Schauspiel auf den Schul-
tern der Menschen, die auf un-
sere Hilfe angewiesen sind.“

4 Mrd. Euro zusätzlich  
für Jobcenter

Die Jobcenter verfügten pro 
erwerbsfähigem Leistungsbe-
rechtigten nur über ein Fünftel 
der Mittel, die den Arbeitsagen-
turen im Rahmen der Arbeitslo-
senversicherung zur Verfügung 
stehen – obwohl es deutlich 
aufwendiger und anspruchs-
voller ist, Langzeitarbeitslose in 
den Arbeitsmarkt zu integrie-
ren. „Von daher ist zu begrüßen, 
dass der Koalitionsvertrag die 
Jobcenter in dieser Legislaturpe-
riode mit 4 Mrd. Euro zusätzlich 
ausstattet. Dies sorgt aber noch 
immer nicht für eine auskömm-
liche Finanzierung.“

Was den Ausbau des Sozialen 
Arbeitsmarktes anbelangt, be-
grüßt der Deutsche Landkreis-
tag das geplante SGB II-Teilhabe-
chancengesetz mit neuen Regel- 
instrumenten für langzeitarbeits-
lose Menschen: „Die Ausgestal-
tung muss möglichst viele Perso-
nen erreichen. Zugleich müssen 
die Arbeitsgelegenheiten arbeits-
marktnäher ausgestaltet werden 
können, um einen Beitrag zur In-
tegration leisten.“ 

Darüber hinaus seien drin-
gend weitere rechtliche Verein-
fachungen nötig. „Die gesetz-
lichen Regelungen sind derart 
kompliziert, dass zu viele Mit-
arbeiter der Jobcenter mit der 
Berechnung der Geldleistun-
gen befasst sind. Hier müssen 
wir konsequent entschlacken. 
So enthält der Koalitionsver-
trag beispielsweise gute Ansät-
ze in Bezug auf das Bildungs-
paket, um den Verwaltungs-
aufwand in den Jobcentern zu-
mindest etwas zu reduzieren. In 
diese Richtung müssen wir wei-
terarbeiten“, unterstrich der 
DLT-Präsident.  DK
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Oberbürgermeisterkonferenz des Bayerischen Städtetags: 

Städte stehen vor einer 
digitalen Transformati on

Digitale Möglichkeiten verändern die Erwartungen an die Verwal-
tung und die Rathäuser, an die Teilhabe an Entscheidungen und 
an die Gestaltung des öff entlichen Raums. Die digitale Transfor-
mati on erfasst den gesamten Wirkungsbereich der Städte. An-
wendungsfelder ergeben sich bei Mobilität, Verwaltung, Daseins-
vorsorge, Energieversorgung, Wohnungsbau und dem digitalen 
Klassenzimmer – dies sind einige Bereiche, die bei der Oberbür-
germeisterkonferenz des Bayerischen Städtetags im Augsburger 
Rathaus mit Georg Eisenreich, Staatsminister für Digitales, disku-
ti ert wurden. 

„Die Digitalisierung ist ein 
weltweiter Megatrend, der al-
le Lebensbereiche mit einer un-
glaublichen Geschwindigkeit 
durchdringt“, betonte der bay-
erische Digitalisierungsminister 
Georg Eisenreich auf der fünf-
ten Konferenz der Oberbürger-
meisterinnen und Oberbürger-
meister des Bayerischen Städ-
tetags in Augsburg. Es gehe um 
die Transformati on der Politi k, 
der Verwaltungen, der Wirt-
schaft  und der Gesellschaft  in 
ein digitales Zeitalter. Eisenreich 
sieht in der Digitalisierung einen 
historischen Umbruch, der für 
die globale Wirtschaft  eine dis-
rupti ve Entwicklung bringe. Bay-
ern habe viel Substanz in Indus-
trie, Wissenschaft , Mitt elstand 
und Handwerk, „aber wenn wir 
schlafen, können wir viel verlie-
ren“. Die Staatsregierung möch-
te diese Herausforderung an-
nehmen und die Chancen er-
greifen, damit in einem langen 
Prozess alle Bürgerinnen und 
Bürger in allen Teilen Bayerns 
profi ti eren. Dafür müsse die di-
gitale Transformati on überall – 
in Wirtschaft , Politi k und in den 
Rathäusern – zur Chefsache ge-
macht werden. 

Schnelles Internet 
unabdingbar

Eine fl ächendeckende tech-
nische Infrastruktur und eine 
moderne Breitband- und Mo-
bilfunkversorgung sind Voraus-
setzungen der digitalen Trans-
formati on, sagte der Geschäft s-

führer des Bayerischen Städte-
tags, Bernd Buckenhofer: „Für 
autonomes Fahren oder den 
Austausch riesiger Datenmen-
gen braucht es schnelles Inter-
net. Es geht neben dem Ausbau 
einer leistungsfähigen digitalen 
Infrastruktur darum, Strategien 
zu entwickeln, wie sich öff ent-
liche Verwaltungen auf den di-
gitalen Wandel einstellen kön-
nen – immer mit dem gebote-
nen Respekt vor den Daten der 
Menschen.“ Städte erbringen 
ihre Daseinsvorsorge für alle, 
für technisch affi  ne Menschen 
ebenso wie für Menschen, die 
in der analogen Welt verwurzelt 
sind, weil sie sich etwa wegen 
ihres Alters oder der Kosten für 
IT-Geräte von der digitalen Welt 
ausgeschlossen sehen. Die digi-
tale Transformati on darf keinen 
Menschen zurücklassen. 

Akti v den Wandel gestalten

Die Stadt von morgen ist weit 
mehr als die Stadt von heute 
mit WLan-Hotspot und intelli-
genter Straßenbeleuchtung. Ra-
sante technische Innovati onen 
erschließen neue Möglichkei-
ten, die Erwartungen von Ge-
sellschaft  und Wirtschaft  an die 
Kommunen wecken. Die Stadt 
von morgen ist eine Stadt, die 
ein ausgewogenes und nachhal-
ti ges Verhältnis von Ökonomie, 
ökologischer Tragfähigkeit und 
sozialer Verträglichkeit fi nden 
muss. Städte müssen ertüchti gt 
werden, damit sie den Rahmen-
bedingungen der rasanten tech-

nischen Innovati onen und den 
gesellschaft lichen Veränderun-
gen nicht hinterherlaufen, son-
dern akti v den Wandel mit ge-
stalten. 

Der Bayerische Städtetag hat 
sich im Austausch mit den Mit-
gliedern in den vergangenen 
Jahren bereits mit wichti gen As-
pekten der digitalen Transfor-
mati on befasst und möchte da-
raus gewonnene Erkenntnisse in 
den kommenden Jahren zusam-
menführen und weiterentwi-
ckeln, um die Mitglieder bei den 
vielerorts bereits angestoßenen 
Prozessen zu unterstützen. 

Serviceorienti erte 
Aufgabenerfüllung

Die Kommunen stehen bei der 
digitalen Transformati on vor gro-
ßen Herausforderungen. Städ-
te müssen bei der Beschleuni-
gung von Kommunikati on mit 
der Bürgerschaft  ein richti ges 
Maß fi nden: Kommunen wägen 
bei ihren Akti vitäten die Chan-
cen und Risiken von technischen 
Innovati onen ab. Es muss neben 
der nöti gen Off enheit für neue 
Technologien gleichzeiti g Da-
tensicherheit gemäß den Prin-
zipien einer verantwortungs-
vollen Verwaltung bestehen. So 
wächst ein Spannungsfeld ei-
nerseits zwischen der Erschlie-
ßung neuer Datenquellen und 

Dreimal Gold für Bayerns 
zukunft sfähigste Dörfer

München – Die Landessieger des 26. Wett bewerbs „Unser 
Dorf hat Zukunft “ stehen fest. Wie Landwirtschaft sministe-
rin Michaela Kaniber nach Entscheidung der Jury in München 
mitt eilte, gehen die Goldmedaillen an Gestratz (Lkr. Lindau), 
Hellmitzheim (Stadt Iphofen, Lkr. Kitzingen) und Nieder-
winkling (Lkr. Straubing-Bogen). Die drei Golddörfer werden 
Bayern im nächsten Jahr beim Bundesentscheid vertreten. 

Fünf Dörfer erhalten eine Silbermedaille, sieben weitere 
Bronze. Darüber hinaus werden fünf Sonderpreise verliehen. 
Die Ministerin gratulierte den ausgezeichneten Dörfern: „Das 
ist die verdiente Würdigung eines außerordentlichen Einsatzes 
für unsere Heimat Bayern.“ 

Den Sonderpreis des Bayerischen Landwirtschaft sministe-
riums erhält  Asten (Stadt Titt moning, Lkr. Traunstein) für die 
Zukunft ssicherung der Dorfwirtschaft  durch einen genossen-
schaft lichen Betrieb. Die beiden Sonderpreise des Bayerischen 
Landesverbands für Gartenbau und Landespfl ege erhalten die 
Gemeinde Harsdorf (Lkr. Kulmbach) für Umweltbildung von 
Kindern und Jugend sowie Heidelheim (Große Kreisstadt Selb, 
Lkr. Wunsiedel i. Fichtelgebirge) für den Erhalt des kulturhistori-
schen Rechtlergartens. Der Sonderpreis des Verbands Garten-, 
Landschaft s- und Sportplatzbau Bayern geht an den Markt Lam 
(Lkr. Cham) für die Gestaltung des Friedhofs. Mit dem Sonder-
preis der Bayerischen Architektenkammer wird die Gemeinde 
Moos (Lkr. Deggendorf) für ein Projekt neuer kompakter Wohn-
formen zur Stärkung der Innenentwicklung ausgezeichnet. Die 
Ministerin wird allen 15 Siegerdörfern ihre Preise am 24. No-
vember in Veitshöchheim bei der Abschlussfeier überreichen. 

Eine 18-köpfi ge Bewertungskommission mit Fachleuten aus 
Verbänden, Insti tuti onen und Kommunen hatt e die Siegerdör-
fer aus allen Regierungsbezirken zuvor intensiv begutachtet. 
Insgesamt hatt en sich am Wett bewerb, der alle drei Jahre statt -
fi ndet, diesmal 237 Dörfer aus dem ganzen Freistaat beteiligt. 
Die Ministerin bezeichnete den Dorfwett bewerb als „die be-
deutendste Bürgeriniti ati ve Bayerns“. Er trage dazu bei, die Le-
bensqualität in den Gemeinden zu verbessern. In mehr als 50 
Jahren haben sich über 27.000 bayerische Dörfer daran betei-
ligt. Während in den Nachkriegsjahren der Wett bewerb noch 
von der Verbesserung des äußeren Erscheinungsbilds der Dör-
fer geprägt wurde, liegen die Schwerpunkte heute auf den 
Themen Nachhalti gkeit, Zusammenarbeit, Ökologie und Wirt-
schaft . Detailinformati onen zum Wett bewerb fi nden sich auch 
im Internet unter www.dorfwett bewerb.bayern.de.  

Investi ti onspakt Soziale Integrati on im Quarti er:

Gute Investi ti onen in den 
Zusammenhalt vor Ort 

Das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat stellt 
den Ländern jährlich 200 Millionen Euro zur Förderung von 
sozialen Infrastrukturen zur Verfügung. Dies wurde beim Bun-
deskongress zum Förderprogramm „Investi ti onspakt Sozia-
le Integrati on im Quarti er – ein Beitrag zum sozialen Zusam-
menhalt vor Ort“ in Berlin bekannt gegeben.  

Die Kommunen können mit der Förderung des Bundes und 
der Länder, die aufgrund des hohen Bedarfs bis zum Jahr 2020 
fortgesetzt wird, ihre Kitas, Schulen, Bürgerzentren, Jugend-
freizeitt reff s oder Sportanlagen sanieren und damit neue Or-
te für Bildung, Austausch und Begegnung schaff en. Der Erhalt 
und die Sanierung dieser sozialen Infrastruktur in großen Städ-
ten wie in kleineren Gemeinden legen den Grundstein für einen 
besseren Zusammenhalt der Gesellschaft  sowie für die Integra-
ti on aller in der Nachbarschaft  lebenden Menschen. 

Rund 200 Teilnehmende aus Politi k, Verwaltung, Praxis und 
der Wissenschaft  diskuti erten, wie die Angebote sozialer Infra-
strukturen vor Ort den gesellschaft lichen Zusammenhalt und 
Integrati on in unseren Städten und Gemeinden ganz konkret 
unterstützen können. Erfahrungen und spannende Praxisbei-
spiele des Investi ti onspaktes „Soziale Integrati on im Quarti er“ 
aus den Kommunen wurden ebenfalls vorgestellt. 

Das Föderprogramm wird fortgeführt

Der Bund hat das Förderprogramm Investi ti onspakt „Sozi-
ale Integrati on im Quarti er“ im vergangenen Jahr gestartet. 
Bund und Länder unterstützen damit die Kommunen bei ihren 
Maßnahmen zum Umbau und der Sanierung von sozialen Infra-
strukturen. Das Programm ist eine Gemeinschaft sleistung von 
Bund, Ländern und Kommunen. Der Bund trägt mit 75 Prozent 
den größten Anteil der förderfähigen Kosten. 

Schon im ersten Förderjahr kamen bundesweit 235 kommu-
nale Maßnahmen in den Genuss der Förderung. Der Förderbe-
darf der Kommunen ist jedoch deutlich größer. Im aktuellen Koa-
liti onsvertrag haben sich die CDU/CSU und SPD darauf verstän-
digt, das Förderprogramm mit 200 Millionen Euro in den Folge-
jahren fortzuführen.  

der Veredelung von Daten sowie 
andererseits dem Datenschutz 
und dem Persönlichkeitsschutz. 

Die Oberbürgermeister be-
schäft igte in der Diskussion der 
Zielkonfl ikt zwischen Datensi-
cherheit und Datenschutz sowie 
einer serviceorienti erte Auf-
gabenerfüllung. Große US-Fir-
men setzten durch benutzerori-
enti erte Dienste Maßstäbe, die 
aus rechtlichen Gründen nicht 
1:1 auf die öff entliche Hand 
übertragbar sind. Der ambiva-
lente off ene Umgang mit Daten 
im privaten Bereich und hohe 
Ansprüche an den Datenschutz 
der öff entlichen Hand erschwe-
re die Bemühungen. Nach Ein-
schätzung der Oberbürgermeis-
ter müssen Städte mitt elfristi g 
ein digitales und analoges An-
gebot bereitstellen. Die Fülle an 
neuen Aufgaben erfordert neu-
es Personal. 

Digitales Klassenzimmer

Ein weiterer Diskussionspunkt 
bei der OB-Konferenz war der 
digitale Unterricht: Das digitale 
Klassenzimmer ist mehr als die 
Weiterentwicklung der grünen 
Tafel. Mit modernen Geräten ist 
es nicht getan. Technik hat ei-
ne dienende Funkti on für Päd-
agogik. Laptops, Tablets und in-
terakti ve Whiteboards müssen 
im Unterricht sinnvoll zum Ein-
satz kommen. Die Finanzierung 
darf nicht allein den Kommunen 
auferlegt werden. Die Ausstat-
tung der Schulen mit Informati -
onstechnologie ist eine Gemein-
schaft saufgabe von Bund, Frei-
staat und Kommunen. 
Quelle: Informati onsbrief des Bayerischen Städtetags

DStGB-Hauptausschuss in Bad Zwischenahn:

Sicherheit und Digitalisierung
Das Sicherheitsempfi nden in der Bevölkerung zu stärken und 
konsequent gegen Bedrohungen vorzugehen, sieht der Deutsche 
Städte- und Gemeindebund als Aufgabe aller politi schen Ebenen 
in Deutschland an. Mögliche Schritt e, um diesen Zielen gerecht zu 
werden, könnten ein Ausbau der Polizeipräsenz in der Fläche so-
wie unterschiedliche Maßnahmen auf kommunaler Ebene sein, 
erläuterten der Erste Vizepräsident des DStGB, Bürgermeister Ro-
land Schäfer, und Hauptgeschäft sführer Dr. Gerd Landsberg bei ei-
ner Sitzung des Hauptausschusses in Bad Zwischenahn.

„Zu einem verbesserten Si-
cherheitsgefühl müssen alle zu-
ständigen Akteure beitragen. 
Wir müssen der zunehmenden 
Verunsicherung bei Bürgerinnen 
und Bürgern wirksam begegnen 
und dafür Sorge tragen, dass 
das Vertrauen in den Rechts-
staat keinen Schaden nimmt“, 
erklärten Schäfer und Lands-
berg. Deutschland sei nach wie 
vor eines der sichersten Länder 
der Welt. Die Zahl der Straft a-
ten sei, wie die letzte Kriminal-
stati sti k zeigt, rückläufi g. Gleich-
wohl gebe es in Teilen der Be-
völkerung ein ti efes Gefühl der 
Verunsicherung und Angst, et-
wa davor, Opfer einer Straft at zu 
werden. „Das geht so weit, dass 
die Menschen besti mmte Plät-
ze und Gegenden in ihrer Stadt 
oder Gemeinde meiden und ins-
besondere in den Abendstun-
den nur mit Angstgefühlen auf-
suchen. Dem muss wirksam be-
gegnet werden“, betonten die 
beiden DStGB-Repräsentanten. 

Mehr sichtbare 
Polizeipräsenz

Dazu gehört aus Sicht des 
Deutschen Städte- und Gemein-
debundes insbesondere mehr 
sichtbare Polizeipräsenz in der 
Öff entlichkeit. Aber auch kom-
munale Maßnahmen, etwa auf 
der Grundlage von Bürgerdialo-
gen, könnten zu einem verbes-
serten Sicherheitsgefühl bei-
tragen. „Teilweise sind es recht 
einfache Maßnahmen, die eine 
große Wirksamkeit haben. Hier 
kann es unter anderem um die 
Verbesserung der Beleuchtung, 
die Veränderung der Sichtver-
hältnisse durch bauliche Maß-
nahmen, mehr Videoüberwa-
chung oder verstärkte Kontrol-
len durch die Ordnungsämter 

gehen“, führten Schäfer und 
Landsberg aus. 

Vertrauen in den Rechtsstaat 
scheint zu schwinden

Mit Sorge beobachtet der DSt-
GB, dass das Vertrauen der Be-
völkerung in den Rechtsstaat und 
insbesondere auch in die Justi z 
geringer zu werden scheint. Nach 
jüngsten Umfragen vertrauen ihr 
nur noch 43 Prozent in hohem 
Maße. „Es ist Aufgabe der Politi k, 
hier klare Signale zu setzen. Recht 
und Gesetze müssen nicht nur 
gelten, sondern auch konsequent 
angewandt werden. Gerade die 
Bewälti gung der Flüchtlingskri-
se hat bei vielen Menschen – teil-
weise von Skandalisierungen be-
gleitet – Zweifel an der Umset-
zung des Rechts genährt. Deshalb 
ist es wichti g und richti g, Perso-
nen, deren Asylantrag rechtskräf-
ti g abgewiesen wurde, auch kon-
sequent in das Herkunft sland zu-
rück zu führen“, unterstrichen die 
Verbandsvertreter.

Nur so könne die notwendi-
ge Akzeptanz für eine huma-
ne Flüchtlingspoliti k zu Gunsten 
der wirklich Verfolgten gestärkt 
werden. Die von der großen Ko-
aliti on vereinbarten Ankerzen-
tren könnten die entsprechen-
den Abläufe erleichtern und ins-
besondere sicherstellen, dass 
Personen ohne Bleibeperspek-
ti ve nicht auf die Kommunen 
verteilt werden. „Integrati on ist 
und bleibt für die Kommunen ei-
ne Herkulesaufgabe. Wir müs-
sen uns auf die Menschen kon-
zentrieren können, die aller Vor-
aussicht nach langfristi g bei uns 
bleiben werden.“

Mehr Tempo fordert der DStGB
dagegen bei der Umsetzung 
der Digitalisierung in Deutsch-
land. Gerade bei der Schaff ung 

einer fl ächendeckenden leis-
tungsstarken Infrastruktur und 
der Umsetzung guter E-Govern-
ment-Lösungen bestehe Nach-
holbedarf. „Die Digitalisierung 
ist die zentrale Zukunft saufgabe 
für Deutschland. Hier müssen 
wir schneller, besser und eff ek-
ti ver werden, sonst verspielen 
wir unsere Zukunft  und gefähr-
den den Wirtschaft sstandort 
Deutschland“, erklärten Schäfer 
und Landsberg.

Derzeit gebe es eine Menge 
off ene Baustellen, um Deutsch-
land fi t für die digitale Zukunft  
zu machen. „Leider ist Deutsch-
land bei der Digitalisierung so-
wohl bei der Wirtschaft  als auch 
bei der Verwaltung im europäi-
schen Vergleich allenfalls Mit-
telmaß. Das beginnt mit der un-
zureichenden Versorgung, ins-
besondere der ländlichen Re-
gionen, mit schnellem Inter-
net. Ohne ein leistungsfähiges 
flächendeckendes Breitband-
netz sind Zukunft stechnologien 
vom autonomen Fahren, über 
Telemedizin oder digitale Ver-
kehrsführung nicht umsetzbar.“ 

Digitale Identi tät 
für jeden Bürger

Positi v sei, dass die Politi k die 
Herausforderungen erkannt ha-
be. Allerdings hapere es an der 
Umsetzung. „Vieles läuft  zu bü-
rokrati sch und zu langwierig. 
Das gilt auch für die digitale Ver-
waltung der Zukunft . Wir wol-
len nicht, dass die Bürger lau-
fen, sondern dass die Daten 
laufen. Das wird nur gelingen, 
wenn nicht der Versuch unter-
nommen wird, die analoge Ver-
waltung einfach zu digitalisie-
ren, sondern der Transforma-
ti onsprozess mit einer echten 
Verwaltungsreform verbunden 
wird“, erläuterten Schäfer und 
Landsberg. Dazu gehöre insbe-
sondere, dass jeder Person ei-
ne digitale Identi tät, etwa über 
die Steuernummer oder die neu 
zu schaff enden Bürgerservice-
konten, zugeordnet wird, deren 
Überprüfung rechtssicher ge-
währleistet werde. 

Der Deutsche Städte- und Ge-
meindebund forderte zudem, 
dass Bund, Länder und Kom-
munen sich auf einheitliche und 
verbindliche Standards bei der 
Digitalisierung verständigen 
und einen Flickenteppich unter-
schiedlicher Regeln vermeiden. 
„Viele Vorschrift en, die bislang 
ausschließlich analoge Verfah-
ren vorschreiben, müssen mit 
Blick auf die zukünft ig digitale 
Umsetzung angepasst werden.“ 

Nicht zuletzt gelte es, Opti -
mismus und eine positi ve Ver-
änderungskultur zu etablie-
ren. „Wir müssen den Sorgen 
der Menschen vor der Digitali-
sierung wirksam begegnen und 
den Nutzen der neuen Services 
in den Blick nehmen. Es muss 
der Grundsatz gelten: Risiken er-
kennen und beherrschen, Chan-
cen nutzen“, so Schäfer und 
Landsberg abschließend.  DK

DSGVO:
Bundesratsiniti ati ve gegen 

Abmahn-Missbrauch 
Der Ministerrat beschloss ei-

nen Gesetzentwurf zur Anpas-
sung zivilrechtlicher Vorschrift en 
an die Datenschutz-Grundver-
ordnung, den Bayern in den Bun-
desrat einbringen wird. Damit 
sollen nach Justi zminister Prof. 
Dr. Winfried Bausback die Bürger 
besser gegen unseriöse Abmahn-
prakti ken geschützt werden. 

Gerade bei Vereinen sowie 
kleinen und mitt leren Unterneh-
men bestehe erhebliche Sorge, 
Opfer unseriöser Abmahnprak-
ti ken zu werden und beispiels-
weise wegen potenziell fehler-
haft er Datenschutzerklärungen 
auf der Homepage mit Klagen 
überzogen zu werden. 

Der Gesetzentwurf soll künf-
ti g sicherstellen:
• Keine Abmahnmöglichkeit durch 
(angebliche) Mitbewerber, son-
dern nur durch besti mmte Ver-
braucherschutzverbände.
• Keine Abmahnmöglichkeit we-
gen einer Datenschutzerklärung 
auf der Homepage eines Unter-
nehmers, die allein an formellen 
Fehlern leidet.
• Keine Abmahnmöglichkeit, 
wenn Daten allein zum Zweck 
der Vertragsabwicklung verar-
beitet werden.  
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pass und Motivation stimmten. 
Dabei „sind uns die Kommu-
nen nach wie vor lieb und teu-
er“. Den kommunalen Frieden 
zu wahren, sei Maßgabe für die 
Zukunft, unterstrich Blume ab-
schließend. 

Wahlverhalten  
wissenschaftlich betrachtet

Über das „Wahlverhalten mit 
Schwerpunkt Bayern“ infor-
mierte Dr. Gerhard Hirscher, 
Referent der Hanns-Seidel-Stif-
tung. Seinen Ausführungen zu-
folge sinken seit 1949 tenden-
ziell die Stimmenanteile großer 
Parteien. Die klassischen poli-
tischen Lager werden weniger, 
das bürgerliche Lager zerfällt in 
immer mehr Einzelteile.

Nach einer hohen Wahlbetei-
ligung bei den Bundestagswah-
len im vergangenen Jahr wiesen 
die 16 Bundesländer nunmehr 
13 Regierungsmodelle auf. Hir-
scher verwies auf eine Tendenz 
hin zu „Volatilität und geringe-
rer Ausschöpfungsquote“, d.h. 
die Bereitschaft zum Wechsel 
nimmt in allen Altersgruppen 
zu. Die Masse an Stammwählern 
wird weniger. Schwankungen in-
nerhalb kurzer Zeit sind mittler-
weile die Regel. 

Die „weitere Alterung der 
Wählerschaft“ spiele eine ent-
scheidende Rolle, so Hirscher. 
Ältere Jahrgänge gingen deut-
lich häufiger zur Wahl. Wahlbe-
rechtigte in Deutschland hätten 
inzwischen ein Durchschnittsal-
ter von 53 Jahren erreicht. Auch 
nähmen Glaubwürdigkeit und 
Vertrauen in Einzelpersonen bei 
der Wahlentscheidung breite-
ren Raum ein.

Zudem sei ein deutlicher 
Trend in Richtung Briefwahl er-
kennbar. Bei der jüngsten Bun-
destagwahl stimmten in Bayern 
immerhin 37,3 % der Wähler per 

Brief ab, wobei in der CSU-Wäh-
lerschaft große Unterschiede 
zwischen Jung und Alt den Ur-
nen- und Briefwahlergebnissen 
festzustellen seien.

Interessant auch: „Die AfD 
nährt sich aus dem Nichtwäh-
lerbereich und kleinen Partei-
en und nicht aus der Masse der 
CDU/CSU-Wähler.“ Am stärks-
ten punktet die AfD bei den 
mittleren Altersgruppen mit 
mittleren Bildungsabschlüssen. 

Grundsätzlich sieht sich der 
bayerische Wähler Hirscher zu-
folge „leicht links von der Mit-
te“ angesiedelt. Damit folgt er 
dem Empfinden des Rests der 
Republik.

Die Bürger begeistern

„Den Bürger begeistern“ mit 
den Mitteln eines wirkungs-
vollen Marketings und moder-
nem Veranstaltungsmanage-
ment lautet nach den Worten 
von Wilhelm Graf, Leiter Mar-
keting und Veranstaltungen der 
CSU-Landesleitung, die Strate-
gie der CSU. Wichtig ist aus sei-
ner Sicht die Einheitlichkeit des 
CSU-Logos. Freilich sei nicht nur 
die CSU eine Marke, sondern 
auch der sich zur Wahl stellen-
de Kandidat. Die CSU biete hier-
zu PR-Schulungen an. Zudem 
könne man mit diversen Veran-
staltungsformaten wie einem 
CSU-Messestand (siehe After 
Work-Party, „Lounge in the Ci-
ty“), dem Stammtisch oder dem 
CSU-Eventtrailer, verteilt auf al-
le Bezirksverbände, aufwarten. 
All diese Formate trügen dazu 
bei, „Näher am Menschen“ zu 
sein, informierte Graf.

Werbemittel könnten kosten-
los über die Landesleitung be-
stellt werden, zudem sei eine 
kostenfreie Ausleihe von Ver-
sammlungs-Mobiliar wie einer 
CSU-Couch im CSU-Shop mög-
lich. Auch steht allen Parteimit-
gliedern die neue Online-Platt-
form „CSU kreativ“, ein web-to-
print-Service der LaLei, zur Ver-
fügung. Hier können Plakate, 
Flyer, Visitenkarten usw. online 
individuell gestaltet und fertige 
Drucksachen für die Druckerei 
heruntergeladen werden. Auch 
ist es möglich, gestaltete Print-
mittel direkt und günstig dru-
cken zu lassen.

Soziale Medien vor Ort

„Unsere Gesellschaft verän-
dert sich. Eine Homepage ist 
mittlerweile Pflicht. Kommuni-
kation aber läuft anders“, stellte 
Andreas Weisser, Leiter Digita-
le Kommunikation der CSU-Lan-
desleitung zum Thema „Sozia-
le Medien vor Ort“ fest. Mitt-
lerweile werde Social Media 
durchschnittlich zwei Stunden 
pro Tag eingeräumt. Facebook 
biete Chancen für Institutionen, 
Marken und Personen, klare 
Botschaften zu transportieren. 

Das Augenmerk gelte digita-
len Reichweiten und dem Auf-
bau einer Community, dem Di-
alog mit Usern und Bürgern so-
wie der Interaktion von Usern 
mit CSU-Inhalten. Exemplarisch 
nannte Weisser digitale Innova-
tionen wie Instagram, Periscope 
als erste Live-Video-App, Snap-
chat oder Chatbot im Facebook 
Messenger. Weisser: „Unsere 
Erfolgsbasis sind die Mitglieder. 
Wichtig ist, dass bei unseren di-
gitalen Aktivitäten der CSU-Ver-
netzungscharakter deutlich zum 
Vorschein kommt.“

Änderungen im Bayerischen 
Kommunalwahlrecht

Zum Abschluss der Sonder-
sitzung informierte CSU-Justi-
ziar Florian Meißner über Än-
derungen im Bayerischen Kom-
munal(-wahl-)recht, die der 
Landtag im Februar dieses Jah-
res beschlossen hat. Da gerade 
auch von aktiven Kommunalpo-

litikern immer wieder Nachfra-
gen kamen, berichtete Meiß-
ner kurz über politisch relevan-
te Punkte.

1. Neues Auszählverfahren: 
Das Auszählverfahren bei der 
Umrechnung von Stimmen in 
kommunale Mandate bei der 
Besetzung von Stadt- und Ge-
meinderäten sowie Kreis- und 
Bezirkstagen wurde vom Ver-
fahren nach Hare/Niemeyer in 
das Auszählverfahren nach Sain-
te-Lague/Schepers geändert. 
Das neue Verfahren, das auch 
bei der Bundestagswahl ange-
wandt wird, bildet nach Aus-
kunft von Experten den Wäh-
lerwillen am gerechtesten ab. 
Hare/Niemeyer bevorzuge ten-
denziell kleinere Parteien, das 
Verfahren nach d‘Hondt hätte 
größere Parteien bevorzugt.

2. Abschaffung von Listen-
verbindungen: Ab der Kommu-
nalwahl 2020 sind Listenverbin-
dungen mehrerer Parteien oder 
Gruppierungen nicht mehr er-
laubt. Demzufolge ist es nicht 
mehr möglich, zwei Listen so zu 
verbinden, dass diese bei der 
Verteilung der Sitze rechnerisch 
wie ein einziger Wahlvorschlag 
behandelt werden. Anmerkung: 
Es handelt sich hierbei um zwei 
unterschiedliche Listen! Ge-
meinsame Wahlvorschläge, bei 
denen Mitglieder verschiedener 
Parteien- bzw. Wählergruppen 
von vornherein auf einer ge-
meinsamen Liste antreten, blei-

Power für  
Bayerns ...
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tischen Schadstoffreduzierung 
führen würde und diese Tech-
nologie völlig ausgereift zur Ver-
fügung steht“, betonte die Ver-
legerin. 

Hausherr Dr. Florian Bieber-
bach, Geschäftsführer der Stadt-
werke München GmbH, warte-
te mit einigen Anmerkungen zur 
Tagungsstätte auf. Die histori-
sche Gaszählerwerkstatt steht 
unter Denkmalschutz. 1906 
wurde das architektonisch inte-
ressante Gebäude errichtet und 
diente 60 Jahre lang den Münch-
ner Stadtwerken als Montage-
halle. Heute wird es für vielfälti-
ge Veranstaltungen genutzt. 

Das Gelände steht laut Bie-
berbach symbolisch für die Än-
derung der kommunalen Ener-
gieversorgung bzw. der kom-
munalen Daseinsvorsorge in 
den vergangenen 100 Jahren. 
Der Campus ist inzwischen ein 
von neuen Technologien domi-
nierter Standort. Dort ist die in 
den vergangenen 20 Jahren auf-
gebaute Telekommunikations-
tochter der Stadtwerke ebenso 
zu finden, wie ein Technologie-
zentrum mit Start-ups, Ladesäu-
len für Elektroautos sowie Pho-
tovoltaikanlagen. Demnächst 
ist auch wieder ein autonomer 
Shuttlebus im Einsatz.

Doku in GZ 15/16

In Ausgabe 15-16/2018 der 
Bayerischen GemeindeZeitung 
(Erscheinungsdatum: 2. Au-
gust) wird eine Sonderdoku-
mentation der Tagung veröf-
fentlicht. Unter http://www.
bayerisches-energieforum.de 
stehen die Vorträge zum Down-
load bereit.  DK

Migration und Kommunalwahl ... ben dagegen weiterhin zulässig.
3. Listen von Nebenorgani-

sationen: Grundsätzlich bleibt 
es verboten, dass eine Partei 
oder Wählergruppierung zwei 
verschiedene Listen aufstellt, 
auch nicht über eine Unterglie-
derung. Allerdings wurde einge-
fügt, dass eine Organisation, in 
der man Mitglied sein kann, oh-
ne zugleich Mitglied des „Wahl-
vorschlagsträgers“ zu sein, kei-
ne Untergliederung darstellt 
und damit eine zweite Liste ein-
reichen kann. Dies ermöglicht 
künftig grundsätzlich die Auf-
stellung von z.B. JU-Listen.

Wählbarkeitshindernisse 
werden abgebaut

Außerdem werden einige 
Wählbarkeitshindernisse abge-
baut. Künftig können sich u.a. 
auch amtierende Bürgermeis-
ter und Landräte für einen Sitz 
in Kommunalparlamenten be-
werben. Hinzu kommt: Wer 
sein kommunales Mandat wäh-
rend der Amtszeit niederlegt, 
muss dies nicht mehr öffentlich 
begründen. Neu geregelt wer-
den auch Wahlwiederholungen 
bei Verfahrensfehlern. So muss 
nur noch in dem Wahllokal er-
neut gewählt werden, in dem 
der Fehler aufgetreten ist, und 
nicht mehr im ganzen Stimmbe-
zirk oder gar der gesamten Ge-
meinde. Ferner wird bei Bürger-
versammlungen das Rederecht 
auf Jugendliche und im Ort le-
bende Nicht-EU-Ausländer aus-
geweitet.  DK

Finanz- und Heimatminister Albert Füracker:

Bayerns Heimatpolitik wird 
konsequent fortgeführt

Vorstellung Heimatbericht 2017 und „Offensive.Heimat.Bayern“ 

Gleichwertige Lebensverhältnisse und Arbeitsbedingungen in 
ganz Bayern – in der Stadt und auf dem Land – sind oberstes Ziel 
der bayerischen Landesentwicklung und ausdrücklicher Verfas-
sungsauftrag. „Bayerns ländlicher Raum ist ein starker Zukunfts- 
und Chancenraum“, stellte Finanz- und Heimatminister Albert 
Füracker bei der Vorstellung des Heimatberichts 2017 und der 
„Offensive.Heimat.Bayern“ fest. 

Mit der „Offensive.Heimat.
Bayern“ führt Füracker die Hei-
matstrategie seines Vorgängers 
Ministerpräsident Dr. Markus 
Söder fort: „Nach der erfolgrei-
chen Umsetzung der bisherigen 
Maßnahmen stärken wir jetzt 
mit neuen Impulsen den ländli-
chen Raum weiter und entlasten 
dadurch die Verdichtungsräu-
me. Ziel bleibt die passgenaue 
Unterstützung der Kommunen 
vor Ort“, betonte Füracker. 

Onlinezugangsgesetz

Dafür setzt Bayern zukünftig 
etwa verstärkt auf das „Digitale 
Rathaus“, das Bürgerinnen und 
Bürgern den Gang zur Behörde 
erleichtern – wenn nicht sogar 
ersparen – soll. „Wir schaffen 
für Kommunen die Möglichkeit, 
ihre Verwaltungsleistungen für 
Bürgerinnen und Bürger sowie 
Unternehmen baldmöglichst 
online anzubieten, von der Be-
antragung der Geburtsurkunde 
bis hin zur Kfz-An- und Abmel-
dung. Ziel ist es, Verwaltungs-
dienstleistungen stationär und 
mobil rund um die Uhr und von 
überall sicher abrufen zu kön-
nen“, erklärte Füracker.

„Die digitale Verwaltung wird 
daher mit neuen Angeboten wei-
ter ausgebaut. Dafür starten wir 
ein Förderprogramm, das finan-
zielle Unterstützung bietet und 
gleichzeitig auf Beratung setzt.“ 
Mit dem BayernPortal wurde 
die bundesweit fortschrittlichste 
Plattform für eine digitale Ver-
waltung geschaffen, welche alle 
elektronischen Verwaltungsleis-
tungen bündelt. Auf dieser zen-
tralen Zugangs- und Informati-
onsplattform werden den Bürge-
rinnen und Bürgern alle elektro-
nischen Verwaltungsleistungen 
aus einer Hand angeboten. Bay-
ern will mit der Umsetzung des 
Onlinezugangsgesetzes bis Ende 

2020 alle Verwaltungsleistungen 
online anbieten.

Mit der App „Heimat-Blick“ 
können die Bürgerinnen und 
Bürger zukünftig Daten und Fak-
ten über ihre Region jederzeit 
abrufen. „Die App bietet einen 
hervorragenden ersten Über-
blick über eine Region, einfach 
und leicht verständlich. Damit 
erhöhen wir weiter die Transpa-
renz staatlichen Handelns“, hob 
Füracker hervor.

Die „Offensive.Heimat.Bayern“ 
ist die Fortführung der Heimat-
strategie von 2014 und stützt 
sich auf fünf Säulen: „Heimat.
Kommunal“, „Heimat.Digital“, 
„Heimat.Leben vor Ort“, Heimat.
Arbeiten vor Ort“ und „Heimat.
Europa“: Der kommunale Finanz-
ausgleich hat 2018 ein neues Rek-
ordniveau von 9,53 Milliarden Eu-
ro erreicht und wird fortgeführt, 
gleichzeitig werden kommuna-
le Investitionen weiter gestärkt, 
zum Beispiel mit einer deutli-
chen Erhöhung der Krankenhaus-
finanzierung. Das Regionalma-
nagement wird als bewährtes In-
strument der Landesentwicklung 
weiter ausgebaut. 

Perspektiven für  
alle Generationen

Grundlage für die bayerische 
Heimatpolitik ist der jährliche 
Heimatbericht mit Daten und 
Fakten zu Bayerns ländlichem 
Raum. „Die Zahlen im Heimat-
bericht 2017 bestätigen unsere 
Heimatpolitik. Wir sind auf dem 
richtigen Weg“, stellte Füracker 
fest. „Der ländliche Raum bietet 
Perspektiven für alle Generati-
onen und ist Heimat für immer 
mehr Menschen. Einwohner- 
und Geburtenzahl im ländlichen 
Raum sind 2016 im fünften Jahr 
in Folge angestiegen, zum sieb-
ten Mal in Folge sind mehr Men-
schen zu- als weggezogen.“ r

450 zusätzliche Beförderungs-
möglichkeiten für IT-Fachkräfte
Haushaltsausschuss des Bayerischen Landtags billigt Stellen-
hebungen im Volumen von 2,5 Millionen Euro ab 1. Juli 2018 

„Der Freistaat Bayern bietet eine Vielzahl anspruchsvoller 
und vielseitiger Arbeitsplätze im IT-Bereich. Die Digitalisie-
rung der Verwaltung ist zentrales Ziel der IT-Strategie in Bay-
ern. Eine zuverlässige digitale Infrastruktur, die Bürgerin-
nen und Bürger, Wirtschaft und Verwaltung sicher vernetzt, 
stärkt unser Land. Unser Ziel ist es, digitale Verwaltungs-
dienstleistungen rund um die Uhr und von überall aus abruf-
bar anzubieten. Wir wollen hierfür die besten Köpfe gewin-
nen. Heute wurden zusätzliche Beförderungs-möglichkeiten 
für 450 Beschäftigte im IT-Bereich gebilligt“, freute sich Fi-
nanz- und Heimatminister Albert Füracker. 

Der Haushaltsausschuss des Bayerischen Landtags hat 450 
Stellenhebungen mit einem Volumen von 2,5 Millionen Euro 
für das Jahr 2018 speziell für den IT-Bereich des Freistaats in 
Kraft gesetzt. Die Beförderungen bzw. Höhergruppierungen 
können ab dem 1. Juli 2018 ausgesprochen werden. Das Stel-
lenhebungskonzept ist Bestandteil des Maßnahmenpakets 
zur weiteren Stärkung des öffentlichen Dienstes in Bayern. 

Der Freistaat hat im Nachtragshaushalt 2018 ein Maßnah-
menpaket zur Optimierung der Personalgewinnung und Stär-
kung der Personalbindung im IT-Bereich beschlossen. Neben 
den zusätzlichen Beförderungsmöglichkeiten enthält dieses 
Maßnahmenpaket einen Zuschlag zur Gewinnung von IT-Fach-
kräften und die Möglichkeit zur schnelleren Verbeamtung. Au-
ßerdem wird Anwärtern des Studiengangs Verwaltungsinfor-
matik während des Fachstudiums in Hof kostenloser Wohn-
raum zur Verfügung gestellt. r

Bayerns Bauministerin Ilse Aigner: 

Praxisstudie „Bezahlbare 
Qualität im Wohnungsbau“

360 gelungene Wohnungen von neun Bauherren
Neuer Leitfaden steht kommunalen Bauherren zur Seite

„Wir brauchen deutlich mehr Wohnungsbau in Bayern. Dabei 
darf die Qualität im Bauen nicht auf der Strecke bleiben. Wir un-
terstützen interessierte Bauherren und Fachplaner deshalb gerne 
aus unserem „Werkzeugkasten“ für mehr bezahlbaren Wohnraum 
in Bayern. Unsere Bezirksregierungen sind die optimalen Berater 
vor Ort“, so Bayerns Bauministerin Ilse Aigner. Eine neue Praxis-
studie über „Bezahlbare Qualität im Wohnungsbau“ soll allen Bau-
willigen von Geschosswohnungsbau jetzt als Hilfestellung dienen. 
Auf der Baufachtagung „Heimat schaffen“ in Würzburg hat Aigners 
neues Ministerium eine Broschüre zu dieser Studie vorgestellt. 

Aigner: „Wohnungsbau ist das 
Herzstück der Baupolitik in Bay-
ern. Insbesondere den Kommu-
nen als Treiber des Wohnungs-
baugeschehens vor Ort stehen 
wir deshalb mit Fördergeldern 
und Fachwissen zur Seite.“ Die 
Praxisstudie „Bezahlbare Quali-
tät im Wohnungsbau“ zeigt an-
hand gelungener Projekte in 
Städten und Gemeinden, wie 
man gute, solide und bezahlbare 
Wohnungen auf den Weg brin-
gen kann. Die Publikation stellt 
nun die gesammelten Erfahrun-
gen aus der Praxisstudie weite-
ren Kommunen und interessier-
ten Bauherren und Fachplanern 
zur Verfügung. 

Kommunen bei der  
Planung unterstützen

Das Bayerische Staatsministe-
rium für Wohnen, Bau und Ver-
kehr – vormals Oberste Bau-
behörde – hat die Praxisstudie 
„Bezahlbare Qualität im Woh-
nungsbau“ im Sommer 2016 ins 
Leben gerufen, um Städte und 
Gemeinden bei Planung und 
Bau von Wohnungen für ein-
kommensschwächere Bewoh-
ner zu unterstützen. 

Das Besondere ist, dass ne-
ben einigen größeren Städten 
vor allem kleinere Gemeinden 
im ländlichen Raum an der Pra-
xisstudie teilnahmen, die keine 
Erfahrung als Bauherren eigener 
Wohnungsbauprojekte hatten:

Regierungsbezirk Niederbayern

• Bodenkirchen (Ortsteil Hilling, 
Landkreis Landshut): Ein neuer 
Dorfplatz entsteht
• Salzweg (Ortsteil Straßkir-
chen, Landkreis Passau): Modu-
lare Ortsentwicklung in Holz

Regierungsbezirk Oberbayern 

• Burghausen (Landkreis Altöt-
ting): Wohnen trotz Schall
• Freising (Ortsteil Lerchenfeld): 
Preisgünstigen Wohnraum um-
setzen

• Ingolstadt (Ortsteil Ober-
haunstadt): Wohnen am Rosen-
garten

Regierungsbezirk Oberfranken 

• Coburg (Bertelsdorfer Höhe): 
Coburg-Nord ist mehr
• Schirnding (Landkreis Wunsie-
del): Potentiale des Wohnleer-
standes
• Weißenbrunn (Landkreis 
Kronach): „Machbares“ Woh-
nen am Ortseingang

Regierungsbezirk Schwaben 

• Neu-Ulm: Neues Wohnen in 
Wiley-Nord

„Mit der Praxisstudie haben 
wir diesen Gemeinden eine 
Plattform für intensiven Fach-
austausch sowie eine fachli-
che Begleitung und Förderung 
ihrer Projekte angeboten. Ge-
meinsam mit den Bezirksregie-
rungen, einem international be-
setzten Begleitgremium, den 
Experten aus unserem Haus und 
zahlreichen Architekten hat das 
neue Format schnell Fortschrit-
te erzielt und neue Entschei-
dungsgrundlagen geschaffen. 
Wir sind mit dem Ergebnis hoch-
zufrieden“, so Aigner. 360 neue 
Wohnungen konnten auf die-
se Weise initiiert werden, die 
in den kommenden Jahren von 
neun teilnehmenden Bauherren 
errichten werden.

Die neue Publikation gibt ei-
nen anschaulichen Einblick in 
die verschiedenen Projekte der 
Praxisstudie, beschreibt bereits 
realisierte Referenzprojekte und 
wird ergänzt durch Fachartikel 
des Begleitgremiums, beispiels-
weise zu den Themen ‚Woh-
nungsbau im ländlichen Raum‘, 
‚bezahlbare Qualität im Woh-
nungsbau‘, ‚geförderte Finanzie-
rung‘ und ‚Kostenreduzierung‘.

Die Publikation ist im im Be-
stellportal der Staatsregierung 
unter folgendem Link verfüg-
bar: www.bestellen.bayern.de/ 
shoplink/03500223.htm  r
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Packen Sie lokale Herausforderungen gemeinsam an
Klimawandel, Migration, Mobilität, Digitalisierung – Zukunftsfragen lösen Kom-
munen leichter in Zusammenarbeit mit ihren globalen Partnern. Die Servicestelle 
Kommunen in der Einen Welt unterstützt Städte, Gemeinden und Landkreise 
beim Aufbau und der Gestaltung kommunaler Partnerschaften auf Augenhöhe.

Entwicklungspolitik:

Fluchtursachen bekämpfen – 
wirksam helfen

CSU-Informationsveranstaltung in München-Obermenzing  
mit Bundesminister Gerd Müller und Bürgermeister Josef Schmid 

„Fluchtursachen bekämpfen“ lautete der Titel einer von der CSU 
initiierten Veranstaltung in München-Obermenzing. Neben Land-
tagskandidat und Zweitem Bürgermeister Josef Schmid hieß der 
CSU-Bundestagsabgeordnete Stephan Pilsinger den Bundesmi-
nister für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung, Gerd 
Müller, willkommen. 

Wie Pilsinger in seiner Begrü-
ßung betonte, habe Minister 
Müller in den vergangenen Jah-
ren viel inhaltliches Stehvermö-
gen gezeigt und demonstriert, 
„dass Entwicklungshilfepolitik 
nicht nur darin bestehen muss, 

landes. Nach wie vor dramatisch 
ist die weltweite Flüchtlingssitu-
ation: Jeden Tag kommen über 
40.000 Flüchtlinge hinzu. 68 Mil-
lionen Menschen sind insgesamt 
auf der Flucht – fast doppelt so 
viele wie noch vor zehn Jahren. 
Fast 90 Prozent von ihnen fin-
den Aufnahme in Entwicklungs-
ländern. 

Müller informierte über die Be-
reiche „Krisenbogen um Syrien“, 
in dem derzeit acht Millionen 
Menschen in Zeltstädten lebten 
und „Afrika“. Hier liege der Ur-
sprung der im Augenblick um-
fangreichsten Fluchtbewegun-
gen nach Europa. Die Flucht 
aus dem Krisenbogen Syrien sei 
kriegsbedingt.

Mit Blick auf die Kriegsgebiete 
in Syrien und dem Irak wies der 
Minister darauf hin, dass keine 
andere irakische Stadt mehr un-
ter dem IS-Terror gelitten habe 
als Mossul. Hier wurde das Kali-
fat ausgerufen. Über eine Million 
Menschen, darunter 500.000 Kin- 
der, flohen. Straßen und Häuser 
wurden zerstört, Minen und ver-
steckte Sprengfallen machten 
Teile der Stadt unbewohnbar.

Programm „Cash For Work“

Über die unmittelbare Sicher-
stellung der Grundversorgung 
(Ernährung, Wasser) hinaus un-
terstützt Deutschland Flüchtlin-
ge durch Arbeitsmöglichkeiten 
und Einkommen. Einen wichti-
gen Beitrag zum Wiederaufbau 
leistet vor Ort das Programm 
„Cash For Work“, das für einige 
tausend Familien sofort verfüg-
bare Einkommen und Beschäfti-
gung schafft. „Die Menschen be-
kommen eine Schaufel und ei-
nen Schubkarren, um den Schutt 
wegzuräumen und so ihre Stadt 
selbst wieder aufzubauen. Da-
für erhalten sie 50 Cent, zum Teil 
auch einen Euro in der Stunde 
und arbeiten. Das ist großartig“, 
bekannte der Minister. 

2017 investierte das Entwick-
lungsministerium insgesamt 105 
Millionen Euro in Mossul. Mit 
deutscher Hilfe wurden so Woh-
nungen und 180 Schulen für 
120.000 Kinder aufgebaut. Et-
wa 700.000 Binnenvertriebene 
konnten bereits zurückkehren. 
2018 sollen 10.000 neue Jobs in 
der irakischen Stadt entstehen. 

Wiederaufbau unterstützen

„Angesichts der dramatischen 
Lage müssen wir den Wieder-
aufbau in Mossul und im Nord-
Irak weiter unterstützen. Wir 
dürfen mit unseren Engage-
ment im Irak und der gesam-
ten Krisenregion rund um Syrien 
nicht nachlassen, damit der Ter-
rorismus nicht wieder Fuß fas-
sen kann“, machte Müller deut-
lich. Sie erhielten so die Möglich-
keit, sich selbst und ihre Famili-
en zu versorgen. Die finanzielle 
Notlage der Menschen werde 
gemindert, die soziale Anerken-
nung der Flüchtlinge im Gastland 
wächst und der gesellschaftliche 
Zusammenhalt werde gestärkt, 
denn an den Programmen kann 
auch die lokale Bevölkerung teil-
nehmen. Auch im Libanon sei 
die Lage im Übrigen dramatisch. 
„Das Land hat 4,2 Millionen Ein-
wohner und hat 1,5 Millionen 
Syrer aufgenommen“, betonte 
Gerd Müller. 

Durch das Programm „Pers-
pektive Heimat“ schafft das BMZ 
Startchancen in ausgewählten 

Ländern. Das Rückkehrer-Pro-
gramm ist seit März 2017 im 
Aufbau und hilft seither Men-
schen bei der Reintegration, die 
nach Albanien, Kosovo, Serbi-
en, Tunesien, Marokko, Ghana 
und Senegal zurückkehren wol-
len. Weitere Zielländer des Pro-
gramms sind Nigeria, Irak, Afg-
hanistan und Ägypten.

Schon heute finanziert das 
BMZ in seinen Partnerländern 
viele Projekte, die auch Rückkeh-

Dr. Gerd Müller.  r Josef Schmid.  r

Geld in Dritte Welt-Länder zu 
transferieren, sondern dass man 
dies auch mit konkreten Zie-
len verknüpft, in dem man kon-
kret Fluchtursachen beseitigt“. 
„Entwicklungshilfen sind Inves-
titionen vor Ort. Und diese ha-
ben einen deutlich höheren Wir-
kungsgrad, als nach der Flucht-
bewegung“, unterstrich Pilsin-
ger. Für den BMZ-Etat sehe die 
Bundesregierung 900 Mio. Euro 
zusätzlich vor – eine Steigerung 
von zehn Prozent innerhalb ei-
nes Jahres. Damit verknüpft sei-
en sinnvolle Investitionen, mit 
denen Lösungen  für die  globa-
len Fluchtbewegungen angebo-
ten werden. 

Drei Säulen der Hilfe

Laut Münchens Zweitem Bür-
germeister Josef Schmid gibt es 
bei den schwierigen Themen 
Flucht, Migration, Vertreibung, 
Integration und Hilfe nicht nur 
eine einzige Sichtweise, viel-
mehr seien es nach Ansicht der 
CSU drei Säulen. „Wir sind ei-
ne christlich-soziale Partei, des-
halb besteht die erste Säule da-
rin, den Menschen zu helfen, 
die bei uns Hilfe suchen und die 
rechtmäßig eine Bleibeperspek-
tive haben. Um jedoch gut hel-
fen zu können, müssen wir Zu-
wanderung begrenzen. Das ist 
die zweite Säule. Die wirtschaft-
lichen Probleme der einzelnen 
Länder können wir nicht hier bei 
uns lösen. Aber wir müssen den 
Ländern vor Ort helfen. Denn 
sonst kommen die Menschen zu 
uns. Deshalb, und das ist die drit-
te Säule, müssen wir Fluchtursa-
chen vermeiden.“

Deutsche Kommunen können 
hier mit ihrem Know-how, ihren 
Erfahrungen und Fertigkeiten  
einen Beitrag zur Entlastung der 
Aufnahmekommunen leisten. 
Dies ist der Ansatz für die 2016 
gestartete neue BMZ-Initiati-
ve „Kommunales Know-how für 
Nahost“. München und die tür-
kische Stadt Mardin an der sy-
rischen Grenze seien dabei die 
beiden ersten Partnerstädte ge-
wesen, erklärte Schmid. Ein wei-
teres erfolgversprechendes Pro-
jekt betreffe die Zusammenar-
beit mit der tunesischen Stadt 
Kasserine.

Flucht und Migration bleiben 
nach Minister Müllers Ausfüh-
rungen die große Herausforde-
rung der Zukunft. Im Moment le-
ben und arbeiten 250 Mio. Men-
schen außerhalb ihres Heimat-

rern offenstehen. Hierzu zählen 
Existenzgründerberatung, Pro-
gramme zur beruflichen Bildung 
und Beschäftigung oder Bewer-
bungstrainings. Aber nicht im-
mer decken die bestehenden 
Angebote den Bedarf an Förde-
rung und Beratung oder sie sind 
bei Rückkehrern nicht bekannt. 
Deshalb verstärkt und erweitert 
das BMZ bestehende Projekte 
der deutschen Entwicklungszu-
sammenarbeit in den Partner-
ländern und die Beratungsmög-
lichkeiten hierzu, um sowohl für 
Rückkehrer als auch für die Men-
schen vor Ort neue Startchan-
cen zu schaffen.

Marshallplan mit Afrika

Auch aus Afrika gibt es nach 
Müllers Ausführungen Kriegs-
flüchtlinge, allerdings spielten 
hier andere Motive eine Rolle. 
Die sehr starke Bevölkerungs-
zunahme – jedes Jahr kommen 
20 Mio. junge Menschen neu 
auf den afrikanischen Arbeits-
markt – und die Digitalisierung 
würden in Zukunft die Fluchtbe-
wegungen aus Afrika befeuern.

Da der wirtschaftliche Stan-
dard noch „im 19 Jahrhundert“ 
angesiedelt sei, gleichzeitig 
aber durch digitale Medien die 
Verheißung des westlichen Le-
bensstandards per Smartphone 
überall ersichtlich sei, entstün-
den „Pull-Faktoren“, so Müller. 
Gleichzeitig fuße der deutsche 
Wohlstand zu großen Teilen auf 
dem Rücken dieser Menschen: 
„Kein Handy funktioniert, kein 
Auto fährt ohne seltene Metal-
le, die wir aus afrikanischen Län-
dern beziehen“, meinte der Mi-
nister. Auch hieraus entstehe  
die Verpflichtung zur Hilfe, die 
ganz große Aufgabe für Europa. 

Müller verwies auf seinen 
„Marshallplan mit Afrika“. Da-
bei handelt es sich um ein inte- 
griertes Gesamtkonzept mit 
Vorschlägen und Reformideen 
für eine kohärente Politik in den 
Bereichen Wirtschaft, Stabilität, 
Handel und Sicherheit. Der Plan 
fußt auf den vier Kerngedanken: 
1. Private Investitionen fördern, 
2. Gute Regierungsführung stär-
ken, 3. Handelsbeziehungen fai-
rer gestalten und 4. Frieden und 
Stabilität sichern. Hauptziel des 
Marshallplans ist es, Kapital für 
Afrika zu mobilisieren. Und zwar 
nicht nur in Form von Geld oder 
Krediten, sondern vor allem 
durch politisches und unterneh-
merisches „Kapital“.

„Afrikas größtes Kapital sind 
seine Menschen. Afrika ist einer 
der jüngsten Kontinente unse-
res Planeten“, führte Müller aus. 
Doch die Jugendarbeitslosigkeit 
sei hoch. Darum hat Deutsch-
land gemeinsam mit der Afri-
can Union (AU) die „Skills Ini-
tiative for Africa“ entwickelt.  
Die praxisbezogene Berufsaus-
bildung in Afrika, insbesondere 
für Mädchen und Frauen, wird 
verbessert und erweitert. Wich-
tige Partner dafür sind die afrika-
nische und internationale Privat-
wirtschaft. Deutsche Unterneh-
men etwa haben Müller zufolge 
mit beruflicher Qualitäts-Ausbil-
dung viel Erfahrung.

Der Zugang afrikanischer Staa-
ten zu den Märkten im Norden 
stelle dabei eine wichtige Kom-
ponente dar. Umgekehrt gilt: Eu-
ropäische Unternehmer müss-
ten angehalten werden, sich in 
Afrika zu engagieren. Derzeit 
werde dazu ein Entwicklungsin-
vestitionsgesetz erarbeitet. 

Faire Konditionen gefordert

„Mit öffentlichen Geldern lö-
sen wir die Probleme Afrikas und 
der Entwicklungsländer nicht. 
Wir müssen die selber schaf-
fen lassen und ihnen selber die 
Möglichkeit geben, in Arbeit zu 
kommen und ihnen einen fai-
ren Preis und ein faires Handels- 
angebot machen“, urteilte Mül- 
ler. Weltweit arbeiteten mehr 
als 60 Millionen Menschen in 
der Textil- und Bekleidungsbran-
che, die meisten von ihnen in 
Entwicklungs- und Schwellen-
ländern. Der Wirtschaftszweig 
sei international stark verfloch-
ten, die Lieferketten seien kom-
plex. Der Beitrag zum Wirt-
schaftswachstum und zur Ent-
wicklung sei groß. Jedoch ent-
sprächen die Produktions- und 

Arbeitsbedingungen in manchen 
Ländern noch nicht international 
definierten Umwelt- und Sozial-
standards.

Der Großteil der in Deutsch-
land verkauften Kleidung wird 
im Ausland hergestellt, vor allem 
in China und Bangladesch. Die 
Löhne, die in der Textilbranche 
gezahlt werden, reichen häufig 
nicht aus, um Miete, Essen, den 
Schulbesuch der Kinder oder ei-
ne ärztliche Versorgung der Ar-
beiterinnen und Arbeiter zu si-
chern. Selbst die gesetzlich fest-
gelegten Mindestlöhne sind oft 
zu niedrig, um davon leben zu 
können. In Bangladesch erhalten 
ungelernte Näherinnen zum Bei-
spiel nur einen Mindestlohn von 
ungefähr 50 Euro im Monat.

Chancen für Arbeit schaffen

In Deutschland kostete ei-
ne Arbeitsstunde in der Beklei-
dungsindustrie im Jahr 2011 laut 
Angaben des Gesamtverbands 
der Textil- und Modeindustrie 
27,70 Euro. In anderen EU-Län-
dern ist das Lohnniveau ähnlich. 

Aus Kostengründen werden vie-
le Produktionsstufen in Niedrig-
lohnländer in Asien oder Afrika 
verlagert.

Im Bereich der Textilwirt-
schaft setzt sich Deutschland auf 
verschiedenen Ebenen für Um-
welt- und Sozialstandards ein. 
Das BMZ engagiert sich in inter-
nationalen Organisationen und 
in der Zusammenarbeit mit sei-
nen Partnerländern für das The-
ma. Außerdem entwickelt das 
BMZ gemeinsame Initiativen mit 
der Privatwirtschaft und der Zivil-
gesellschaft, wie zum Beispiel das 
Bündnis für nachhaltige Textilien. 

Müllers Appell: „Wir müssen 
in Entwicklungsländern Chancen 
für Arbeit schaffen. 20 Mio. Jobs 
pro Jahr braucht allein Afrika, 
d.h. in 20 Jahren 400 Mio. Jobs. 
Schaffen wir das nicht und lei-
ten den Paradigmenwechsel in 
der europäischen Zusammenar-
beit nicht ein, kommen die Men-
schen zu uns.  Deshalb ist es an-
gesagt, in einer neuen Zeit auch 
neue Antworten zu geben. Ohne 
dass wir auf unseren Wohlstand 
verzichten müssen.“  DK

Auftakt für fairen Landkreis München
14 Euro – so viel gibt jeder Deutsche im Jahr durch-

schnittlich für Fairtrade-Produkte aus. Das entspricht in et-
wa einem, höchstens zwei Päckchen fair gehandeltem Kaf-
fee. Ein Betrag, der ausreichen mag, das eigene Gewis-
sen für eine Weile zu beruhigen – aber sicherlich nicht, um 
die Versorgung der Bauern und Plantagenhändler im glo-
balen Süden zu sichern. Auch wenn diese an Fairtrade- 
Produkten immerhin schon mehr verdienen als an konventi-
onellen Erzeugnissen. Der Landkreis München hat beschlos-
sen, seinen Teil zur Verbesserung der Situation der Produzen-
ten beizutragen und sich um die Zertifizierung zum Fairtrade 
Landkreis zu bemühen. Jetzt wurde mit einer Steuerungsgrup-
pe der Startschuss für den Weg in Richtung Fairtrade Land-
kreis gegeben. 33 Teilnehmer werden sich künftig dafür ein-
setzen, fairen Konsum und faire Gastronomie im Landkreis vo-
ranzutreiben, neue Projekte und Ideen zu entwickeln, Netz-
werke mit anderen Fairtrade Towns zu knüpfen und so den 
Landkreis auf seinem Weg zur Zertifizierung zu begleiten. r
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Grundsteuer auf gerechte 
Grundlage stellen

Ausschuss für Finanzen und Kommunalwirtschaft des Deutschen Städte- und  
Gemeindebundes beriet in Wismar

Mit den Themen Grundsteuer und Erneuerbare Energien befass-
te sich der Ausschuss für Finanzen und Kommunalwirtschaft des 
Deutschen Städte- und Gemeindebundes in Wismar. Wie der Aus-
schussvorsitzende, Oberbürgermeister Dr. Bernhard Gmehling 
(Neuburg a. d. Donau) und die gastgebende 2. stellvertretende 
Bürgermeisterin und Senatorin Heike Bansemer betonten, sei der 
Gesetzgeber aufgefordert, die Grundsteuer endlich auf eine neue 
gerechte, rechtssichere und nachvollziehbare Grundlage zu stellen.

Das Bundesverfassungsgericht 
hatte entschieden, dass die bis-
herige Form der Grundsteue-
rerhebung verfassungswidrig ist 
und dem Gesetzgeber eine Frist 
bis Ende des Jahres 2019 für die 
Erarbeitung einer neuen gesetz-
lichen Grundlage gesetzt. Auf 
dem Spiel stehen 14 Milliarden 
Euro und damit mehr, als den 
Städten und Gemeinden jährlich 
für freiwillige Selbstverwaltungs-
aufgaben zur Verfügung steht.

Die Kommunalfinanzen haben 
sich in der Summe in den vergan-
genen Jahren erfreulicherweise 
positiv entwickelt, zugleich ha-
ben allerdings auch die Unter-
schiede zwischen finanzstarken 
und finanzschwachen Kommu-
nen zugenommen. Trotz spru-
delnder Steuereinnahmen ha-

ben nach wie vor viele Städte 
und Gemeinden erhebliche Fi-
nanzprobleme und sind hochver-
schuldet. Bund und Länder sind 
daher angehalten, die Kommu-
nen im Bereich der Sozialkosten 
weiter zu entlasten und eine Lö-
sung des kommunalen Altschul-
denproblems zu finden.

Angesichts einer über Jahr-
zehnte anhaltenden strukturellen 
Unterfinanzierung der Städte und 
Gemeinden ist der investive Nach-
holbedarf enorm, weshalb eine 
nachhaltige Investitionsoffensive 
mit langem Atem benötigt werde, 
„denn kommunale Investitionen 
sind Zukunftsinvestitionen“, er-
klärten Gmehling und Bansemer. 
Um den massiven kommunalen 
Investitionsrückstand abzubau-
en, würden auch künftig zusätz-

lich Mittel des Bundes notwendig 
sein. Zudem seien aber ebenfalls 
Investitionshemmnisse, in orga-
nisatorischer wie rechtlicher Hin-
sicht, abzubauen.

Schieflage bei kommunaler 
Wertschöpfung

Mit Blick auf die Frage, wie Ak-
zeptanz und kommunale Wert-
schöpfung bei den Erneuerbaren 
Energien gestärkt werden kön-
nen, stellte OB Gmehling fest, 
dass vielerorts eine Schieflage 
bei der kommunalen Wertschöp-
fung besteht und sich dies auf die 
Akzeptanz vor Ort auswirkt. „Die 
Energiewende wird zwar in Berlin 
und Brüssel geplant, muss aber 
lokal umgesetzt werden. Wenn 
die Bundesregierung ihre ehrgei-
zigen Ziele erreichen will, dann 
ist eine bessere Beteiligung der 
Städte und Gemeinden notwen-
dig“, unterstrich der Vorsitzende. 

Der Ausbau der erneuerba-
ren Energieanlagen, insbesonde-
re bei der Windenergie, führe oft 
zu deutlichen Widerständen der 
lokalen Bevölkerung. Die betrof-

fenen Standortgemeinden näh-
men dabei immer auch eine ver-
mittelnde Rolle zwischen den un-
terschiedlichen Interessen ein, 
um eine möglichst für alle Seiten 
akzeptable Lösung zu schaffen. 

„Vor diesem Hintergrund ist 
die Vorgabe im Koalitionsver-
trag zur besseren Beteiligung der 
Kommunen an der Wertschöp-
fung ausdrücklich zu begrüßen. 
Erforderlich ist es, neue Möglich-
keiten zu schaffen, wie EE-Anla-
gen zur lokalen Wertschöpfung 
beitragen und einen langfristigen 
und substantiellen finanziellen 
Ausgleich für die mit den Anlagen 
verbundenen Lasten liefern kön-
nen“, hob Gmehling hervor.

Standortgemeinden besser 
finanziell beteiligen

Der Ausschuss sprach sich in 
diesem Zusammenhang auch für 
eine bessere finanzielle Betei-
ligung der Standortgemeinden 
von Windenergie- und PV-Anla-
gen bei der Gewerbesteuer aus. 
Die im Jahr 2009 mit dem Ziel 
der Akzeptanzsteigerung einge-
führte Sonderregelung zur Ge-
werbesteuerzerlegung hat aus 
seiner Sicht nicht die erwarteten 
Verbesserungen beim Gewerbe-
steueraufkommen gebracht.

„Der bestehende Zerlegungs-
maßstab hat sich für die Stand-
ortgemeinden aufgrund der Ab-
schreibungen für EE-Anlagen als 
unzureichend erwiesen. Der Ko-
alitionsvertrag formuliert die 
klare Zielstellung, die Standort-
gemeinden stärker an der Wert-
schöpfung von EE-Analgen zu be-
teiligen. Um langfristig erfolg-
reich zu sein, muss die Beteili-
gung der Städte und Gemeinden 
auf mehrere Säulen gestellt wer-
den. Dazu muss die Gewerbe-
steuerzerlegung angepasst und 
eine bessere Verteilung des be-
stehenden Aufkommens er-
reicht werden“, lautete Gmeh-
lings Forderung. DK

KfW-Kommunalpanel 2018:

Merklich höherer  
Investitionsstau

Einen deutlichen Anstieg des wahrgenommenen Investitions-
rückstandes verzeichnet das KfW-Kommunalpanel 2018. In der 
repräsentativen Hochrechnung für alle Kommunen ab 2.000 Ein-
wohner beträgt er insgesamt 159 Mrd. Euro (2017: 126 Mrd. Eu-
ro). Dieser merkliche Zuwachs kann laut KfW vor allem auf das 
allgemeine Bevölkerungswachstum und höhere Anforderungen 
an die Infrastruktur selbst zurückgeführt werden. Ebenfalls zu be-
rücksichtigen seien die steigenden Baukosten.

Mehr als die Hälfte der Investi-
tionsbedarfe gehen auf die Berei-
che Schulen und Erwachsenen-
bildung (47,4 Mrd. Euro) sowie 
Straßen und Verkehrsinfrastruk-
tur (38,6 Mrd. Euro) zurück. Ne-
ben den deutlich gestiegenen In-
vestitionsbedarfen im Schulbe-
reich ist auch der wahrgenom-
mene Investitionsrückstand bei 
der Kinderbetreuung deutlich 
auf 7,6 Mrd. Euro angewach-
sen. Ein ebenfalls merklich hö-
herer Rückstand wurde auch 
beim Brand- und Katastrophen-
schutz mit 10,3 Mrd. Euro wahr-
genommen.

Vielschichtige Gründe

Die Gründe für den starken An-
stieg des wahrgenommenen In-
vestitionsrückstandes sind viel-
fältig. Im Vergleich zum Jahr 
2010 nahm die Bevölkerung in 
Deutschland in Folge von Gebur-
tenanstieg und Migration allein 
bis zum Jahr 2016 netto um 3,5 
Mio. zu. Ein weiterer Aspekt ist 
die Binnenwanderung: Während 
etliche Kommunen an Wachs-
tumsgrenzen stoßen, schrump-
fen andere Kommunen weiter. 
Der sich hieraus ergebende gro-
ße Ausbaubedarf zeigt sich auch 
bei der näheren Betrachtung der 
Zahlen des KfW-Kommunalpa-
nels. Während in der Gesamt-
heit je ein Drittel auf Ausbau (30 

%), Umbau (37 %) und Erhalt (30 
%) der Infrastruktur zurückzufüh-
ren sind (Rückbau der Infrastruk-
tur 3 %), gehen beim Investiti-
onsrückstand bei der Kinderbe-
treuung 54 Prozent auf den not-
wendigen Ausbau zurück. Hinzu 
kommen höhere Standards und 
stark steigende Baukosten. In 
der Summe erklären diese Fakto-
ren den massiven Anstieg des In-
vestitionsstaus im Kinderbetreu-
ungs- und Bildungsbereich.

Immerhin geht für diese Berei-
che gut jede zweite der befrag-
ten Kommunen davon aus, dass 
der Investitionsrückstand im Be-
reich Schulen (51 %) und Kin-
derbetreuung (49 %) etwas oder 
deutlich abgebaut wird. Deutlich 
pessimistischer fällt hingegen die 
Einschätzung hinsichtlich des In-
vestitionsstaus bei Straßen und 
der Verkehrsinfrastruktur aus. 
Hier erwarten nur 32 Prozent ei-
nen Abbau, jedoch 37 Prozent so-
gar einen weiteren Anstieg. Ins-
gesamt gehen 42 Prozent der be-
fragten Kämmereien von einem 
leichten bzw. deutlichen Abbau 
des bestehenden Investitionss-
taus und 37 Prozent von einem 
gleichbleibenden Investitions-
rückstand aus.

Mit Blick auf die Gesamtfinanz-
situation gaben 39 Prozent der 
befragten Kämmereien an, dass 
ihre Finanz- und Haushaltssitua-
tion „mangelhaft“ bzw. „ausrei-
chend“ sei. 51 Prozent der Be-
fragten erklärten, dass sich ihre 
Finanz- und Haushaltslage in den 
vergangenen zehn Jahren eher 
positiv entwickelt hat. Demge-
genüber stehen 29 Prozent, die 
eher eine negative Entwicklung 
sehen. Betroffen sind hier vor al-
lem Kommunen mit 20.000 bis 
50.000 Einwohnern. Mehr als die 
Hälfte der Kommunen aus dieser 
Einwohnerklasse erwarteten für 
2017 keinen Haushaltsausgleich.

Kommunen unterstützen!

„Das KfW-Panel zeigt eindrück-
lich, dass gerade in den Städten 
und Regionen, die über Jahrzehn-
te hohe Investitionsrückstän-
de angehäuft haben, die aktuel-
len Investitionen äußerst gering 
ausfallen“, erklärte Helmut Dedy, 
Hauptgeschäftsführer des Deut-
schen Städtetages. Dort reichten 
die Haushaltsmittel selbst in den 
aktuell konjunkturell guten Zei-
ten nicht aus, den Investitions-
rückstand merklich abzubauen. 
Der jetzt hinzukommende, zu-
sätzliche Bedarf und neue Anfor-
derungen etwa an die Infrastruk-
tur könnten dort kaum noch auf-
gefangen werden.

Ob prosperierend oder struk-
turschwach, wachsend oder 
schrumpfend, jede Stadt und ih-
re Region habe unterschiedliche 
Herausforderungen und Proble-
me, unterstrich Dedy. Um hier 
Abhilfe zu schaffen, blieben Bund 
und Länder gefordert, die Kom-
munen zu unterstützen: sei es bei 
der Förderung des sozialen Woh-
nungsbaus, bei Hilfen für struk-
turschwache Städte und Regio-
nen oder bei der Entlastung von 
Sozialausgaben.

Deutliche Signale sendete der 
Verbandsvertreter auch an die 
Bauindustrie und ermunterte sie, 
ihre Kapazitäten auszuweiten: 
„Das Kommunalpanel zeigt, dass 
die Städte großen Investitionsbe-
darf haben. Die Städte können 
und wollen mehr Investitionen 
tätigen, wenn dies zu vertretba-
ren Preisen möglich ist.“ DK

Ausstieg aus älteren Darlehen:

Durch Widerruf der Konditionen- 
Anpassungen oft weiterhin möglich

Auf Druck der Bankenlobby hat der Gesetzgeber bekannterma-
ßen eine Erlöschensvorschrift zum 21.06.2016 eingeführt. Danach 
ist bei Altverträgen der Widerruf in einigen Fällen nicht mehr 
möglich. Jedoch kann der sogenannte „Widerrufsjoker“ auch 
dann weiterhin stechen, falls die Darlehensverträge nach Ende 
des Zinsfestschreibungszeitraums verlängert worden sind. „Eine 
sorgfältige Prüfung der Vertragsunterlagen lohnt sich daher im-
mer noch“, empfehlen Dr. Marcus Hoffmann und Mirko Göpfert, 
Partner der im Bank- und Kapitalanlagerecht tätigen Kanzlei Dr. 
Hoffmann & Partner Rechtsanwälte aus Nürnberg.

Auch für Darlehensnehmer, 
die den Widerruf nicht vor dem 
21.06.2016 erklärt haben, ist es 
oftmals nicht zu spät. Denn ent-
gegen einer weit verbreiteten Auf-
fassung gilt die gesetzliche Erlö-
schensvorschrift des Art. 229 § 38 
Abs. 3 EGBGB nicht etwa pauschal 
für sämtliche, vor dem 11.06.2010 
geschlossene Immobilienkredite. 
Vielmehr ist das Widerrufsrecht 
des Verbrauchers nur unter be-
stimmten und im jeweiligen Ein-
zelfall zu prüfenden Vorausset-
zungen mit Ablauf des 21.06.2016 
ausgeschlossen. „In nicht weni-
gen Fällen können sich Verbrau-
cher auf verschiedene Besonder-
heiten berufen, sodass auch älte-
re Verträge heute noch wirksam 
widerrufen werden können“, weiß 
Rechtsanwalt Göpfert aus der Pra-
xis zu berichten.

Wenn der Altvertrag nicht mehr 
widerruflich sein sollte, können 
Darlehensnehmer nichtsdesto-
trotz oftmals noch aus ihrer teu-
ren Baufinanzierung aussteigen, 
falls das Darlehen bereits prolon-
giert, also verlängert worden ist. 
Bei diesen „Anschlusszinsverein-
barungen“, „Konditionenneuver-
einbarungen“ oder auch „Konditi-
onenanpassungsvereinbarungen“ 
beschränkt sich die rechtliche Dis-
kussion typischerweise darauf, ob 
dem Darlehensnehmer ein neues 
Kapitalnutzungsrecht eigeräumt 
wird. Dies ist nach Auffassung der 
Nürnberger Rechtsanwälte jedoch 
bei weitem zu kurz gegriffen.

Es ist zwar bekannt, dass dem 
Verbraucher nach ständiger Recht- 
sprechung des BGH bei einer so-
genannten unechten Abschnitts-
finanzierung kein Widerrufsrecht 
nach den Vorschriften über Ver-
braucherdarlehensverträge ge-
mäß §§ 495 Abs. 1 BGB zusteht, 
wenn nach Auslaufen der Zins-
bindungsfrist mit der Bank ledig-
lich neue Konditionen für die Zu-
kunft vereinbart werden und die 

Konditionenanpassung entspre-
chend dem ursprünglich geschlos-
senen Darlehensvertrag vollzogen 
wird. „Hierbei wird jedoch regel-
mäßig außer Acht gelassen, dass 
es nicht nur ein verbraucherdar-
lehensrechtliches, sondern auch 
ein fernabsatzrechtliches Wider-
rufsrecht gibt“, erläutert Rechts-
anwalt Dr. Hoffmann.

Bestehendes Widerrufsrecht

Wenn die Prolongation im We-
ge des Fernabsatzes, d. h. un-
ter ausschließlicher Verwen-
dung von Fernkommunikati-
onsmitteln (Brief, Email etc.) 

zustande gekommen ist, be-
steht ein Widerrufsrecht nach 
§ 312d Abs. 1 BGB a.F. Im Regel-
fall wird dem Kunden das Kondi- 
tionenanpassungsangebot post-
alisch übersandt, der es nach Un-
terzeichnung an die Bank zurück-
sendet. Widerrufsbelehrungen 
wurden hier typischerweise über-
haupt nicht erteilt. Damit kann die 
Prolongation wirksam widerrufen 
werden, was beispielsweise auch 
das LG Nürnberg-Fürth bereits in 
einem Urteil vom 08.12.2014, 6 O 
3699/14, zutreffend feststellte.

Auch wenn der Widerruf nur zu 
einer Rückabwicklung der Prolong-
ationsvereinbarung führt, kann der 
Darlehensnehmer ohne Vorfällig-
keitsentschädigung aus dem Darle-
hen aussteigen und die Restschuld 
zu den aktuell günstigen Zinsen 
weiterfinanzieren. Verbraucher, 
die den Widerruf nicht vor dem 
21.06.2016 erklärt haben, sollten 
ihre Finanzierungen daher weiter-
hin durch einen auf dem Gebiet 
des Bankrechts fachkundigen 
Rechtsanwalt prüfen lassen. r

Starker Partner für die Finanzverwaltung 

Servicecenter Finanzwesen 
entlastet Kommunen 

Das Servicecenter Finanzwesen ist kompetenter Outsourcing-Part-
ner für Kommunen. Finanzverwaltungen, die personelle und fach-
liche Unterstützung brauchen, können das gesamte Finanzwesen 
auslagern. Bei der Entscheidung für eine Outsourcing-Lösung spielt 
die Wahl eines vertrauensvollen Partners eine wichtige Rolle.

Das Parteiengesetz ist kein 
Selbstbedienungsladen!

BdSt lehnt Erhöhung der Steuerzuschüsse an die Parteien ab

Der Bundestag hat mit der Stimmenmehrheit von Union und 
SPD eine Anhebung der staatlichen Parteienfinanzierung 
beschlossen. Die deutschen Parteien bekommen demnach 
vom nächsten Jahr an insgesamt 190 Millionen Euro. Das 
sind 25 Millionen Euro mehr als bislang. Der Bund der Steu-
erzahler lehnt dies strikt ab.

„Das durchschaubare Manöver der Koalitionsparteien läuft un-
term Strich auf eine Selbstbedienung auf Kosten der Steuerzah-
ler hinaus. Es ist an den Parteien, mit den bisherigen Staatszu-
schüssen auszukommen, die zudem seit 2010 bereits um mehr 
als 32 Millionen Euro angehoben wurden“, so BdSt-Präsident Rei-
ner Holznagel kritisch.

Die Teilfinanzierung der Parteien durch den Bundeshaushalt 
stellt jetzt schon die größte Einnahmequelle der Parteien dar. Ei-
ne Anhebung der Staatszuschüsse würde diese Alimentierung 
deutlich ausbauen. Zwar kosten die geringere Wählergunst und 
zunehmende Vielfältigkeit der Parteienpräsenz in den Landtagen 
und im Bundestag Union und SPD Anteile am staatlichen Trans-
fervolumen. Doch darf dies kein Grund sein, einfach so im Blitz-
verfahren sich mehr Steuergeld aus der Staatskasse zu gönnen, 
zumal die Parteien noch über beträchtliche Vermögenswerte 
verfügen.

Reiner Holznagel stellt heraus: „Die gesellschaftliche Akzeptanz 
der Parteien muss sich hauptsächlich über das Engagement der 
Bürger in den Parteien und die Wählergunst definieren, nicht aber 
über deutlich steigende Zuschüsse durch die Steuerzahler.“ r

Buchhaltung, Gewerbesteuer 
oder Verbrauchsgebührenabrech-
nung: Jeden Tag türmen sich die 
Aufgaben in der Finanzverwaltung 
von Kommunen. Und das bei chro-
nisch knappen Personal- und Fi-
nanzressourcen. Mittlerweile pro-
fitieren Verwaltungen von durch-
gängig digitalen Workflows. Und 
Apps auf Smartphones oder Tab-
lets ermöglichen mobiles Arbei-
ten, zum Beispiel beim Wasser-
zählerwechsel oder bei der Erfas-
sung der Inventurdaten. Dennoch 
sind viele kommunale Mitarbei-
ter überlastet. Kein Wunder, denn 
die Anforderungen an Kommunen 
wachsen stetig, nicht zuletzt auf-
grund der Gesetzgebung. 

Die Sachbearbeitung wird im-
mer komplexer und erfordert ho-
hes Spezialwissen. Viele potenziel-
le Mitarbeiter ziehen die Arbeit 
im Privatsektor vor. Dieser Hinter-
grund zwingt Kommunen zum Um-
denken und zur Suche nach neu-
en Lösungswegen, um auch in Zu-
kunft handlungsfähig zu bleiben 
und Bürgern den bestmöglichen 
Service bieten zu können.  

Schnell und sicher: 
Das Finanzwesen auslagern

Die AKDB unterstützt Kommu-
nen mit ihren gehosteten Fachan-
wendungen im Rechenzentrum so-
wie mit individuellen Dienstleis-
tungen. Neben dem Servicecenter 
Personalwirtschaft etabliert sich 
nun das Servicecenter Finanzwe-
sen: Das neueste Outsourcing-An-
gebot ist eine geeignete Lösung, 
um sämtliche Aufgaben einer Fi-
nanzverwaltung trotz personeller 

Engpässe weiterhin mühelos aus-
zuführen. Für die Verwaltung ent-
fallen dann komplette Tätigkeits-
bereiche, die von den Experten 
des Servicecenters übernommen 
werden. Kommunen können un-
terschiedliche Bereiche wahlweise 
auslagern und an das Servicecen-
ter übergeben: Buchhaltung, Kas-
se, Grundabgaben, Verbrauchsge-
bührenabrechnung und Gewerbe-
steuer. 

Nach Auswahl auszulagernder 
Bereiche erfolgen in einem Orga-
nisationsgespräch eine gemeinsa-
me Analyse der Prozesse und die 
detaillierte Absprache des künfti-
gen Ablaufs bei Übernahme durch 
das Servicecenter Finanzwesen – 
unabhängig davon, in welcher Be-
triebsform die Finanzsoftware ein-
gesetzt wird, ob autonom oder 
angebunden an das BSI-zertifi-
zierte AKDB-Rechenzentrum. Das 
Servicecenter Finanzwesen über-
nimmt alle fachlichen Schritte. 
Die rechtliche Verantwortung ver-
bleibt aus juristischen Gründen im-
mer bei den Kommunen. 

Kosten immer im Blick 

Bei der Auslagerung von Verwal-
tungsaufgaben können sich Kom-
munen auf das technische Know-
how der AKDB-Finanzexperten 
verlassen. Bei der Kalkulation der 
Leistungspakete geht die AKDB auf 
die individuelle Situation der Ver-
waltung ein und schafft eine so-
lide Basis für den konsequenten 
Abbau von Fixkosten. Rückmel-
dungen aus den Gemeinden zei-
gen, dass die Lösung gut ange-
nommen wird. r
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Bayerischer Sparkassentag 2018 in Rosenheim:

Gemeinsam #AllemGewachsen 
Die Position der bayerischen Sparkassen im digitalen Zeitalter 
stand im Mittelpunkt des Bayerischen Sparkassentags 2018 in Ro-
senheim. Vor über 400 Teilnehmern unterstrich Dr. Ulrich Netzer, 
Präsident des Sparkassenverbands Bayern, „dass wir stark, rele-
vant und sichtbar bleiben und in den Regionen unseren Auftrag 
erfüllen werden“. 

Sparkassen, so Netzer, lie-
fen dafür heute im Hybridmo-
dus: „Die Kombination ‚Benzin 
und Strom‘ heißt bei uns ‚stati-
onär und online‘ – mit der Ge-
schäftsstelle vor Ort und mo-
bil im Smartphone.“ Die Spar-
kassen seien anpassungsfähig, 
schafften es schlanker und effi-
zienter zu werden, dabei tech-
nische Innovationen voranzu-
treiben und trotzdem in der Flä-
che zu bleiben. Sie blieben da-
bei laut Umfragen auch 2018 die 
Nr. 1 im Kundenvertrauen unter 
den deutschen Banken. Netzer 
verspricht sich daher auch wei-
terhin Unterstützung von der 
Staatsregierung für die Sache 
der öffentlich-rechtlichen Spar-
kassen.

Neue Spielräume

Was die digital organisierte 
Welt anbelangt, so eröffneten 
sich fast täglich neue Spielräume 
genauso wie neue Unsicherhei-
ten und Herausforderungen, be-
tonte der Präsident. Für die Kun-
den der Sparkassen entstehe 
damit eine Vielzahl von neuen 
Möglichkeiten für ihre Finanz-
geschäfte, es stelle sich aber zu-
nehmend auch die Frage nach 
Datensicherheit und -souverä-
nität. Für die Sparkassen verän-
derten sich Prozesse, Produkte, 
Plattformen und Vernetzungen. 
Dies berge eine große Bandbrei-
te von Chancen zur Profilierung 
in der digitalen Welt. Gleichzei-
tig steige die Zahl der Offensiven 
anderer Anbieter.

Ein Beispiel ist die neue euro-
päische Zahlungsdiensterichtli-
nie PSD II (Payment Services Di-
rective II), die die Öffnung von 
Schnittstellen zwischen den An-
bietern von Finanzdienstleis-
tungen fordert. Bankkunden er-
halten damit künftig mehr Fle-
xibilität, sie können Angebo-
te verschiedener Unternehmen 
bequem miteinander verbinden. 
Das bedeutet auch mehr Da-
tensouveränität, Kunden kön- 

nen entscheiden, welchen Drit-
tanbietern sie Zugriffsrechte 
auf ihr Konto erteilen. 

Sparkassen bleiben sichtbar

„Auch bei der enormen Ver-
änderungsgeschwindigkeit, die 
die Finanzwelt momentan an 
den Tag legt, bleiben die Spar-
kassen immer relevant und 
sichtbar – in der Fläche, bei  
der Bargeldversorgung und 
beim gesellschaftlichen En-
gagement!“, machte Netzer 
deutlich. Sie stünden für die pri-
vaten Kunden und den regiona-
len Mittelstand ein, zählten da-
bei aber auch auf Existenzgrün-
dungsprogramme und staatli-
che Initiativen zur Stärkung des 
ländlichen Raums, wie z.B. die 
Förderung von Unternehmens-
verlagerungen.

Die Regional- und Struktur-
politik müsse für gleichwertige 
Lebensverhältnisse von Stadt 
und Land sorgen, um den länd-
lichen Raum zu stärken. Denn 
wo es kommerzielle Infrastruk-
tur gebe, brauche man immer 
auch die regionalen Sparkas-
sen: „Wo Schulen, ärztliche Ver-
sorgung, Bäcker, Metzger und 
Supermarkt sind, da ist auch 
die Sparkasse nicht weit“, un-
terstrich Netzer. 

Unternehmensfinanzierung

Verantwortung für die Re-
gionen übernehmen die Spar-
kassen klassischerweise auch 
als tragende Säule der Unter-
nehmensfinanzierung im örtli-
chen Mittelstand, der gewerb-
lichen Wirtschaft und im Hand-
werk. Basis für ihre erfolgreiche 
Arbeit sei aber, so wiederhol-
te der Präsident des Sparkas-
senverbands Bayern seinen Ap-
pell der Vorjahre, auch eine an-
gemessene, also proportiona-
le Regulierung. Die Forderung 
nach einer „Small and Simple 
Banking Box“, die sich von den 
Regelungen für internationa-

le Geschäftsbanken mit riskan-
teren Geschäftsmodellen ab-
hebt, müsse deshalb bald umge-
setzt werden. Dies zähle zu den 
Grundlagen für eine bestmög-
liche Unterstützung der mittel-
ständischen Wirtschaft.

An die Adresse des Freistaats 
gerichtet, hob Netzer hervor: 
„Um stark zu bleiben, brau-
chen wir weiterhin ein klares 
Bekenntnis zum 3-Säulen-Mo-
dell und zur öffentlich-rechtli-
chen Struktur unserer Sparkas-
sen.“ Darüber hinaus erteilte er 
eine klare Absage an die geplan-
te Zentralisierung der Einlagen-
sicherung in Europa: „Seit 2015 
haben wir eine Einlagensiche-
rung, die in allen EU-Mitglied-
staaten mit einem einheitlichen 
Sicherungsniveau nach einheit-
lichen Standards festgeschrie-
ben ist. Die Bankenunion ist also 
in diesem Punkt längst vollen-
det. Wenn man Möglichkeiten 
schafft, dass Risiken an die euro-
päische Ebene „durchgereicht“ 
werden können, dann werden 
Risiko und Haftung getrennt und 
die bewährte Institutssiche-
rung in Deutschland beendet.“ 
Die EU sei dann wirtschaftlich 
stabil, wenn jeder seine Haus-
aufgaben erledigt, seine Lasten 
nicht auf andere abschiebt und 
die „non performing loans“ ab-
gebaut werden.

Sehr gutes Kreditgeschäft

Nach Netzers Angaben ver-
zeichnen die bayerischen Spar-
kassen in den ersten fünf Mo-
naten 2018 erneut ein sehr gu-
tes Kreditgeschäft: Das Kredit-
volumen stieg um 1,7 Mrd. Euro 
(+1,3 %) auf rund 132 Mrd. Euro. 
Dieser Anstieg wird besonders 
durch das sehr dynamische Un-
ternehmenskreditgeschäft ge-
tragen (+ 2,1 Prozent). 

Die bemerkenswert starke 
Entwicklung der Firmenkredi-
te spiegelt sich auch in den Zu-
sagen für künftige Darlehen wie-
der: Bisher wurden 2018 9,9 % 
mehr Kredite an Unternehmen 
und Selbstständige als im glei-
chen Zeitraum 2017 zugesagt. 
Auch die Einlagen bei den baye-
rischen Sparkassen nehmen wie-
der zu. Seit Jahresbeginn ist der 
Einlagenbestand um 0,8 % auf 
rund 161 Mrd. Euro gestiegen. 
Die Zuwächse bei den Sichteinla-
gen der Privatkunden überkom-
pensieren wieder die Abflüsse 
bei Unternehmenskunden und 
öffentlichen Haushalten. 

Im gleichen Vorjahrszeitraum 
waren hier erstmals Verschie-
bungseffekte aufgrund der 2017 
neu eingeführten Verwahrent-
gelte für diese Kundengruppen 
zu beobachten gewesen, so dass 
die Einlagenentwicklung bei den 
Sparkassen insgesamt rückläu-
fig gewesen war. Dieser Prozess 
flacht nun deutlich ab. Normale 
Sparer sind nach wie vor von Ver-
wahrentgelten nicht betroffen 
und parken, sofern sie freie Mit-
tel haben, diese weiterhin bevor-
zugt in täglich fälligen Anlagen. 

Bemerkenswertes 
Wertpapiergeschäft

Bemerkenswert ist die Ent-
wicklung des Wertpapierge-
schäfts der bayerischen Sparkas-
sen: Seit Beginn des Jahres 2018 
lag der Nettoabsatz trotz dem In-
krafttreten der EU-Finanzmarkt-
richtlinie MiFiD II zum Jahresbe-
ginn um 38 % über dem des glei-
chen Vorjahreszeitraums. Damit 
setzt sich der bereits 2017 beob-
achtete Trend fort: Immer mehr 
Kunden schwenken von derzeit 
ertragslosen Sparprodukten auf 
Wertpapieranlagen und Invest-
mentfonds.

Hauptredner der hochkarä-
tig besetzten Veranstaltung 
war Ministerpräsident Dr. Mar-
kus Söder, der sich zu aktuel-

Von links: Walter Strohmaier, Bundesobmann der Sparkassen, 
Ministerpräsident Dr. Markus Söder, der Präsident des Sparkas-
senverbands Bayern Dr. Ulrich Netzer und Erster Verbandsvor-
sitzender des Sparkassenverbands Bayern und Landrat Prof. Dr. 
Ulrich Reuter. r

len wirtschafts- und finanzpoli-
tischen Themen äußerte. Eben-
so als Redner zu Gast war Ulrich 
Wilhelm, Intendant des Bayeri-
schen Rundfunks. In seinem Bei-
trag ging es darum, wie sich der 
BR auf den Sprung in die neue, 
digitale Welt vorbereitet und 
wie es gelingen kann, die Kun-
den dabei mitzunehmen. Den 
Bayerischen Rundfunk nahm 
man als Thema auf, weil, so die 
Veranstalter, die bayerischen 
Sparkassen mit ihm einiges ge-
meinsam hätten. Etwa die öf-
fentlich-rechtliche Organisati-
on, den Versorgungsauftrag, die 
dezentrale Vertretung in den 
Regionen. Und weil man „von 
der digitalen Welt aufgefordert 
sei, sein Geschäftsmodell zu 
überdenken“.

Erfolgsgarant für den 
Finanzplatz Bayern

„Die Sparkassen sind ein we-
sentlicher Eckpfeiler unserer Fi-
nanzarchitektur und Erfolgsga-
rant für den Finanzplatz Bayern“, 
betonte Ministerpräsident Sö-
der. Die Staatsregierung beken-
ne sich ganz klar zum Drei-Säu-
len-Modell der deutschen Bank-
wirtschaft. Sie werde sich da-
für weiterhin mit aller Macht in 
Brüssel einsetzen. Gleiches gel-
te für die Privilegierung der Mit-
telstandskredite bei Eigenkapita-
lunterlegung und Bürokratie. Ge-
fragt sei eine Bankenregulierung 
mit Vernunft und Augenmaß, 
die die Besonderheiten auch der 
Sparkassen ausreichend berück-
sichtigt. „Schließlich benötigen 
unsere Mittelständler und Exis-
tenzgründer weiterhin eine ver-
nünftige Finanzierung“, erklärte 
Söder.

Um die Firmen wettbewerbs-
fähiger zu machen, sprach er 
sich für eine Reform zur Sen-

kung der Unternehmenssteuern 
in Deutschland aus. Der Minis-
terpräsident verwies hierbei auf 
die US-Steuersenkungen, nann-
te aber auch Frankreich als mög-
licherweise erstarkenden Kon-
kurrenten am Markt. 

Im Rahmen einer Podiumsdis-
kussion wurden Söders und Net-
zers Positionen im Anschluss mit 
SVB-Präsident Ulrich Netzer, Lan-
desobmann Walter Strohmaier 
und Roland Schmautz, Vizeprä-
sident des Sparkassenverbands 
Bayern, angeregt diskutiert. 

Spende für Tafelarbeit

2018 ist nach Angaben von 
Präsident Netzer ein Jahr, in 
dem das Engagement der bay-
erischen Sparkassen für Tafel-
arbeit besonders deutlich wird. 
Mit 2 x 10.000 Euro aus dem 
Reinertrag ihrer Gewinnspar-
lotterie Sparkassen-PS-Sparen 

und Gewinnen unterstützen die 
bayerischen Sparkassen die Ar-
beit von Einrichtungen in Stadt 
und Landkreis Rosenheim, die 
Lebensmittel einsammeln und 
an wirtschaftlich benachteilig-
te Bürger ausgeben. Insgesamt 
elf Einrichtungen mit 15 Ausga-
bestellen erhalten eine Spen-
de für z. B. die Anschaffung von 
Transport- und Kühlmöglichkei-
ten, die Ergänzung des Angebots 
durch haltbare Lebensmittel 
oder eine Aktion „Kino und Eis“ 
für über 100 Kinder, deren Fa-
milien auf die Tafel angewiesen 
sind. Die Spenden überreich-
te Ulrich Netzer, stellvertretend 
für die begünstigten Organisa-
tionen, an Oberbürgermeiste-
rin Gabriele Bauer und Landrat 
Wolfgang Berthaler.

Eine ausführliche Dokumen-
tation des Bayerischen Sparkas-
sentags erscheint in Ausgabe 
17/2018 der BGZ. DK

Bayerns „Beste  
Fördermittelberater 2017“ 
BayernLB und Sparkassenverband Bayern verliehen Auszeichnung 

in Kooperation mit der KfW Bankengruppe, der LfA Förderbank 
Bayern und der Landwirtschaftlichen Rentenbank

Mit dem Preis „Bester Fördermittelberater 2017“ wurden in den 
Räumen der LfA Förderbank Bayern zehn Kundenberater bayeri-
scher Sparkassen in unterschiedlichen Kategorien ausgezeichnet.

Roland Reichert, Leiter Be-
reich Sparkassen & Verbund 
bei der BayernLB, gratulierte 
den Gewinnern: „Um Förder-
darlehen bei der Finanzierung 
optimal zu nutzen, brauchen 
die Kundenberater einen gu-
ten Überblick. Das zahlt sich für 
die Kunden aus. Denn mit zins-
günstigen Förderkrediten kön-
nen Privatleute und Unterneh-
mer ihre Finanzierungskosten 
erheblich reduzieren. Die aus-
gezeichneten Fördermittelbera-
ter haben eindrucksvoll gezeigt, 
dass sich ihr Einsatz zur Integra-
tion von Fördermitteln für die 
Kunden gelohnt hat.“ 

Alle 65 bayerischen Sparkas-
sen und die BayernLB haben 
im vergangenen Jahr gemein-
sam rund 18.400 zinsgünstige 
Förderkredite mit einem Volu-
men von rund 3,0 Mrd. Euro an 
Privatleute, Unternehmen und 
Kommunen ausgereicht. Mit ei-
nem Anteil von 35,7 Prozent al-
ler im Jahr 2017 in Bayern ver-
gebenen Förderdarlehen blei-
ben die bayerischen Sparkassen 
gemeinsam mit der BayernLB 

Marktführer im Fördergeschäft 
in Bayern. Damit lag die Spar-
kassen-Finanzgruppe wie schon 
in den Vorjahren vor den Ge-
nossenschaftsbanken und den 
Privatbanken. Während die Lan-
desbank als zentraler Dienst-
leister auftritt und die Mittel 
der Förderbanken an die Spar-
kassen durchleitet, bedienen 
diese die privaten und gewerb-
lichen Endkunden.

Preisträger aus allen Regionen

Mit der Auszeichnung „Bester 
Fördermittelberater 2017“ wur-
den heuer zum fünften Mal Mit-
arbeiterinnen und Mitarbei-
ter der bayerischen Sparkas-
sen ausgezeichnet, die ihren 
Kunden vergangenes Jahr auf-
grund ihrer Beratungsleistung 
hinsichtlich der Einbindung 
staatlicher Fördermittel viel-
fach besonders günstige Kre-
ditkonditionen bieten konn-
ten. Eine Jury hat die Preisträ-
ger aus zahlreichen Vorschlä-
gen aus allen Regionen Bayerns 
ausgewählt. r
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BKPV-Geschäftsbericht 2017:

Geldanlage und  
Umsatzbesteuerung

Aktuelle Fragen aus der Prüfungs- und Beratungstätigkeit bilden 
den Schwerpunkt des Geschäftsberichts 2017 des Bayerischen 
Kommunalen Prüfungsverbands, München. Neben aktuellen Ent-
wicklungen bei Geldanlagen im kommunalen Bereich sowie Fra-
gen der Vergütungsanpassung und Umsatzbesteuerung wird das 
Thema „Tax Compliance Management Systeme bei Kommunen 
und kommunalen Unternehmen“ eingehend beleuchtet.

Bei der Entscheidung über die 
„richtige“ Geldanlage sind laut 
BKPV unter den derzeitigen Rah-
menbedingungen unterschiedli-
che Aspekte zu berücksichtigen. 
Zahlreiche Anfragen an die Ge-
schäftsstelle belegten, dass ei-
ne große Ungewissheit und Un-
sicherheit herrschen, z.B. wel-
che Geldanlagen bei welchem 
Institut noch möglich sind ange-
sichts einer Zeit, in der für (bis-
her und nach wie vor zulässige) 
Geldanlagen „Strafzinsen“ oder 
„Verwahrentgelte“ anfallen und 
man zum Teil für aufgenomme-
ne Kredite Zinserträge generie-
ren kann. 

Die richtige Geldanlage

Der Verband hat den Ein-
druck gewonnen, dass die 
kommunalen Körperschaften  
häufig mit den pauschalen 
Hinweisen auf die kommuna-
le Selbstverwaltung und die 
(eigene) selbstständige Anla-
geentscheidung nicht ausrei-
chend unterstützt werden. Ei-
ne Reduzierung der Rechtspo-
sition auf die Einhaltung der 
Grundsätze der Sparsamkeit 
und Wirtschaftlichkeit sowie 
„Sicherheit vor Ertrag“ sei we-
nig hilfreich und schaffe in der 
Praxis keine Klarheit.

Dringend wird dazu geraten, 
„die Überlegungen, Daten und 
Informationen, die für eine An-
lageentscheidung maßgeblich 

sind, nachvollziehbar darzule-
gen und zu dokumentieren“. 
Dies sei auch deswegen wich-
tig, da es sich bei wesentlichen 
Entscheidungen über die An-
lage von kommunalen Mitteln 
grundsätzlich um keine lau-
fende Angelegenheit im Sin-
ne des Art. 37 Abs. 1 GO han-
delt. Dem zuständigen Gremi-
um müssten die maßgeblichen 
Handlungsalternativen und Be- 
gründungen hierzu sowohl  
für Einzelentscheidungen als 
auch für Rahmenentschei-
dungen vorgelegt werden. Es 
liege im ureigenen Interesse 
der Verwaltung, die der Anla- 
geempfehlung und -entschei-
dung zugrundeliegenden Fak-
ten nachvollziehbar und akten-
kundig nachzuweisen. 

Viele offene Fragen

Der BKPV empfiehlt, „nicht 
nur bei rechtsfähigen und fidu-
ziarischen Stiftungen, sondern 
generell die Grundsätze der An-
lage und Verwaltung von Geld-
anlagen in Anlagerichtlinien 
vom zuständigen Gremium be-
schließen zu lassen sowie die 
Einzelheiten… durch Dienstan-
weisung zu regeln“.

Der 2016 ins Gesetz eingefüg-
te § 2b UStG zur „Neuregelung 
der Umsatzbesteuerung bei ju-
ristischen Personen des öf-
fentlichen Rechts“ trat 2017 in 
Kraft. Auch wenn der Großteil 

der Körperschaften des öffent-
lichen Rechts die Übergangsre-
gelung bis Ende 2020 und damit 
zunächst die Fortführung des al-
ten Rechts in Anspruch nimmt, 
rückt der Ablauf der Übergangs-
frist immer näher und die offe-
nen Fragen werden nach Auf-
fassung des Kommunalen Prü-
fungsverbands „oftmals mehr 
als weniger“.

Haushaltsscreening

Sämtliche, bisher nicht der 
Umsatzsteuer unterliegende 
Einnahmen sollten die bayeri-
schen Kommunen, Landkreise, 
Zweckverbände und Kommu-
nalunternehmen dahingehend 
überprüfen, inwieweit diese 
ab 2021 Umsatzsteuer auslö-
sen (könnten). Hierzu sollten 
alle Einnahmen-Haushaltsstel-
len einem sogenannten Haus-
haltsscreening unterworfen 
werden. Dies könne durch ei-
gene Fachkräfte oder auch ex-
terne Berater erfolgen. Im Rah-
men des Haushaltsscreenings 
sei jede einzelne Haushalts-
stelle bzw. Einnahme zu durch-
leuchten. 

Zu prüfen sei u.a., ob die 
Einnahmen auf privatrechtli-
cher oder öffentlich-rechtlicher 
Grundlage erzielt werden. Han-
delt es sich um Einnahmen auf 
privatrechtlicher Grundlage, be-
stehe Umsatzsteuerpflicht ab 
dem ersten Euro, soweit kei-
ne Steuerbefreiung gemäß § 4 
UStG greift. 

Handelt es sich um Einnah-
men auf öffentlich-rechtlicher 
Grundlage, bestehe Umsatz-
steuerpflicht, wenn eine Be-
handlung als Nichtunterneh-
mer zu einer mehr als unbe-
deutenden Wettbewerbsver-
zerrung führen würde. „Dies ist 
nicht der Fall, wenn die Umsät-
ze aus gleichartigen Tätigkeiten 

nicht die Grenze von 17.500 Eu-
ro überschreiten oder es sich 
um Umsätze handelt, die zwin-
gend umsatzsteuerfrei sind (z. 
B. Kindergartengebühren), oder 
die Einnahmen im Rahmen ei-
ner IKZ erzielt werden und da-
bei die Voraussetzungen des § 
2b Abs. 3 Nr. 1 oder Nr. 2 UStG 
erfüllt sind.“ 

Es gibt also viel zu tun bis En-
de 2020. In einigen Fällen kann 
auch ein vorzeitiger Widerruf 
der Option vorteilhaft sein.

Stichwort Tax Compliance Ma-
nagement System: Dabei han-
delt es sich um einen eingrenz-
baren Bereich, der der Erfüllung 
von steuerlichen Pflichten dient. 
Kommunen und kommunale Un-
ternehmen sind wie alle Subjekte 
der Besteuerung verpflichtet, die 
Steuern inhaltlich richtig, zeitge-
recht und vollständig zu deklarie-
ren. Bei Kommunen sind hier ins-
besondere bei den Ertragsteu-
ern die Körperschaftsteuer und 
Gewerbesteuer und bei den Ver-
brauchsteuern die Umsatzsteuer 
zu nennen. 

Tax Compliance  
Management System

Auch im Hinblick auf die Er-
weiterung der Umsatzbesteu-
erung der öffentlichen Hand 
durch die Anwendung des § 2b 
UStG spätestens bei Option ab 
2021 ist laut BKPV mit einer zu-
nehmenden Anzahl und Kom-
plexität der umsatzsteuerlichen 
Fragestellungen in der kommu-
nalen Praxis zu rechnen. 

Mit einem Anstieg von Sach-
verhalten, die der Besteuerung 
unterliegen, und einer gleichzei-
tigen Zunahme der Komplexität 
ist auch ein Anstieg von berich-
tigungspflichtigen Sachverhal-
ten zu erwarten.

„Unter Berücksichtigung die-
ser Entwicklungen… kann den 
Kommunen und kommunalen 
Unternehmen zur Verhinderung 
möglicher haftungsrechtlicher 
und steuerstrafrechtlicher An-
sprüche nur angeraten werden, 
ein solches Tax Compliance Ma-
nagement System einzuführen“, 
heißt es abschließend im Prü-
fungsbericht. DK

Kommunale Kassenlage 
im ersten Quartal 2018 

Die Ergebnisse der Kassenstatistik für das Auftaktquartal  
geben eine erste Orientierung zur Entwicklung des Gewer-
besteueraufkommens sowie zu den Einnahmen und Aus- 
gaben der bayerischen Kommunen. Im Vergleich zum Vor-
jahr steigt das Defizit um rund 27 Prozent auf knapp - 1,6 
Milliarden Euro. 

Die kassenmäßigen Steuereinnahmen (Netto) der bayeri-
schen Kommunen stiegen im Jahresauftaktquartal um 7,7 Pro-
zent auf rund 3 Milliarden Euro. Da die Steuerbeteiligungsbe-
träge (Einkommensteuer, Umsatzsteuer) nicht im ersten Ka-
lendervierteljahr kassenwirksam werden (sondern nur die 
Zahlungen aus der Spitzabrechnung für das Jahresschluss-
quartal 2017), richtet sich das Hauptaugenmerk für diesen Be-
trachtungszeitraum auf die Gewerbesteuer. Das Netto-Ge-
werbesteueraufkommen (Gewerbesteueraufkommen abzüg-
lich Gewerbesteuerumlage) der Städte und Gemeinden be-
trug in Summe rund 2,55 Milliarden Euro und liegt deutlich 
über dem Vorjahresaufkommen (+ 10,1 Prozent). Anders als 
zum Vorjahresauftakt ist fand der Aufwuchs sowohl bei den 
kreisfreien Städten (+ 12,3 Prozent) als auch bei den kreisan-
gehörigen Städten und Gemeinden (+ 8,5 Prozent) statt. Die 
kreisfreien Städte verzeichneten im vergangenen Jahr noch 
einen Rückgang um 6,6 Prozent. 

Die Kassenlage hat sich im Vergleich zum Vorjahresquar-
tal etwas verschlechtert. Dem Anstieg auf der Einnahmesei-
te um 0,3 Prozent auf 7,87 Milliarden Euro stehen Zuwächse 
auf der Ausgabenseite um 3,9 Prozent auf 9,45 Milliarden Eu-
ro gegenüber. Daraus resultiert ein negativer Finanzierungs-
saldo in Höhe von - 1,59 Milliarden Euro (Vorjahr: - 1,25 Mil-
liarden Euro).

Mit Ausnahme der Ausgabepositionen für Zinsaufwendun-
gen und sonstige soziale Leistungen fanden durchgängig bei 
allen Gruppierungsebenen Ausgabensteigerungen statt. Ei-
nen beachtlichen Aufwuchs (+ 23 Prozent) gab es bei den Bau-
ausgaben, die insbesondere auf die aktuelle Hochkonjunktur 
in der Bauwirtschaft zurückzuführen sein dürften. Die Aus-
schreibungsergebnisse für kommunale Baumaßnahmen sind 
aufgrund überhöhter Angebotspreise und ausbleibender An-
gebote oftmals ernüchternd. Dies führt dazu, dass wichtige 
kommunale Infrastrukturprojekte häufig deutlich teurer und 
später umgesetzt werden können. 
Quelle: Informationsbrief des Bayerischen Städtetags 
Kontakt: johann.kronauer@bay-staedtetag.de r

Zukunft der erhöhten Gewerbesteuerumlagen:

Kommunen vertrauen auf  
Entlastungen bei Umlagen

Nach geltender Rechtslage sollen die Städte und Gemeinden ab 2020 
bei der Gewerbesteuerumlage deutlich entlastet werden. Grund ist 
das Auslaufen der erhöhten Gewerbesteuerumlagen, deren Aufkom-
men sich in Bayern 2017 auf rund 920 Mio. Euro belief. Der Bayeri-
sche Städtetag lehnt Initiativen einzelner Bundesländer für eine Fort-
führung der Solidarpaktumlage grundlegend ab. 

Die Städte und Gemeinden füh-
ren nach dem Gemeindefinanzre-
formgesetz von der vereinnahm- 
ten Gewerbesteuer Umlagen 
an den Bund und die Länder ab. 
Die Gewerbesteuerumlage der 
West-Kommunen beträgt 2018 
68,3 Prozentpunkte und lag 2017 
bei 68,5 Prozentpunkten. 

Knapp die Hälfte der Gewerbe-
steuerumlage resultiert aus den 
erhöhten Gewerbesteuerumlagen 
zur Finanzierung des Fonds „Deut-
sche Einheit“ (4,3 Prozentpunkte) 
und anlässlich der Neuordnung Fi-
nanzausgleich - Solidarpaktumlage 
(29 Prozentpunkte) im Jahr 1995. 
Die erhöhten Umlagen fließen an 
die Länder. Das Volumen von 33,3 
Prozentpunkten belief sich 2017 
bayernweit auf rund 920 Mio. Euro. 

Aufgrund des erheblichen Um-
lagevolumens ist es für die Städte 
und Gemeinden von hoher Bedeu-
tung, dass die erhöhten Gewerbe-
steuerumlagen nach der aktuel-
len Rechtslage ab dem Jahr 2020 
gänzlich entfallen und sich für die 
Kommunen mehr finanzielle Hand-

lungsspielräume ergeben. Um dem 
weiter wachsenden Ausgaben-
druck standzuhalten und den un-
verändert hohen Investitionsbe-
darf in die kommunale Infrastruk-
tur bewältigen zu können, ist die 
Beibehaltung der aktuellen Rechts-
lage unerlässlich. Bei den Verhand-
lungen für den Koalitionsvertrag 
zwischen CDU, CSU und SPD wur-
de in Bezug auf die erhöhte Gewer-
besteuerumlage „Solidarpakt“ (29 
Prozentpunkte) kein gesetzgeberi-
scher Handlungsbedarf fixiert. 

Auch im Zuge der Neuordnung 
der Bund-Länder- Finanzbeziehun-
gen im Jahr 2017 blieb die aktuel-
le Rechtslage unberührt. Deshalb 
lehnt der Bayerische Städtetag ak-
tuelle Initiativen in anderen Bun-
desländern, die erhöhte Gewerbe-
steuerumlage „Solidarpakt“ über 
das Jahr 2019 hinaus fortzufüh-
ren, grundlegend ab. Die Fortfüh-
rung der erhöhten Gewerbesteue-
rumlagen wäre für die kommunale 
Ebene ein nicht hinnehmbarer Ein-
schnitt in ihre finanzielle Planungs-
sicherheit. IBSt

Finanzminister Füracker:

Eurozonen-Haushalt geht am  
tatsächlichen Europa-Problem vorbei
„Europa braucht nicht noch mehr öffentliche Mittel, sondern gute 
Rahmenbedingungen, um private Investitionen anzukurbeln“, kri-
tisiert Bayerns Finanz- und Heimatminister Albert Füracker die Plä-
ne von Bundeskanzlerin Angela Merkel und Frankreichs Staats- 
präsident Emmanuel Macron.

„Der Vorschlag eines Haushalts 
für die Eurozone geht am tatsäch-
lichen Problem in Europa vor-
bei. Die EU stellt mit ihren zahl-
reichen Fonds bereits umfangrei-
che Mittel für Investitionen zur 
Verfügung und die extrem locke-
re Geldpolitik der EZB sorgt am 
Markt für Liquidität im Überfluss. 
Es sind vielmehr Strukturrefor-
men nötig, damit diese Mittel ge-
rade in bedürftigen Staaten auch 
auf fruchtbaren Boden fallen und 
nicht einfach verpuffen“, betonte 
Füracker.

Die Regierungschefs von Frank-
reich und Deutschland haben in 
ihrer gemeinsamen Erklärung von 
Meseberg unter anderem einen 
Haushalt für die Eurozone ins Spiel 
gebracht. Dieser solle die Wettbe-
werbsfähigkeit, Annäherung und 
Stabilisierung in der Eurozone mit 
Hilfe von Investitionen in Innova-
tionen und Humankapital fördern. 
Auch neue Investitionen könn-
ten aus diesem Haushalt finanziert 
werden, heißt es in der Erklärung. 
Daneben wollen beide Länder ei-

Förderung im 10.000-Häuser-Programm:

Jetzt auch ohne 
verpflichtende KfW-Förderung 
Im bayerischen 10.000-Häuser-Programm wurden die Förder-
richtlinien überarbeitet, wodurch sich für angehende Bauherren 
damit zwei wesentliche Verbesserungen ergeben:

Zum einen wird die Antragsfrist 
bis zum 31. Dezember 2018 ver-
längert. Das Bayerische Staats-
ministerium für Wirtschaft, Ener-
gie und Technologie geht davon 
aus, dass auch bis zum Jahresende 
genügend Förderfälle verfügbar 
sind. Interessenten können sich 
mithilfe eines Zählers auf der An-
tragsplattform über die noch ver-
fügbare Anzahl von Förderfällen 
informieren. Derzeit sind noch et-
wa 3.000 Anträge möglich. 

Zum anderen hat das Bayeri-
sche Staatsministerium für Wirt-
schaft, Energie und Technolo-
gie die vielfache Kritik an der ver-
pflichtenden Inanspruchnahme 

der KfW-Förderung aufgegriffen. 
Für viele Bauherren ist eine Förde-
rung aufgrund der verschlechter-
ten Kreditkonditionen derzeit we-
nig attraktiv. Es sind zwar weiter-
hin die KfW-Anforderungen ein-
zuhalten, die Inanspruchnahme 
der KfW-Förderung ist aber künf-
tig optional und keine verpflicht-
ende Voraussetzung mehr. Vom 
Energieeffizienz-Experten ist nur 
noch die Bestätigung der KfW-För-
derfähigkeit mithilfe der KfW-on-
line-Plattform zu erstellen.

Weitere Informationen auf 
der Website des 10.000-Häu-
ser-Programms unter www.
energiebonus.bayern. r

nen Europäischen Stabilisierungs-
fonds für Arbeitslosigkeit für den 
Fall schwerer Wirtschaftskrisen 
prüfen. Über den Umfang der In-
strumente gab es noch keine Eini-
gung, der Eurozonen-Haushalt sol-
le aber aus nationalen Beiträgen, 
Steuereinnahmen und europäi-
schen Mitteln finanziert werden.

„Solche Einrichtungen auf EU- 
Ebene untergraben letztlich die An-
reize, auf nationaler Ebene ausrei-
chend Vorsorge zu treffen. Wenn 
die Krise kommt, gibt es ja schließ-
lich EU-Mittel. Und ob die verein-
barten Regeln, wer wann wieviel 
bekommt, eingehalten werden, 
wenn es erst einmal knirscht, ist 
aufgrund der Erfahrungen der letz-
ten Krise mehr als fraglich“, stellt 
Füracker fest. Auch mit Blick auf die 
Finanzierung des Eurozonen-Haus-
halts ist er skeptisch: „EU-Steuern 
kommen zur Finanzierung jeden-
falls nicht in Frage. Sie sind mit dem 
Charakter der EU als Staatenbund 
nicht vereinbar. Das Recht der Be-
steuerung liegt in der Souveränität 
der Mitgliedstaaten.“ r

Mehr EU-Mittel für  
bayerische Start-ups

Venture-Capital-Dachfonds 
 wird auf 200 Millionen Euro aufgestockt

Die LfA Förderbank Bayern und der Europäische Investitionsfonds 
(EIF) bauen ihre erfolgreiche Zusammenarbeit für Start-ups wei-
ter aus. Die LfA-EIF-Fazilität, ein Dachfonds zur Verbesserung der 
Finanzierungsbedingungen für innovative Unternehmen, wird 
von LfA und EIF jeweils um 25 Millionen Euro auf insgesamt 200 
Millionen Euro aufgestockt. Der Anteil der LfA beläuft sich damit 
auf 100 Millionen Euro. 

Der Fonds wurde auf Initi-
ative des Bayerischen Wirt-
schaftsministeriums, der LfA 
und des EIF geschaffen und 
investiert seit 2009 in Ven-
ture-Capital-Fonds in Bayern. 
Ziel ist es, das Wagniskapital-
angebot im Freistaat für kleine-
re und mittlere Technologieun-
ternehmen zu erweitern. Bis-
lang sind Zusagen an 26 Fonds 
mit Sitz oder Niederlassung im 
Freistaat erfolgt. Über 50 baye-
rische Unternehmen haben be-
reits von Investitionen aus den 
Fonds der LfA-EIF-Fazilität pro-
fitiert.

Finanzierung weiter fördern

Der Geschäftsführende Di-
rektor des Europäischen In-
vestitionsfonds, Pier Luigi Gi-
libert, kommentiert: „Der EIF 
ist hocherfreut, sein Engage-
ment für die LfA-EIF-Fazilität 
zur Unterstützung von KMU 
in Bayern weiter auszubauen. 
Die LfA-EIF-Fazilität investiert 
in VC-Fonds, um Unternehmen 
den Zugang zu finanziellen Mit-
teln zu erleichtern. Unser En-
gagement wird weiter dazu 
beitragen, die Finanzierung von 
Unternehmen durch bestehen-
de und neue Fondsmanager 
weiter zu fördern.“

Bayerns Wirtschaftsminister 

und LfA-Verwaltungsratsvor-
sitzender Franz Josef Pschierer 
erklärt: „Der Zugang zu Wag-
niskapital ist gerade für junge 
technologieorientierte Un-
ternehmen eine wichtige Vor-
aussetzung für den wirtschaft-
lichen Erfolg. Mit der Aufsto-
ckung des bayerisch-europä-
ischen Dachfonds schafft die 
LfA nachhaltige Anreize, mehr 
Wagniskapital nach Bayern zu 
holen. Das stärkt die bayeri-
sche Venture-Capital-Land-
schaft, verbessert die Finanzie-
rungschancen für innovative 
Start-ups und setzt Wachstum-
simpulse am Standort.“

Kooperation ist großer Erfolg

Dr. Otto Beierl, Vorstands-
vorsitzender der LfA, ergänzt: 
„Unsere Kooperation mit dem 
EIF für mehr Wagniskapital in 
Bayern ist ein großer Erfolg. 
Durch unsere Investitionen in 
den Dachfonds des EIF konnten 
bislang rund 3 Milliarden Eu-
ro an zusätzlichem Kapital bei 
Drittinvestoren eingeworben 
werden. So fließt ein Vielfaches 
unseres Mitteleinsatzes an bay-
erische Hightech-Gründer über 
Eigenkapital zurück. Im Inter-
esse der bayerischen Start-ups 
weiten wir unser Engagement 
nun erneut aus. r
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Intelligente Lösungen für Kommunalkunden
Gemeinsam mit den bayerischen Sparkassen bieten wir  

Kommunalkunden in Bayern ein lückenloses Leistungs- 

spektrum – von der Finanzierung bis zur Energieberatung. 

Die BayernLabo ergänzt diese Leistungen durch zinsgüns- 

tige Kommunalkredite und spezielle kommunale Förder-

programme. uwww.bayernlb.de/oeffentliche_hand
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Unser Service für

Wir machen uns stark  
für die Kommunen. 

Ehrenamt-Symposium der Versicherungskammer Stiftung:

Neue Wege über Grenzen hinweg 
„Ehrenamt grenzenlos“ lautete das Motto des 5. Ehrenamt-Sym-
posiums der Versicherungskammer Stiftung in München, zu dem 
sich rund 200 Vertreter aus dem Ehrenamt sowie aus Kirche, Poli-
tik, Kommunen und Verbänden einfanden. Schirmherrin der Ver-
anstaltung war Sozialministerin Kerstin Schreyer.

Das Ehrenamt muss sich mit 
gesellschaftlichen Entwicklun-
gen und veränderten Lebens-
welten auseinandersetzen, um 
weiterhin seine so wichtige Rol-
le für den gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt auszuführen, unter-
strich Wolfgang Reif, Vorstands-
vorsitzender der Versicherungs-
kammer Stiftung, während eines 
Begrüßungsgesprächs mit Dr. 
Frank Walthes, Vorstandsvorsit-
zender des Konzerns Versiche-
rungskammer und Dr. Markus 
Gruber, Ministerialdirektor im 
Bayerischen Sozialministerium.

Wichtige Handlungsfelder im 
Ehrenamt wurden in vier Dis-
kussionsforen „Ehrenamt 4.0“, 
„Frauen in den Vorstand!“, 
„Migranten in Blaulichtorganisa-
tionen“ und „Ehrenamt barriere-
frei“ intensiver beleuchtet. Wie 
im Forum „Ehrenamt 4.0“ deut-
lich wurde, eröffnet die Digitali-
sierung neue Wege für Kommu-
nikation und Zusammenarbeit; 
gleichzeitig verändert sie das In-
nenleben von Vereinen.

Digitale Transformation

Laut Forschungskoordinator 
Hendrik Epe von der Katholi-
schen Hochschule Freiburg lässt 
sich digitale Transformation als 
relevante Unterstützung der Ar-
beit von zivilgesellschaftlichen 
Organisationen und Engagierten 
nutzen. Digitales Engagement 
sei eine wichtige und effektive  
Ressource der Zivilgesellschaft, 
die mitgestaltet werden muss. 
Digitalisierung könne die Zivilge-
sellschaft durch ihre zahlreichen 
Möglichkeiten stärken, wie z.B. 
durch stärkere Vernetzung, hö-
here Sichtbarkeit und vielfälti-
gere Angebote. Dies beschrän-
ke sich bei weitem nicht nur auf 
Soziale Medien. Um diese Mög-
lichkeiten zu nutzen, seien ei-
ne fundierte Digitalstrategie so-
wie Maßnahmen der Entwick-
lung der Organisationen nötig, 
die den Bedürfnissen, Zielen und 
Ressourcen der jeweiligen Insti-
tution und ihren haupt- und eh-
renamtlichen Engagierten Rech-
nung trägt.

Frauen in den Vorstand!

Wie Dr. sc. Eckhard Priller vom 
Maecenata Institut für Philanth-
ropie und Zivilgesellschaft im Fo-
rum „Frauen in den Vorstand!“ 
erläuterte, sind diese in Füh-
rungspositionen immer noch 
unterrepräsentiert, obwohl sie 
eine wichtige Ressource für die 
Besetzung ehrenamtlicher Funk-
tionen darstellten. Um eine Ge-
schlechterparität herzustellen, 
müsse zunächst Transparenz ge-
schaffen werden - es gelte, Per-
spektiven und Berechenbarkeit 
zu bieten. Außerdem seien die 
spezifische Motivation zu beach-
ten, entsprechende Anreize zu 
schaffen und individuelle Zeit-
strukturen zu berücksichtigen. 
Neben einer direkten und per-
sönlichen Ansprache müssten 
Frauen durch Netzwerke, Qua-
lifikation, Mentoring und Coa-
ching gestärkt werden. Bereits 
bei der Nachwuchsförderung 
müsse damit begonnen werden, 
Frauen an ehrenamtliche Positi-
onen heranzuführen.

Wichtig ist  
gezielte Förderung

Claudia Scheerer, Leiterin Un-
ternehmenskommunikation der 
VKB und engagiert in der Diver-
sity-Initiative, sieht große Ge-
meinsamkeiten zwischen der 
freien Wirtschaft und Non-Pro-
fit-Organisationen bei der Ge-

winnung von Frauen für die obe-
re Führungsebene. Mut ma-
chen gehöre dazu, aber es gel-
te auch, die unterschiedlichen 
Motive von Frauen wie stärkere 
Sachorientierung und weniger 
Machtstreben zu berücksichti-
gen sowie das Augenmerk auf 
persönliche Ansprache und ge-
zielte Förderung zu richten. 

Im Forum „Migranten in Blau-
lichtorganisationen“ wies Susan-
ne Huth, INBAS-Sozialforschung 
GmbH, darauf hin, dass sich Zu-
gänge zum Engagement vor al-

kussionsforum „Ehrenamt barri-
erefrei“, durch das Henning Ba-
den von der Bundesarbeitsge-
meinschaft der Freiwilligenagen-
turen e.V. (bagfa) in Berlin führte 
und dabei Unterstützung aus der 
Praxis von Bettina Wirth und 
Martin Falger vom BRK Kreisver-
band Würzburg erhielt.

Motor für Inklusionsprozesse

Unter Inklusion ist Teil-Habe, 
Teil-Sein und Teil-Gabe zu ver-
stehen. Menschen mit Behinde-
rung wollen nicht nur Empfänger 
von ehrenamtlichem Engage-
ment anderer sein, sie wollen 
und können hier selber eine ak-
tive Rolle übernehmen. Das frei-
willige Engagement, so die The-
se von Henning Baden, tut der 
Inklusion gut. Es könne gelingen-
de inklusive Prozesse dokumen-
tieren und so auch eine gewisse 
Leichtigkeit in eine oft verkopfte, 
problembeladene Debatte brin-
gen. Freiwilliges Engagement 
könne ein Motor für Inklusions-
prozesse sein. 

Passend zum Jahresthema 
und dem Titel der Veranstaltung 
wurde im Rahmen des Kongres-
ses der Ehrenamtspreis 2018 
überreicht. Unter dem Motto 
„Mia san digital – Ehrenamt 4.0“ 
bewarben sich über 50 Projekte, 
die die (Zusammen-)Arbeit und 
Vernetzung im Ehrenamt durch 
digitale Lösungen verbessern. 

In der Kategorie „Wir gestal-
ten!“ ging die mit 5.000 Euro do-
tierte Auszeichnung an die Frei-
willigen-Agentur Tatendrang Mün-
chen für ihr Projekt „Whats to do?“ 
– Freiwilliges Engagement für Kur-
zentschlossene über WhatsApp.

Ehrenamtspreis 2018

Mit „What’s to do?“ wird In-
teressierten die Möglichkeit ge-
boten, sich spontan und flexi-
bel ehrenamtlich zu engagieren. 
Seit November 2016 können sich 
Interessierte für eine Whats-
App-Gruppe registrieren lassen, 
die Angebote zu spontanem eh-
renamtlichen Engagement bie-
tet. Jede Woche werden ein bis 
zwei Nachrichten an die mittler-
weile rund 730 freiwilligen Hel-
fer verschickt. Dabei wird be-
wusst in Zusammenarbeit mit 
rund 30 Partnern auf eine brei-
te Vielfalt von Einsatzbereichen 
und unterschiedlichen Tätigkei-
ten geachtet. 

Um die Rahmenbedingungen 
für die Ehrenamtlichen und die 
beteiligten Einrichtungen zu klä-
ren und eine Verbindlichkeit her-
zustellen, waren alle Personen, 
die in der WhatsApp-Gruppe re-
gistriert sind, vorher bei einer 
persönlichen Beratung bei der 
Freiwilligen-Agentur. Durch die-
se zeitgemäße digitale Form der 
Kommunikation hat Tatendrang 
einen niedrigschwelligen Zugang 
zu bürgerschaftlichem Engage-
ment geschaffen, sodass jeder 
sich spontan, gemäß seiner indi-
viduellen Situation und Interes-
sen, engagieren kann.

Preis für  
Notfallseelsorge Augsburg

In der Kategorie „Wir starten 
durch!“ wurde das Projekt „App 
NFS Landkarte – Digitale Unter-
stützung unserer Ehrenamtli-
chen im Einsatz“ der Notfallseel-
sorge des Bistums Augsburg mit 
2.000 Euro prämiert. Zusätzlich 
erhält die Notfallseelsorge Un-
terstützung in Form eines Coa-
chings zur Weiterentwicklung 
der App.

Die Notfallseelsorge des Bis-
tums Augsburg widmet sich der 
akuten psychosozialen Notfall-
versorgung von Menschen nach 
dramatischen Ereignissen. Fast 
ausschließlich ehrenamtlich tä-
tig, waren allein im Jahr 2017 
ca. 200 Mitarbeiter über 1.200 

Mal im Einsatz. Mit einer eige-
nen App will die Notfallseelsor-
ge des Bistums Augsburg seine 
Ehrenamtlichen im Einsatz digi-
tal unterstützen. Sie kann kos-
tenfrei von jedem im Apple- 
und GooglePlay-Store herun-
tergeladen werden. Durch die 
Aufteilung in zwei Ebenen sind 
sensitive Daten per individuel-
lem Login der Einsatzkräfte ge-
schützt. 

Die erste, öffentlich zugängli-
che Ebene der App zeigt in Form 
einer Landkarte u.a. ortsbezo-
gene Informationen zu Verwal-
tungsgrenzen und Kontaktda-
ten von Organisationen im Be-
reich der psychosozialen Not-
fallversorgung (PSNV) an. Die 
zweite Ebene, die passwortge-
schützt und verschlüsselt ist, 
wird von den Einsatzkräften 
selbst genutzt und soll die Ver-
netzung und den schnelleren 
Zugriff auf Informationen wäh-
rend eines Einsatzes ermögli-
chen, darunter fallen z.B. Kon-
taktdaten aller Mitarbeiter der 
Notfallseelsorge, Routen und 
Einsatzmappen. 

Weitere Funktionen geplant

In Zukunft sind weitere Funktio-
nen für die App geplant, wie bei-
spielsweise ein Messenger, um 
eine noch schnellere Kommuni-
kation und Unterstützung wäh-
rend des Einsatzes zu ermögli-
chen. Langfristiges Ziel der App 
ist es auch andere Notfallseelsor-
ge-Teams der Bayerischen Bistü-
mer einzubeziehen, insbesondere 
für bistumsübergreifende Einsät-
ze bei Großschadenslagen. Darü-
ber hinaus sollen weitere Informa-
tionsschnittstellen zu anderen In-
stitutionen wie Klinik- Polizei-, 
Rettungsdienst- und KIT-Einrich-
tungen angezeigt und aufgebaut 
werden. DKlem durch aufsuchende, per-

sönliche Ansprache und durch 
Multiplikatoren der eigenen 
ethnischen Community, bei-
spielsweise aus Migrantenorga-
nisationen oder Ausländerver-
tretungen in den Kommunen, 
eröffneten. Hilfreich seien zu-
dem Stadtteil- und Lebenswelt-
orientierung. 

Insgesamt müsse die För-
derung des Engagements von 
Menschen mit Migrationshinter-
grund und eines interkulturellen 
Miteinanders auf der individu-
ellen Ebene (Schaffung von Zu-
gängen und Beteiligungsmög-
lichkeiten durch Ansprache, Ge-
winnung, Bindung und Anerken-
nung), der strukturellen Ebene 
(Schaffung geeigneter Rahmen-
bedingungen in Migrantenorga-
nisationen und Interkulturelle 
Öffnung traditioneller Engage-
mentstrukturen) sowie der Ver-
netzungsebene (Kooperation 
und Vernetzung von Migranten-
organisationen und traditionel-
len Engagementstrukturen) an-
setzen. 

Blaulichtengagement

Wie in der Diskussion mit 
dem Publikum deutlich wur-
de, können Jugendfeuerweh-
ren als Einstieg dienen. Die loka-
le Engagementförderung sollte 
die Bedeutung des Blaulichten-
gagements für den Heimatort 
vermitteln. Beispielhaft wurde 
auf das schulische Wahlpflicht-
fach Feuerwehr in Rheinland- 
Pfalz verwiesen. 

Fazit: Für Blaulichtorganisa-
tionen stellt das Heranführen 
neuer Ehrenamtlicher eine An-
strengung dar, die Ausbildung 
ist aufwändig und teuer. Der 
Ressourceneinsatz dafür aber 
lohnt sich und ist ein Gewinn 
– nicht nur für die Organisatio-
nen, sondern auch für den sozi-
alen Zusammenhalt in der Ge-
sellschaft. 

Inklusion muss gelebt werden, 
damit sie stattfindet. Eine inklu-
sive Gesellschaft bedeutet Kon-
takte und auch Auseinanderset-
zungen zwischen Menschen. Mit 
dieser grundsätzlichen Haltung 
der Beteiligten startete das Dis-

Wolfgang Reif, Vorsitzender der 
Versicherungskammer Stiftung. r

Der Geldautomat 
feiert 50. Geburtstag 

Bargeld ist weiterhin das beliebteste Zahlungsmittel  
in Deutschland / Stadtsparkasse München unterhält mit  
215 Geldautomaten münchenweit das dichteste Netz

Vor 50 Jahren stellt die Kreissparkasse Tübingen den ersten Geld-
automaten Deutschlands auf, 1977 wird der erste Online-Geld-
automat moderner Bauart Deutschlands von der Stadtsparkasse 
München in Betrieb genommen. Mittlerweile gibt es über 60.000 
davon in ganz Deutschland. Mit Abstand die meisten davon, näm-
lich 25.700, gehören den Sparkassen. 

Und obwohl es mittlerwei-
le Alternativen wie das Geld-
abheben im Supermarkt gibt, 
bevorzugen die Deutschen im-
mer noch den traditionellen Au-
tomaten: Rund 42-mal im Jahr 
hebt der Durchschnittsdeutsche 
an einem Geldautomaten Bar-
geld ab. Durchschnittlich sind es 
dabei jedes Mal 189 Euro. 

Studie zum Zahlungsverhalten

Die aktuelle Bundesbank-
studie „Zahlungsverhalten in 
Deutschland 2017“ stellt zudem 
fest, dass sich eine große Mehr-
heit der Deutschen, 88 Prozent, 
eine Zukunft ohne Bargeld nicht 
vorstellen kann. Sie lehnt eine 
Bargeldabschaffung oder -ein-
schränkung deutlich ab. 96 Pro-
zent der Befragten befürchten, 
ohne Bargeld Schwierigkeiten 
beim Bezahlen für einige Bevöl-
kerungsgruppen, beispielswei-
se ältere Menschen. Die Zahlen 
sprechen für sich: Rund 74 Pro-
zent aller Transaktionen wurde 
2017 mit Bargeld getätigt, be-
sonders kleinere Beträge wer-
den hierzulande fast ausschließ-
lich bar bezahlt.

Die Stadtsparkasse München 
unterhält unter allen Banken in 
München das dichteste Geldau-

tomatennetz mit 215 Automa-
ten und es kommen neue da-
zu: In der Sonnenstraße steht ab 
sofort ein neuer Geldautomat, 
integriert in die Fassade des 
Münchner Mietervereins. 

Die Stadtsparkasse München

Fast jeder zweite Münchner 
vertraut in Geldfragen auf die 
Stadtsparkasse München, die 
seit 1824 besteht. Der Markt-
führer unter den Münchner 
Banken im Privatkundenbe-
reich, bezogen auf Hauptbank-
verbindungen, bietet mit 58 
Standorten das dichteste Fili-
alnetz aller Kreditinstitute im 
Stadtgebiet. Mit ihren Partnern 
aus der Sparkassen-Finanzgrup-
pe, dem größten Finanzverbund 
Deutschlands, stellt sie das ge-
samte Spektrum von Finanz-
dienstleistungen, Anlagemög-
lichkeiten und Finanzierungs-
formen bereit. Auch die S-Apps 
gehören zu den meistgenutzten 
Banking-Apps in Deutschland 
für Smartphone und Tablet.

Mit einer deuchschnittlichen 
Bilanzsumme von 17,3 Milliar-
den Euro ist die Stadtsparkas-
se München die größte bayeri-
sche und fünftgrößte deutsche 
Sparkasse. r
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Berlin Hyp und MünchenerHyp.

Piloten der EEMI 
Mit mehr als 35 europäischen Banken startet die Pilotphase 
der Energy Efficient Mortgages Initiative (EEMI). Unter den aus 
Deutschland teilnehmenden Banken sind die Berlin Hyp und die 
Münchener Hypothekenbank eG (MünchenerHyp) Gründungs-
mitglieder der Initiative. 

Die EEM Initiative wird vom 
Europäischen Hypothekenver-
band (EMF) und vom European 
Covered Bond Council (ECBC) 
koordiniert und von der EU 
unter dem Horizon 2020 Pro-
gramm finanziell gefördert. Ziel 
der im September 2016 ins Le-
ben gerufenen Initiative ist es, 
auf europäischer Ebene zu defi-
nieren, was unter einem „ener-
gieeffizienten Hypothekendar-
lehen“ (EEM) zu verstehen ist 
und solche Darlehen durch die 
teilnehmenden Banken auszu-
reichen.

Eckpfeiler

Dabei stehen einige grund-
sätzliche Eckpfeiler bereits fest: 
Die Darlehen dürfen für den 
Erwerb und das Develop- 
ment energieeffizienter Gebäu-
de ebenso verwendet werden 
wie für Renovierungsmaßnah-
men, die der Verminderung des 
Energiebedarfs eines Gebäudes 
gelten. Dabei geht es sowohl um 
wohnwirtschaftliche als auch 
gewerbliche Objekte. 

„Wir freuen uns sehr, an die-
sem großen europäischen Pro-
jekt von Beginn an mitzuwir-
ken“, so Gero Bergmann, Mit-
glied des Vorstands der Ber-
lin Hyp. „Die Berlin Hyp hat 
sich in den vergangenen Jah-

ren den Ruf als einer der füh-
renden Green Finance Banken 
und Green Bond Emittenten er-
arbeitet. Im Rahmen der EEMI 
können wir unser Know-how 
mit anderen teilen und dazu 
beitragen, den Stellenwert von 
Nachhaltigkeit im Kerngeschäft 
von Banken weiter zu steigern. 
Gleichzeitig können die Ban-
ken mit der EEM Initiative einen 
wesentlichen Beitrag zur Errei-
chung der Klimaziele der EU lie-
fern.“

Nachhaltigkeit im 
Kerngeschäft verankern

„Es ist uns ein großes Anlie-
gen, unsere Expertise in Fragen 
der Nachhaltigkeit auf euro-
päischer Ebene einzubringen“, 
sagt Bernhard Heinlein, Mit-
glied des Vorstands der Mün-
chenerHyp. Bereits im Novem-
ber 2015 haben wir ein grünes 
Hypothekendarlehen für die 
private Immobilienfinanzierung 
entwickelt, um Nachhaltigkeit 
noch tiefer im Kerngeschäft der 
MünchenerHyp zu verankern. 
Das grüne Darlehen wurde zu-
dem von oekom research als 
nachhaltig zertifiziert.“ 
Weitere Informationen zur  
Initiative unter http://eemap.
energyefficientmortgages. 
eu/ r

Regulatorische Entlastungen 
für kleinere Banken

GVB begrüßt Votum für Bürokratieabbau  
im Europäischen Parlament

Der Genossenschaftsverband Bayern (GVB) begrüßt erste politi-
sche Fortschritte beim Abbau überzogener regulatorischer Vor-
schriften für kleinere und risikoarme Kreditinstitute. So hat der 
Wirtschafts- und Währungsausschuss des Europäischen Parla-
ments dafür gestimmt, unverhältnismäßige Melde- und Offenle-
gungspflichten zu lockern, die für Regionalbanken mit hohen Kos-
ten verbunden sind und allenfalls einen überschaubaren Nutzen 
stiften. Wesentliche Voraussetzung dafür soll sein, dass die Bi-
lanzsumme eines Instituts in Deutschland einen Schwellenwert 
von fünf Milliarden Euro nicht überschreitet.

„Endlich geht es vorwärts. 
Nach Lippenbekenntnissen und 
langwierigen Debatten kommt 
der dringend erforderliche Büro-
kratieabbau für Regionalbanken 
in die Gänge“, kommentierte 
Verbandspräsident Jürgen Gros 
den Beschluss. 

Der GVB hatte sich als Inter-
essenvertreter der Volksban-
ken und Raiffeisenbanken im 
Freistaat in den vergangenen 
Jahren vehement für eine dif-
ferenzierte Regulierung der Fi-
nanzwirtschaft eingesetzt, die 
insbesondere auch der mittel-
ständischen Wirtschaft gerecht 
wird. 

Die Ausschussempfehlung 
wird im nächsten Schritt dem 
Plenum des Europäischen Par-
laments zur Abstimmung vor-

gelegt. Zusätzlichen Handlungs-
bedarf sieht der GVB im weite-
ren politischen Prozess bei der 
Definition des Schwellenwerts. 
Statt eine dauerhaft starre Grö-
ße zu etablieren, spricht sich 
der Verband dafür aus, den 
Grenzwert von fünf Milliar-
den Euro laufend an die Wirt-
schaftsentwicklung anzupas-
sen.

Kundenwachstum fördern

„Regionalbanken sollte es  
möglich sein, nachaltiges Wachs- 
tum ihrer Kunden durch die Ver-
gabe von Krediten zu unterstüt-
zen – ohne dass sie dadurch in 
eine andere Regulierungsklas-
se rutschen“, machte Gros ab-
schließend deutlich. r

Stadtsparkasse München unterstützt Kampagne des Münchner Netzwerks Wohnungslosenhilfe:

„München: Wohnstadt mit Herz“
Rund 9.000 Münchnerinnen und Münchner sind derzeit wohnungslos

Der Vorstandsvorsitzende der Stadtsparkasse München, Ralf Flei-
scher, bekräftigte gegenüber der Schirmherrin Petra Reiter, Ehefrau des 
Münchner Oberbürgermeisters, die volle Unterstützung für die Aktion 
des Münchner Netzwerks Wohnungslosenhilfe. Mit ihrer Kampagne 
„München – Wohnstadt mit Herz“ appelliert das Münchner Netzwerk 
Wohnungslosenhilfe an die Solidarität der Münchner Stadtgesellschaft: 
Wer Wohnraum zur Verfügung stellen kann, soll den Menschen, die es 
auf dem Wohnungsmarkt besonders schwer haben, eine Chance geben.

„Es ist mir ein Anliegen, auch 
denjenigen Münchnerinnen 
und Münchnern, die nicht auf 
der Sonnenseite des Lebens 
stehen, zu helfen, eine eigene 
bezahlbare Wohnung in Mün-
chen zu finden“, sagt Ralf Flei-
scher. Dazu verteilen die Mit-
arbeiter der Stadtsparkasse 
München das ganze Jahr über 
Postkarten an ihre Kunden mit 
dem Aufruf des Netzwerks. Da 
die Stadtsparkasse München 
Marktführer bei Privat- und 
Firmenkunden in der Stadt ist, 
hat sie auch laufend Kontakt zu 

Kunden mit Immobilienbesitz 
und nutzt diese, um auf die Ak-
tion aufmerksam zu machen.

Große Konkurrenz 
auf dem Mietmarkt 

Denn in München gibt es zu 
wenig bezahlbare Wohnungen 
für sozial Schwache. Die Kon-
kurrenz auf dem Mietmarkt ist 
entsprechend groß. Das Nach-
sehen haben dann besonders 
Geringverdiener und Alleiner-
ziehende sowie Menschen mit 
vielen Kindern oder gesund-

heitlichen Problemen. Die so-
zialen Einrichtungen der Woh-
nungslosenhilfe, die Beherber-
gungsbetriebe und städtischen 
Notquartiere sind voll, auch weil 
die Menschen aus diesen Ein-
richtungen heraus nur schwer 
eine eigene Wohnung finden. 

Vermieter als Adressaten

Die Kampagne „München: 
Wohnstadt mit Herz“ spricht 
deshalb gezielt Vermieter an. 
Das Münchner Netzwerk Woh-
nungslosenhilfe bietet den 
Wohnungssuchenden darüber 

Von links: Ralf Fleischer, Vorstandsvorsitzender der Stadtspar- 
kasse München, Petra Reiter, Schirmherrin des Münchner Netz-
werks Wohnungslosenhilfe, und Christoph Frey, Geschäftsführer 
der AWO München-Stadt. r

hinaus verschiedene Hilfsange-
bote wie Fachberatungen und 
Mittagstische und unterstützt 
sie vor, während und nach dem 
Umzug in die eigene Wohnung.

Auch die Stadtsparkasse  
München trägt mit ihren rund 
1.800 Wohnungen dazu bei, die 
Wohnungsnot zu lindern und 
nutzt konsequent Ausbau-Re-
serven in ihrem Bestand, um 
mehr Wohnraum zu bieten. 
Sie vermietet ausschließlich zu 
Preisen des Münchner Miet-
spiegels. Frei werdende Woh-
nungen, die nicht von Mitar-
beitern in Anspruch genom-
men werden, kommen auf den 
freien Wohnungsmarkt. Jede 
dritte Wohnung der Stadtspar-
kasse wird derzeit von Mitar-
beitern der Stadtsparkasse be-
wohnt. r

Von links: Susanne Stippler (Stiftungsberaterin HAUS DER STIF-
TER), Gerd Merkle, (Baureferent Stadt Augsburg), Florian Freyer 
(Steinmetz- und Steinbildhauermeister), Cornelia Kollmer (Kura-
toriumsvorsitzende HAUS DER STIFTER), Gerhard Huber (Untere 
Denkmalschutzbehörde), Robert Mattmann (Hochbauamt).
 Bild: Stadtsparkasse Augsburg

Brunnenmaske für die Stadt
Übergabe einer rekonstruierten Brunnenmaske für  

den Wandbrunnen im Bürgerhof

Die großzügige Spende einer Stiftung aus der „HAUS DER STIFTER – 
Stiftergemeinschaft der Stadtsparkasse Augsburg“ ermöglichte die 
Rekonstruktion einer Brunnenmaske am kleinen Wandbrunnen im 
Hof des Verwaltungsgebäudes I der Stadt Augsburg (Bürgerhof).

Den Stiftern, die nicht ge-
nannt werden möchten, war 
es ein besonderes Anliegen, 
sich gezielt für den Erhalt his-
torischer Zeugnisse in Augs-
burg einzusetzen. Anhand von 
Bildmaterial der Unteren Denk-
malschutzbehörde konnte die 
Bronzefratze rekonstruiert und 
gegossen werden. 

Der kleine Wasserspeier stammt 
aus der Erbauungszeit des Ge-
bäudes Anfang des 20. Jahrhun-
derts und befindet sich nun wie-
der an seinem ursprünglichen 
Platz im sog. „Bürgerhof“.

Die feierliche Übergabe durch 

die HAUS DER STIFTER – Stifter-
gemeinschaft der Stadtsparkas-
se Augsburg an die Stadt Augs-
burg fand vor einigen Tagen im 
Innenhof des Verwaltungsge-
bäude 1 statt.

An der Rekonstruktion und 
dem Abguss waren die Gieße-
rei Strassacker, die Keramische 
Werkstätte Pittroff und Stein-
metz Freyer beteiligt. Alle or-
ganisatorischen Belange erfolg-
ten federführend durch die Un-
tere Denkmalschutzbehörde, 
Gerhard Huber, und das städ-
tische Hochbauamt, Robert 
Mattmann. r

Sparkasse Niederbayern-Mitte:

Informationsbesuch von 
MdEP Manfred Weber 

Über den enormen Aufwand bei der Umsetzung der europäi-
schen Regulierung vor Ort hat der Bundesobmann der Sparkas-
sen und Vorstandsvorsitzende der Sparkasse Niederbayern-Mitte, 
Walter Strohmaier, mit dem Fraktionsvorsitzenden der Europäi-
schen Volkspartei im Europäischen Parlament und stellvertreten-
den CSU-Parteivorsitzenden Manfred Weber informiert.

„Die anhaltende Regulatorik, 
die ursprünglich auf internatio-
nal tätige Bankkonzerne abzie-
len sollte, belastet inzwischen 
kleine und mittlere, regional 
verankerte Kreditinstitute über-
mäßig“, so Strohmaier. Gleich-
zeitig führe der teilweise über-
bordende Verbraucherschutz zu 
Frust bei Kunden und den Mit-
arbeitern. „Wir brauchen drin-
gend eine praxisgerechtere Aus-
legung der bestehenden Geset-
ze durch die deutschen und eu-
ropäischen Aufsichtsbehörden“.

Wichtiger Ortstermin

Strohmaier, der als Bundesob-
mann der Sparkassen mit seiner 
fachlichen Expertise die Interes-
sen der Sparkassen in den Gre-
mien des DSGV vertritt und zu-
gleich einer der Vizepräsiden-
ten des Deutschen Sparkassen- 
und Giroverbandes (DSGV) ist, 
begrüßte den Besuch Webers. 
„Es ist wichtig und richtig, dass 
Abgeordnete des Europaparla-
ments sich vor Ort ein Bild darü-
ber machen, welche Auswirkun-
gen die europäischen Gesetze 
und Verordnungen haben. Nur 
so können wir vor Ort Verbesse-
rungen für die Menschen errei-
chen“, so Strohmaier.

Regulierungstsunami

Beispielsweise in der Wert-
papierberatung seien die Insti-
tute überall in Deutschland in-
zwischen von einem bürokrati-
schen Regulierungstsunami er-
fasst worden, der weit übers 
Ziel hinausschieße. „Sparkas-
sen sind bei der Wertpapierbe-
ratung dazu verpflichtet, dem 
Kunden eine Fülle von Doku-
menten auszuhändigen, selbst 
wenn dieser ausdrücklich dar-

auf verzichten möchte. Die so-
genannte Geeignetheitsprüfung 
wird zunehmend als Gängelung 
empfunden, der Mitschnitt von 
Telefongesprächen bei der Wert-
papierberatung stößt oft auf Un-
verständnis“, so Strohmaier. Dies 
alles führe zu einer Überforde-
rung der Kunden, die ihn nicht 
aufkläre sondern eher verwirre.

Für größere Transparenz

„Es ist für die Kunden wich-
tig, größere Transparenz über 
einzelne Finanzprodukte und 
auch die Beratung insgesamt 
zu bekommen. Das ist auch ei-
ne Lehre aus den Erfahrungen 
der Vergangenheit. Das sol-
len Regulierungen sicherstel-
len“, sagte Manfred Weber. Al-
lerdings müsse man zukünftig 
stärker darauf achten, unter-
schiedlich tätige Kreditinstitu-
te auch unterschiedlich zu be-
handeln. „Gerade Sparkassen 
und Genossenschaftsbanken, die 
sich ausschließlich in ihrer Re- 
gion engagieren und die Kredit-
versorgung für die lokale Wirt-
schaft übernehmen, brauchen 
eine andere Aufsicht, als ei-
ne weltweit agierende Aktien-
bank“, so der Europapolitiker. 
„Hier besteht Nachbesserungs-
bedarf.“ Zugleich müsse aber 
auch auf Bundesebene alles ge-
tan werden, um europarecht-
liche Ausnahmen für Regional-
banken zu nutzen.

Strohmaier bedankte sich 
ausdrücklich für das Engage-
ment des Europapolitikers. „Wir 
freuen uns über den Besuch aus 
Brüssel. Manfred Weber nimmt 
die Sorgen und Nöte der Men-
schen ernst und ist ein ausge-
zeichneter Repräsentant ei-
nes Europas der Regionen“, so 
Strohmaier abschließend. r

Der Vorstandsvorsitzende der Sparkasse Niederbayern-Mitte, 
Walter Strohmaier (l.), gemeinsam mit dem Fraktionsvorsitzen-
den der EVP im Europäischen Parlament, Manfred Weber. r

DSGV begrüßt Willen  
zum Risikoabbau

Schleweis: „In einem verantwortungsvollen Europa  
müssen Risiko und Haftung zusammen bleiben“

Als „wichtigen Verhandlungserfolg für die Bundesregierung“ be-
zeichnet Helmut Schleweis, Präsident des Deutschen Sparkassen- 
und Giroverbandes (DSGV), das Bekenntnis der europäischen 
Staats- und Regierungschefs zur Weiterentwicklung des Europä-
ischen Stabilitätsmechanismus. Auch hier muss nach Ansicht des 
DSGV der Zusammenhang von Risiko und Haftung gelten. 

Der Risikoabbau im europäi-
schen Bankenmarkt ist mit kon-
kreten und im Erfolg messba-
ren Maßnahmen voranzubrin-
gen. „Unverhältnismäßig hohe 
Bestände an notleidenden Kre-
diten und zu große Abhängigkei-
ten von Staaten und Banken kön-
nen die Stabilität von Banken-
märkten bedrohen. Deshalb ist 
der Wille zum Risikoabbau wie 
ihn Frankreich und Deutschland 
derzeit konkret vorantreiben ein 
wichtiges Signal“, so Schleweis. 
„Wir bestärken die Bundesregie-

rung darin, diesen Kurs zu halten.“ 

Gegen Protektionismus

Erfreulich ist nach Ansicht 
des DSGV, dass der Gipfel der 
Staats- und Regierungschefs bei 
wichtigen gemeinsamen euro-
päischen Themen große Über-
einstimmung gebracht habe. 
Dazu zählten eine effektivere  
Sicherung der europäischen Au-
ßengrenzen und eine gemeinsa-
me Haltung gegen Protektionis-
mus. r
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Videos auf www.lechreporter.de

Was hat Friedberg 
mit Geheimagenten
zu tun?
Und welche Rolle spielen dabei 2.800 km 
Glasfaserkabel der LEW TelNet in der Region?

Internationaler Altkunststofftag in Bad Neuenahr:

Recycling-Strukturen  
nach Qualität ausrichten 

„Für uns sind Kunststoffabfälle nicht wertlos, sondern Wertstoffe. 
Sie gehören nicht auf den Müll. Weder hier in Deutschland und 
Europa, noch irgendwo auf der Welt.“ Das erklärte Eric Rehbock, 
Hauptgeschäftsführer des bvse-Bundesverband Sekundärrohstof-
fe und Entsorgung, vor mehr als 430 Teilnehmern des 21. Interna-
tionalen Altkunststofftages in Bad Neuenahr.

Rehbock betonte, dass dieje-
nigen, die bisher auf den Export 
gesetzt haben, umdenken müs-
sen. „Vergeuden Sie nicht zu viel 
Energie damit, Alternativen für 
China zu suchen. Vietnam, Ma-
laysia, aber auch osteuropäi-
sche Länder, wie beispielsweise 
Polen, sind allenfalls temporäre 
Lösungen. Diese Länder werden 
sehr schnell, sehr genau darauf 
achten, welche Materialqualitä-
ten sie hineinlassen und welche 
nicht“, betonte Rehbock.

Eric Rehbock wies in seiner 
Rede darauf hin, dass das The-
ma Kunststoffrecycling in den 
letzten sieben Monaten eine 
große Medienresonanz hatte. 
„Das ist insoweit gut, weil da-
durch die Bedeutung des Kunst-
stoffrecyclings einer breiten Öf-
fentlichkeit bewusst geworden 
ist. Andererseits diskutieren 
jetzt nicht mehr nur Experten, 
sondern eine breite Öffentlich-
keit unsere Themen. Das bedeu-
tet für uns, dass wir genau dar-
auf achten müssen, unsere Po-

sitionen gut und verständlich zu 
erklären.“

Das sei eine Herausforde-
rung, aber auch eine Chance 
für die Branche. „Wir müssen 
jetzt und nicht irgendwann gu-
te Rahmenbedingungen für die 
Kreislaufwirtschaft in Europa 
schaffen.“

Recycling vor Verbrennen

Es sei deshalb an der Zeit, 
die Recycling-Strukturen in 
Deutschland vom Kopf auf die 
Füße zu stellen und endlich nach 
Qualitätskriterien auszurichten. 
Rehbock: „Unsere Forderung 
ist deshalb ganz klar: Das Kunst-
stoffrecycling muss ausgebaut 
und gefördert werden. Grund-
sätzlich gilt: Recycling vor Ver-
brennen und Qualität vor Quan-
tität.“

Spätestens hier müsse aber 
auch die Sprache auf die Re- 
cyclingfähigkeit der Kunststoff-
produkte kommen. Kunststoff-
produkte müssen so hergestellt 

werden, dass sie auch recycelt 
werden können. Rehbock kriti-
sierte: „Da sind wir in Deutsch-
land noch nicht gut genug. Wir 
benötigen dafür einen intensi-
ven Austausch zwischen denen, 
die Produkte designen und pro-
duzieren sowie denen, die sie 
recyceln.“ 

Working-Groups einrichten

Der bvse-Hauptgeschäftsfüh-
rer wiederholt daher das Ange-
bot seines Verbandes, gemein-
same Working-Groups einzu-
richten, die sich zu technischen 
Fragen austauschen oder sich 
beispielsweise auch auf praxis-
nahe Standards verständigen 
können.

Rehbock forderte in seiner Er-
öffnungsrede Industrie und ins-
besondere die öffentliche Hand 
auf, mutiger zu werden und 
endlich mehr Recyclingproduk-
te einzusetzen. Möglichkeiten 
dazu gebe es von der Elektro- 
oder der Autoindustrie bis hin-
ein in den Baubereich. „Da ha-

ben wir noch jede Menge Luft 
nach oben.“

Er warnte davor, in Verbots-
diskussionen abzugleiten. „Un-
sere heutige Gesellschaft, unse-
re europäische Volkswirtschaft 
ist ohne Kunststoffe nicht denk-
bar.“ Es komme darauf an, wie 
mit den Abfällen umgegangen 
werde und verwies darauf, dass 
in Europa jährlich 25 Millionen 
Tonnen Kunststoffabfälle anfal-
len. Nur 30 Prozent davon wür-
den recycelt. 

Für europaweites 
Deponieverbot

Das sei viel zu wenig, kriti-
sierte der bvse-Hauptgeschäfts- 
führer und forderte ein euro-
paweites Deponieverbot. Reh-
bock: „Solange die Deponie-
rung, aber auch die Verbren-
nung der leichtere Weg ist, so-
lange werden wir hier nicht 
weiter kommen.“ 

Deshalb setze sich der bvse 
dafür ein, dass EU-Kreislaufwirt-
schaftspaket in diesem Punkt 
nachzubessern. Die Erfahrung in 
Deutschland habe gezeigt, dass 
erst mit dem Verbot der Depo-
nierung von unbehandelten Ab-
fällen, die Aufbereitungstechnik 
und insbesondere die Abfallver-
wertung deutliche Fortschritte 
machen konnten. r

Dr. Marcel Huber, Bayerischer Staatsminister für Umwelt und Ver-
braucherschutz, hat die Bayerische Staatsmedaille für besonde-
re Verdienste um die Umwelt sowie den Verbraucherschutz an 
Ralf Klocke von der Bayerischen Elektrizitätswerke GmbH (BEW) 
verliehen. Klocke wurde für sein herausragendes Engagement 
zur ökologischen Entwicklung von Flüssen ausgezeichnet. Er setzt 
sich seit vielen Jahren für eine nachhaltige Entwicklung der Was-
serkraft an Donau, Iller, Lech, Wertach und Günz ein. Die Umwelt-
medaille ist die höchste Auszeichnung des Bayerischen Staats für 
„besondere Verdienste um die Umwelt“.
Staatsminister Huber würdigte in seiner Laudatio Klockes großen 
Einsatz für die ökologische Entwicklung von bedeutenden Flüs-
sen in Bayern. „Mit Ihrem Engagement ist die Entwicklung und 
Umsetzung einer innovativen Strategie zur nachhaltigen Nutzung 
der Wasserkraft bei den Bayerischen Elektrizitätswerken gelun-
gen. Dabei haben Sie einmal mehr in vielerlei Hinsicht bewiesen: 
Sie sind ein Brückenbauer par excellence.“ Klocke gelinge es stets 
vorbildlich, die unterschiedlichen Interessen unter einen Hut zu 
bringen. r

Alleinstellungsmerkmal: 
Ausgezeichnet sauber
Alle drei Seen, über denen in Bayern die Blaue Flagge weht,  

liegen im Landkreis Lichtenfels

„Das ist für den Landkreis Lichtenfels ein weiteres Alleinstel-
lungsmerkmal: Alle drei Seen, über denen in Bayern die Blaue 
Flagge weht, liegen im Gottesgarten am Obermain“, freute sich 
Landrat Christian Meißner bei der Übergabe und zentralen Ver-
leihungsfeier für den Freistaat Bayern am Naturbadesee in 
Ebensfeld. Dieser und der Ostsee in Bad Staffelstein wurden be-
reits zum achten Mal in Folge von der Deutschen Gesellschaft für 
Umwelterziehung ausgezeichnet, der Rudufersee bei Michelau 
zum vierten Mal. „Das erfüllt uns natürlich mit Stolz“, betonte 
Meißner.

In ganz Bayern sind die drei 
Seen im Landkreis die einzigen, 
die die strengen Kriterien für die 
Vergabe erfüllen. Darüber hin-
aus ging die Auszeichnung noch 
an fünf Sportboothäfen in Bay-
ern, nämlich die des Motor und 
Segelclub Coburg, der Yacht-
clubs Forchheim und Milten-
berg, des 1. Motorsportclubs 
Obertheres und des Yacht Clubs 
Bad Wiessee.

Anspruchsvolle Kriterien

„Wenn ich an einem Strand 
bin, an dem die Blaue Flagge 
weht, geht es mir gleich besser, 
denn da kann man beruhigt ins 
Wasser“, sagte der Vorstands-
vorsitzende der Deutschen Ge-
sellschaft für Umwelterziehung, 
Klaus Hübner, in seinem Gruß-
wort. Die Kriterien seien an-
spruchsvoll und müssten je-
des Jahr neu erfüllt werden. Die 
Blaue Flagge sei in dreierlei Hin-
sicht wichtig: einmal für die Um-
welt, einmal für die Gemeinden 
als Qualitätssiegel und vor allem 
für die Badegäste. 

Wo die Blaue Flagge weht, gel-
ten höchste Maßstäbe für die 
Wasserqualität, die Sauberkeit 
der Strände und die Infrastruktur. 
Die Blaue Flagge darf nur wehen, 
solange die Werte für eine aus-
gezeichnete Badegewässerquali-
tät eingehalten werden. Ein zen-
trales Kriterium ist die Informa-
tion über die Wasserqualität. Sie 
wird von den Landkreisen wäh-
rend der Badesaison regelmäßig 
einmal im Monat gemessen. Wei-
terhin gehören ausreichend Toi-
letten, die umweltgerechte Müll- 
entsorgung, eine Notrufsäule 
und eine Trinkwasserstelle zum 
verpflichtenden Angebot.

Landrat Meißner wies in sei-
nem Grußwort darauf hin, dass 
die Hygienekontrolleure des 
Landratsamtes Lichtenfels, Hei-
ko Stedler und Helmut Zapf, im 
Landkreis die Badegewässer re-
gelmäßig prüfen. Die Ergebnis-
se finden sich unter www.lkr-
lif.de.

Erster Bürgermeister Bern-
hard Storath aus Ebensfeld hob 
hervor, dass durch die Auszeich-
nung des Naturbadesees inzwi-
schen viele Auswärtige nach 
Ebensfeld kämen. Er werde von 
Badegästen und Anglern glei-
chermaßen genutzt. Die Ge-
meinde sei um eine nachhaltige 
Gestaltung bemüht, unterstrich 
Storath. 

Blaue Flaggen in 45 Staaten

Insgesamt 138 „Blaue Flag-
gen“ wurden 2018 in der Bun-
desrepublik Deutschland verge-
ben – 95 an Sportboothäfen und 
43 an Badestellen. Weltweit we-
hen in diesem Jahr in 45 Staa-
ten 4.477 Blaue Flaggen, davon 
3.778 an Badestellen und 699 an 
Sportboothäfen.

Die „Blaue Flagge“ gibt es seit 
1987 in Europa, seit 2001 welt-
weit. Sie wird jeweils für ein 
Jahr von der „Foundation for En-
vironmental Education“ (FEB, 
Stiftung für Umwelterziehung) 
verliehen. Die Stiftung ist ei-
ne Nicht-Regierungsorganisa-
tion und wird in den einzelnen 
Ländem durch entsprechen-
de Organisationen vertreten. In 
Deutschland ist das die Deut-
sche Gesellschaft für Umwelter-
ziehung e.V. 
Weitere Infos gibt es auch un-
ter www.blaue-flagge.de und 
www.umwelterziehung.de r
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10. Bayerische Immissionsschutztage in Augsburg:

Lärmschutz und Luftreinhaltung 
Aktuelle Entwicklungen im Immissionsschutz, bei Luftreinhaltung 
und Lärmschutz sowie dem Umweltinformationsgesetz stan-
den auf der Agenda der 10. Bayerischen Immissionsschutztage 
im Bayerischen Landesamt für Umwelt in Augsburg, veranstaltet 
vom KUMAS – Kompetenzzentrum Umwelt. Begleitet wurde der 
zweitägige Kongress von einer Fachausstellung im Foyer des Bay-
erischen Landesamtes für Umwelt. Branchenspezifische Unter-
nehmen und Dienstleister präsentierten den Besuchern ihre Um-
weltkompetenz.

In Ihrem Eröffnungsvortrag 
wies Ministerialdirigentin Dr. Mo-
nika Kratzer vom Bayerischen Um-
weltministerium darauf hin, dass 
der Immissionsschutz die Grund-
lage für den umweltverträglichen 
Anlagenbetrieb bildet. Regiona-
le Besonderheiten müssten bei 
der immissionsschutzfachlichen 
Beurteilung zum Wohle der Um-
welt und zum Schutz der Nach-
barschaft berücksichtigt werden. 

Umweltschutz positiv denken

Die Umweltgesetzgebung selbst 
könne jedoch nicht gesellschaft-
lich bedingte Spannungen aus-
räumen. Grenzwerte würden 
schließlich nicht um ihrer selbst 
willen festgelegt, sondern fän-
den ihre Basis in der Auswertung 
epidemiologischer Untersuchun- 
gen, der Berücksichtigung wirt-
schaftlicher Rahmenbedingun-
gen und der technischen Mög-
lichkeiten. 

Umweltschutz müsse „posi-
tiv“ gedacht werden, rechtli-
che Rahmenbedingungen böten 
Bandbreiten in den Entschei-
dungsmöglichkeiten und die zu-

ständigen Verwaltungen seien 
stets bemüht, Gesamtabwägun-
gen zu treffen, die eine für al-
le verträgliche und zumutbare 
wirtschaftliche Entwicklung er-
möglichten. 

Chancengleichheit 
gewährleisten

Dr. Thomas Brinkmann vom 
Europäischen Büro für integ-
rierte Vermeidung und Vermin-
derung der Umweltverschmut-
zung (Sevilla-Büro) informierte 
darüber, dass die Vorgaben aus 
den Merkblättern und Schluss-
folgerungen zu den bestver-
fügbaren Techniken (BVT) den 
Rahmen abstecken, den Be-
treiber von Anlagen zwingend 
zu berücksichtigen haben. Da-
durch soll eine Harmonisie-
rung der Umweltstandards in 
den EU-Mitgliedstaaten so-
wie die Wahrung der Chancen-
gleichheit in der wirtschaftli-
chen Entwicklung gewährleis-
tet werden. 

Aktuell stehe die Bearbei-
tung der BVT für Abfallbehand-
lungsanlagen (Veröffentlichung 

noch in 2018 geplant), für An-
lagen der Nahrungsmittelindus-
trie und für Abfallverbrennungs-
anlagen im Fokus. 

Stuttgart als Vorreiter

Dieselmotoren und die auto-
mobile Gesellschaft sind durch 
die Überschreitung von Grenz- 
werten in etlichen Großstädten 
in die Kritik geraten. Technische 
Nachrüstkonzepte für eine wirk-
same Minderung z. B.  von Stick-
stoffoxiden stehen inzwischen 
zur Verfügung. 

Am 21. Februar 2017 hat mit 
Stuttgart erstmals eine deut-
sche Stadt beschlossen, ab 2018 
die Einfahrt für Dieselfahrzeu-
ge zu verbieten, die nicht die 
Abgasgrenzwerte der EURO 6 
Norm erfüllen und hat damit 
auch für viele weitere deutsche 
Großstädte den Stein ins Rollen 
gebracht. Um die EURO 6 Norm 
zu erfüllen, müssen Dieselfahr-
zeuge den NOx Ausstoß auf un-
ter 0.08 g/km reduzieren. Für 
Fahrzeuge, die nicht mindes-
tens die EURO 6 Norm erfüllen, 
werden starke Wertverluste be-
fürchtet. 

Blaue Plakette

Analog zur bereits vorhande-
nen grünen Plakette für EURO 4 
Fahrzeuge sollen nur Fahrzeuge 
die blaue Plakette erhalten, die 
die EURO 6 Norm erfüllen. Mit 
der blauen Plakette sollen älte-
re Fahrzeuge weiterhin in die 
von Städten und Kommunen 
ausgewiesenen blauen Zonen 
einfahren können, wenn sie mit 
einer Nachrüstlösung wie z.B. 
dem BNOx System auf EURO 6 
Werte verbessert werden. Die 
Einführung der blauen Plaket-
te und deren Bedingungen wer-
den zurzeit auf Bundesebene 
diskutiert. 

Sollte die blaue Plakette vom 
Gesetzgeber nicht beschlossen 
und eingeführt werden, drohen 
bald mehreren Millionen Diesel-
fahrzeugen Fahrverbote in stark 
Stickoxid belasteten Großstäd-
ten und damit einhergehend ein 
enormer Wertverlust der Fahr-
zeuge. 

Software-Lösung 
nicht zielführend

Seitens der Automobilbran-
che wird eine Software-Lösung 
suggeriert. Diese erweist sich 
allerdings als nicht zielführend, 
wie Winfried Dölling, Twintec-
Technologie GmbH, Königswin-
ter, erläuterte. Tests zeigten, 
dass eine solche Lösung den 
Schadstoffausstoß um maximal 
30 bis 60 % reduziert und da-
mit bestenfalls zwischen EURO 
5 und EURO 6 liegen würde. Vor- 
aussetzung sind Außentempe-
raturen zwischen 5°C und 35°C, 
die in der Realität natürlich nicht 
immer gegeben sind. Des Weite-
ren ist davon auszugehen dass 

sich der Motorverschleiß durch 
die Rückführung der Abgase in 
die Verbrennungskammer, er-
höht. Unter realen Bedingungen 
werden mit einer Software-Lö-
sung nicht einmal EURO 5 Grenz- 
werte erreicht. 

Mit dem BNOx System hat 
die Twintec Baumot Group ei-
ne Nachrüstlösung, die Sticko-
xide unter realen Bedingungen 
um über 90 % reduziert. Die da-
mit erreichten Emissionswer-
te von nachgerüsteten Fahr-
zeugen ab der Schadstoffklas-
se EURO 4 sind unter realen Be-
dingungen besser als jene der 
aktuellen EURO 6 Kategorie. So 
könnten in Zukunft Fahrzeuge 
nachgerüstet und z. B. mit ei-
ner blauen Plakette qualifizier-
ten Zugang zu den „blauen Zo-
nen“ erhalten. 

Münchner Checklisten

In der Landeshauptstadt Mün-
chen wurden Handlungsemp-
fehlungen in Form von Check-
listen für die Reduzierung von 
Lärmbelastungen durch Gewer-
be, Verkehr und Nachverdich-
tungen im Wohnungsbau ent-
wickelt. Dieter Kemmather vom 
Referat für Gesundheit und Um-
welt erläuterte die Umsetzung 
und die Erfolge bei der Anwen-
dung des Leitfadens. 

Durch gute Planung können 
seinen Ausführungen zufolge 
auch lärmvorbelastete Stand-
orte für eine Wohnnutzung er-
schlossen werden. Dabei soll-
ten vorrangig Mittel der pla-
nerischen Optimierung wie 
Abstandsvergrößerung, Bau-
körperorientierung und Grund-
rissgestaltung angewendet wer-
den.

Beim Gewerbelärm sei darü-
ber hinaus die Systematik der 
TA Lärm zur Konfliktvermeidung 
geeignet. Die Immissionsricht-
werte der TA Lärm für Wohnen 
wurden im Rahmen der Bau-
rechtsnovelle tagsüber auf 63 
dB(A) angehoben (Urbane Ge-
biete). Nachts bleibt der höchst-
zulässige Immissionsrichtwert 
für Wohnen unverändert bei 
45 dB(A) (Mischgebiet oder Ur-
banes Gebiet). Das damit fest-
gesetzte Schutzniveau sollte 
nicht weiter abgesenkt werden. 
Das Referat für Gesundheit und 
Umwelt begrüßt, dass passi-
ve Schallschutzmaßnahmen bei 
Gewerbelärm nach wie vor un-
zulässig sind.

Orientierungsrahmen

Beim Verkehrslärm geben die 
aufgrund der Vorgaben aus dem 
BImSchG aufgestellten verschie-
denen Richtlinien und Verord-
nungen einen Rahmen, an dem 
sich auch die Bauleitplanung hin-
sichtlich des vorsorgenden Lärm-
schutzes orientieren kann. Passi-
ve Schallschutzmaßnahmen soll-
ten auch beim Verkehrslärm nur 
bis zu bestimmten Grenzen und 
möglichst nur dann eingesetzt 
werden, wenn aktive Maßnah-
men oder die planerische Opti-
mierung nicht möglich oder un-
verhältnismäßig sind. DK

Kampf gegen Plastikmüll:

Neue Steuer als Lösung?
Im Kampf gegen Plastikmüll hält die deutsche Recyclingwirtschaft 
eine Steuer auf Plastik für den falschen Weg. Die EU-Kommission 
hatte an die deutsche Regierung appelliert, ihre Absage zur Ein-
führung einer Plastiksteuer zu überdenken. Eine Plastiksteuer bö-
te einen klaren Handlungsanreiz zur Reduktion von Verpackungs-
abfall, der nicht wiederverwertbar sei. 

Nach  Angaben des Präsiden-
ten des Bundesverbands der 
Deutschen Entsorgungs-, Was-
ser- und Rohstoffwirtschaft 
(BDE), Peter Kurth, brauche es 
einen klugen Einsatz von Kunst-
stoffen und die Förderung von 
recyclingfähigen und bereits 
recycelten Materialien. Die öf-
fentliche Hand müsse nicht das 
billigste Angebot wählen, sie 
kann das beste Angebot wäh-
len, betonte Kurth.

Hersteller in der Pflicht

Für VKU-Hauptgeschäftsfüh-
rerin Katherina Reiche sind auch 
die Hersteller in der Pflicht: „De-
sign sollte sich daran orientie-
ren, wie die Herstellung, der Ge-
brauch und am Ende auch das 
Recycling erfolgen kann.“ Pro 
Jahr fallen in Deutschland rund 
400 Millionen Tonnen Abfall an, 
das sind 4.800 Kilo pro Bundes-
bürger im Jahr. Der größte Teil 
davon ist Bauschutt oder ent-
steht beim Abbau von Boden-
schätzen. 37 Millionen Ton-
nen Abfall pro Jahr kommt 
aus privaten Haushalten. Die 
Kreislaufwirtschaft macht in 
Deutschland nach eigenen An-
gaben einen Jahresumsatz von 
76 Milliarden Euro und beschäf-
tigt mehr als 290.000 Erwerbs-
tätige.

Als wirkungslos erachtet der 
Bund der Steuerzahler die an-
gedachte Plastiksteuer. Laut 
Präsident Reiner Holznagel ist 
Müllreduzierung ohne Frage ei-
ne wichtige Aufgabe, die Lö-
sung könne aber nicht eine neue 
Steuer sein. Die Erfahrung spre-
che dagegen: „Mit einer Steuer 
das Verhalten von Bürgern und 
Betrieben zu steuern, bringt 
meist nicht den gewünschten 
Effekt.“ Die Diskussion müsse 
ehrlich geführt werden, weil die 
Einnahmen aus der Steuer nicht 
zweckgebunden seien: „Selbst 
wenn wir Verbraucher die Plas-

tiksteuer zahlen, heißt das nicht, 
dass die Einnahmen auch für 
den Umweltschutz eingesetzt 
werden.“ 

Neben Plastikverboten hat 
sich die Präsidentin des Um-
weltbundesamts, Maria Krautz-
berger, auch für die Prüfung ei-
ner Plastiksteuer ausgespro-
chen. Aus ihrer Sicht sind die 
ökonomischen Anreize, die Um-
welt zu schützen, nach wie vor 
schwach ausgeprägt. Darum 
sei es sinnvoll, über eine sol-
che Steuer nachzudenken. Aller-
dings komme es auf die Art der 
Steuer-Ausgestaltung an. 

UBA für Prüfung 
einer Plastiksteuer

Krautzberger begrüßte den 
Vorschlag der EU-Kommis- 
sion, Einwegprodukte aus Plas-
tik wie Trinkhalme oder Plastik-
besteck zu verbieten. Für vie-
le Produkte wie etwa Plastiktü-
ten gebe es gute Alternativen, 
die viele Male benutzt werden 
können. Schwierig sei es hinge-
gen, Einwegprodukte aus Plastik 
durch Einwegprodukte aus an-
deren Materialien zu ersetzen. 
So seien etwa Papiertüten als 
Alternative zum Plastikbeutel 
nur sinnvoll, wenn sie mehrfach 
verwendet werden. Sonst seien 
sie nicht besser für die Umwelt, 
weil bei ihrer Herstellung viel 
Kohlendioxid entstehe.

Die EU-Kommission erwägt 
eine nationale Strafsteuer auf 
Kunststoffreste, die nicht recy-
celt werden können. 80 Cent 
pro Kilo nicht wiederverwer-
tetem Plastikmüll soll ein Land 
zahlen. Dies ergäbe pro Jahr ei-
ne Summe von bis zu 8 Milliar-
den Euro. 

Die deutsche Umweltministe-
rin Svenja Schulze hatte sich zu-
letzt gegen eine generelle Plastik-
steuer ausgesprochen. Stattdes-
sen forderte sie ein europaweites 
Verbot von Mikroplastik. DK

Neue Publikation:

„Wiederverwendung – Optionen 
öffentlich-rechtlicher Entsorger“
Die Vielfalt der kommunalen Realitäten vor Ort im Blick hat 
die neue VKU-Publikation „Wiederverwendung – Optionen 
öffentlich-rechtlicher Entsorger“. Die Broschüre leistet einen 
Beitrag zur derzeit intensiv geführten Debatte zur Förderung 
der Umsetzung der europäischen Abfallhierarchie.

Die öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger nehmen den 
Ressourcengedanken sehr ernst. Die Handreichung  be-
schreibt Maßnahmen zur Förderung der (bzw. Vorbereitung 
zur) Wiederverwendung, die von unterschiedlicher Intensi-
tät und organisatorischem Aufwand sind. Einen Königsweg, 
der von allen kommunalen Abfallwirtschaftsunternehmen be-
schritten werden könnte, gibt es nicht. Aber einen Werkzeug-
kasten, aus dem kommunale Unternehmen je nach Größe und 
Kapazität die für sie geeigneten Instrumente auswählen kön-
nen. Darüber hinaus enthält die Publikation Handlungsemp-
fehlungen für die politischen Entscheidungsträger. DK

Umweltministerium erhält 
Maxhütte-Flächen

Ehemalige Abbau- und Vorratsflächen der Maxhütte in Auerbach 
sollen wieder erblühen. Damit werden hochwertige Lebens- und 
Rückzugsräume für Insekten, Feldvögel und andere gefährdete 
Arten geschaffen. Das Umweltministerium übernimmt dazu gro-
ße ökologisch wertvolle Flächen der ehemaligen Maxhütte.

Umweltminister Dr. Marcel 
Huber betonte dazu in Auer- 
bach: „Bayern muss wieder blü-
hen. Der Freistaat Bayern wird 
hier seiner Verantwortung auf 
staatseigenen Flächen gerecht. 
Wir wollen die ehemaligen Berg- 
bauflächen wieder mit neuem 
Leben füllen. Auf rund 160 Hek-
tar, einer Fläche 10 Mal so groß 
wie die Insel Frauenchiemsee, 
entsteht ein riesiges Schmuck-
stück des Biotopverbunds. Zu-
sammen mit bereits bestehen-
den angrenzenden Naturschutz-
gebieten wie zum Beispiel der 
‚Grubenfelder Leonie‘ wird 
hier ein weiteres Bauteil unse-
rer Öko-Firewall für den Arten-
schutz entstehen.“ 

Vereinbarung

Für die Betreuung der insge-
samt 201 Grundstücke vor Ort 
wurde eine Vereinbarung zwi-
schen dem Umweltministerium, 
dem Bayerischen Naturschutz-
fonds, dem Landschaftspflege-
verband Amberg-Sulzbach so-
wie dem Landesbund für Vogel-
schutz geschlossen. Der Bayeri-
sche Naturschutzfonds wird nun 
naturschutzfachliche Konzepte 
erstellen, die dann mit den Part-

nern vor Ort auf den einzelnen 
Flächen umgesetzt werden sol-
len. Beispielsweise sollen Bio-
topverbünde gegründet, Blüh-
flächen angelegt und Flächen 
in das Vertragsnaturschutzpro-
gramm überführt werden. Hu-
ber: „Klar ist: Ein solches Projekt 
kann nur gelingen, wenn alle zu-
sammen an einem Strang zie-
hen. Dazu wollen wir auch die 
Landwirte vor Ort begeistern. 
Durch eine dem Standort ange-
passte Pflege können auch sie 
helfen, die Schätze der Natur so-
wie die Artenvielfalt zu stärken.“

„Blühpakt Bayern“

Mit diesen Maßnahmen auf 
staatlichen Flächen ergänzt das 
Umweltministerium den „Blüh-
pakt Bayern“, ein neu gestar-
tetes Großprojekt zum Insek-
ten- und Artenschutz. Gemein-
sam mit Partnern aus Land-
wirtschaft, Wirtschaft und 
Landschaftspflegeverbänden 
sollen beispielsweise insekten-
freundliche Maßnahmen in den 
Kommunen umgesetzt werden. 
Auch eine deutliche Aufsto-
ckung des Vertragsnaturschut-
zes sowie ein Wettbewerb sind 
Bestandteil des Projekts. r

Von links: Hans Schmid, Dr. Uwe Brandl, Johann Brunner, Konrad 
Ettengruber. r

Selbst die „Trump-Anlage“ 
brachte ihn nicht aus der Fassung

Im Rahmen einer kleinen Feierstunde wurde Johann Brunner An-
fang Mai in den Ruhestand verabschiedet. Der langjährige Chef 
der Abensberger Kläranlage begann im Juni 1977 bei der Stadt-
verwaltung seinen Dienst im Wasserwerk, ab November 1990 
war er auf der Kläranlage beschäftigt. Im Juli 1991 absolvierte 
er die Prüfung zum „Ver- und Entsorger, Fachrichtung Abwasser“ 
und war dann Chef der Kläranlage. 

In seiner Zeit passierte eini-
ges - die dritte Reinigungsstu-
fe kam, ein Umbau mit 17 Mil-
lionen DM Investitionskosten 
wurde unter seiner Ägide ge-
plant. Ein neues Verfahrens-
system aus den USA für sie-
ben Millionen DM wurde ange-
schafft und in Betrieb genom-
men. Stadtwerke-Chef Hans 
Schmid dazu: „Hans musste 
sich nicht nur einarbeiten, bei 
dieser US-Anlage gab es auch 
ständig neue Aggregatszu-
stände, auf die reagiert wer-
den musste. Aber auch die-
se ‚Trump-Anlage‘ brachte ihn  
nicht aus der Fassung“, so 
Schmid unter dem Lachen der 
Kolleginnen und Kollegen. 

Klärschlamm 
als Herausforderung

Ebenso herausfordernd war 
der Umgang mit dem Klär-
schlamm. Ganz früher wurde 
dieser, so Schmid, auf der Klär-
anlage vererdet, später folg-
te die Aufbringung in der Land-
wirtschaft. Parallel dazu wuch-

sen die Auflagen durch die 
Politik und die Behörden, „mitt-
lerweile ist die Klärschlam-
mausbringung für uns Ge-
schichte“, so Schmid. 

Moderne Kläranlage

„Der Hans ist eine treue See-
le“, so Schmid weiter. „Er hat 
immer zu seinen Mitarbei-
tern gehalten und ein kollegia-
les Verhältnis gezeigt.“ Nun ge-
he er verdient in Rente. „Alles 
Gute im Ruhestand“ wünschte 
auch 1. Bürgermeister Dr. Uwe 
Brandl, der sich ebenfalls herz-
lich bei Brunner bedankte. „Du 
hast Dich nie unterkriegen las-
sen, hast immer eine moderne 
Kläranlage mit gutem Personal 
geführt.“ 

Ganz ruhig wird der Ruhe-
stand nicht für den Brunner 
Hans: „Die Enkel sorgen dafür“, 
so Hans Schmid. Auch Melanie 
Schmid vom Personalrat dank-
te Hans Brunner, sowie sein di-
rekter Nachfolger, Konrad Et-
tengruber, mit den Kollegen der 
Kläranlage. r
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Staatsminister Huber und Füracker:

Neues Artenschutzprojekt in  
Bayerischen Schlossgärten

Gemeinsame Kooperation zur Erfassung der Artenvielfalt

In einer besonderen Kooperation zwischen Umwelt- und Finanz-
ministerium werden in den Anlagen der Schlösser Nymphenburg 
in München und Rosenau bei Coburg sowie in der Eremitage Bay-
reuth erstmals die heimischen Tier- und Pflanzenarten systematisch 
erfasst. Die Minister präsentierten jetzt gemeinsam im Schloss- 
park Nymphenburg das neue Artenschutzprojekt der Öffentlichkeit. 

Umweltminister Dr. Marcel Hu-
ber stellte heraus: „Die Bayeri-
sche Schlösserverwaltung ist ein 
wahrhaft königlicher Partner im 
Kampf gegen den Artenschwund. 
Genaue Kenntnis ist der erste 
Schritt auf dem Weg zum Schutz 
der Artenvielfalt. Unser Projekt 
in den Grünanlagen der Schlös-
ser ist ein wichtiges Puzzlestück 
für den Artenschutz in ganz Bay-
ern. Im neuen Bayerischen Arten-
schutzzentrum in Augsburg Spezi-
alisten auf höchstem Niveau eine 
flächendeckende ökologische Fi-
rewall hochziehen.“

Paradebeispiel

„In den Parks und Gärten der 
bayerischen Schlösser sind durch 
die behutsame und kontinuierliche 
Pflege über Jahrhunderte wert-
vollste Biotope entstanden. Hier 
hat eine Fülle von bedrohten Tier- 
und Pflanzenarten einen Rück-
zugsraum gefunden, den es zu be-
wahren gilt. Es handelt sich um ein 
Paradebeispiel für einen gelunge-

nen Einklang von Natur- und Denk-
malschutz durch unsere Schlösser-
verwaltung“, betonte Heimat- und 
Finanzminister Albert Füracker.

Die Spanne der vorkommen-
den Arten ist weit: Sie erstreckt 
sich vom Sonnenröschen im Kalk-
magerrasen des Schlossparks 
Nymphenburg bis zum Eremiten-
käfer in der Eremitage Bayreuth. 
Die Koordination des Projekts er-
folgt durch die zuständigen Re-
gierungen von Oberbayern und 
Oberfranken. Die Kosten des Ge-
samtprojekts werden voraussicht-
lich rund 200.000 Euro betragen.

Mit den aus dem Projekt neu ge-
wonnenen Informationen können 
die naturschutzfachlichen Belange 
bei der Pflege der Anlagen künftig 
noch stärker berücksichtigt wer-
den. Auf Grundlage der systemati-
schen Erfassung der Artenzusam-
mensetzung sowie der Erkenntnis-
se über die Zusammenhänge mit 
Pflegeeingriffen kann der Arten-
schutz noch zielgerichteter erfol-
gen als bisher und die Biodiversität 
noch besser geschützt werden. r

Sonja Gruner (2.v.l.), Stephan Zipf und Carolin Sommer (l.) überrei-
chen Oberbürgermeister Christian Schuchardt und Umweltrefe-
renten Wolfgang Kleiner (r.) die Wunschbox und den Stadtplan mit 
den Wunsch-Standorten für neue Bäume. Bild: Christian Weiß

Würzburg:

Mehr Bäume für die Stadt
Würzburg soll grüner werden. Im Rahmen des „Tag des Baumes“ 
hat der Aktiven-Kreis *Stadtnatur“ des BUND Naturschutzes, Kreis-
gruppe Würzburg, die Bürgerinnen und Bürger aufgerufen, Wün-
sche nach Bäumen im Würzburger Stadtgebiet zu formulieren.

Insgesamt rund 270 Wunsch-
zettel mit möglichen Baumstand-
orten - davon der Großteil inner-
halb des Bischofshuts - überreich-
ten nun Sonja Gruner, Stephan 
Zipf und Carolin Sommer vom 
BUND Oberbürgermeister Chris-
tian Schuchardt und Umweltrefe-
renten Wolfgang Kleiner.

„Jeder Wunsch nach einem 
Baum in der Stadt ist auch mein 
Wunsch“, sicherte Oberbürger-

meister Christian Schuchardt 
wohlwollende Prüfung zu.

Sicherlich ist es nicht an jedem 
Standort möglich, da oft Versor-
gungsleitungen oder Straßen-
bahngleise im Untergrund ver-
hindern, dass ein Baum wachsen 
kann. Doch alleine im vergange-
nen Jahr wurden von der Stadt zu-
sätzlich 40 neue Bäume an unter-
schiedlichen Orten im Stadtbild 
gepflanzt. r

Deutschland drohen 
Milliarden Strafzahlungen 

Studie der Universität Kiel: Keine Nitrat-Entlastung durch  
neues Düngerecht 

„Die Verurteilung Deutschlands durch den Europäischen Ge-
richtshof ist eine Ohrfeige mit Ansage für die deutsche Landwirt-
schaftspolitik. Das Urteil bestätigt die bisherigen Einschätzungen 
der Wasserwirtschaft. Im Unterschied zu anderen EU-Mitglied-
staaten ist die EU-Nitratrichtlinie in Deutschland auch 25 Jah-
re nach Inkrafttreten nicht umgesetzt worden. Auf den perma-
nenten Bruch europäischen Rechts kann in Deutschland niemand 
stolz sein“, sagte Martin Weyand, BDEW-Hauptgeschäftsführer 
Wasser/Abwasser, in Berlin. 

28 Prozent der Messstellen 
hierzulande halten immer noch 
nicht den vorgeschriebenen 
Grenzwert von 50 Milligramm 
pro Liter im Grundwasser ein. 
„Schwerpunkt der Entschei-
dung ist das nicht ausreichen-
de Aktionsprogramm der Bun-
desregierung zur Nitratreduzie-
rung. Dabei ist wesentlich, dass 
diese regelmäßig überprüft und 
nachjustiert werden müssen. 
Hierin sieht der Europäische Ge-
richtshof ein schweres Umset-
zungsdefizit in Deutschland“, so 
Weyand. 

Für umweltgerechte Lösung

Es müsse jetzt endlich eine 
verursachungsgerechte und um-
weltgerechte Lösung her: „Es 
wäre ein Schildbürgerstreich, 
wenn der Verbraucher die Milli-
arden-Strafzahlungen an Brüssel 
zahlen müsste, die eine direkte 
Folge einer verfehlten Landwirt-
schaftspolitik sind.“ 

Auch das neue Düngerecht 
bringt keine wesentliche Re-
duzierung der Nitratbelastun-
gen. Dies zeigt eine aktuelle Stu-
die von Prof. Taube, Universi-
tät Kiel, der auch Mitglied im 
Sachverständigenrat des Bun-
deslandwirtschaftsministeri-

ums ist. Hauptgrund für die Un-
wirksamkeit des neuen Dünge-
rechts ist demnach die „weit-
gehende Missachtung aller 
agrar- und umweltwissenschaft-
lichen Fachempfehlungen“: Laut 
Studie ermöglichen die neuen 
Regelungen, dass bei gleichen Er-
tragswerten mitunter mehr Dün-
ger auf den Feldern ausgebracht 
wird als bisher. Auch lässt die 
neue Dünge-Verordnung wei-
terhin zu, dass die Obergrenze 
von 170 Kilogramm Stickstoff pro 
Hektar selbst in ohnehin „gefähr-
deten Gebieten“ weiterhin über-
schritten wird. Hinzu kommt, 
dass die Bundesländer die Dün-
ge-Verordnung nicht einheitlich 
umsetzen. 

Dringliche Kehrtwende

Eine Kehrtwende der deut-
schen Landwirtschaftspolitik ist 
dringend notwendig. „Die eu-
ropäische Agrarpolitik darf die 
Landwirtschaft nicht länger für 
die Missachtung des EU-Rechtes 
bezahlen. Eine Umweltorientie-
rung im Rahmen der neuen Ge-
meinschaftlichen Agrarpolitik 
ist überfällig, damit Böden und 
Wasserressourcen auch für künf-
tige Generationen gesichert wer-
den können“, so Weyand. r

Regensburg soll  
sauberer werden!

CSU für Müllvermeidung und Mülltrennung auf öffentlichen Plätzen 

Mit einem Antrag will die CSU-Stadtratsfraktion die Müllproblematik 
in Regensburg anpacken. Dabei sollen nicht nur größere Mülleimer an-
gebracht und die vorhandenen öfter geleert werden,  sondern auch ge-
prüft werden, inwieweit Mülltrennsysteme aufgestellt werden können. 

Das Wetter ist herrlich und 
die „nördlichste Stadt Italiens“ 
lädt Regensburger wie Touris-
ten mit ihren Ufern und Parkan-
lagen zum Grillen und Entspan-
nen im Freien sowie zum Fei-
ern auf den Plätzen der Altstadt 
ein. Doch diese Freizeitaktivi-
täten haben oft einen unschö-
nen Beigeschmack, wenn weg-
geworfene Kaffeebecher, Plas-
tikflaschen, Glasflaschen, Pizza-
schachteln und anderer Unrat 
die beliebten Plätze und den Na-
turraum zur Müllhalde machen. 

Um eine weitere Verschmut-
zung zu verhindern, hat nun die 
CSU-Stadtratsfraktion einen An-
trag unter dem Motto „Regens-
burg soll sauberer werden“ ge-
stellt. „Wer unsere Stadt und die 
Uferbereiche liebt, sollte sich an 
die Spielregeln halten und seinen 
Müll in die vorgesehenen Abfallei-
mer werfen; leider sind aber häu-
fig gerade an Sommertagen de-
ren Kapazitäten bald erschöpft“, 
so Stadträtin Dagmar Schmidl.

Mehr Müllbehälter aufstellen

Die Initiatoren fordern des-
halb die Verwaltung zum einen 
auf, mehr Müllbehälter aufzustel-
len und diese insbesondere in den 
Sommermonaten häufiger zu ent-
leeren, zum anderen aber auch zu 
prüfen, inwieweit eine Mülltren-
nung bereits unmittelbar vor Ort 
möglich ist.„Schön wäre, wenn 
Mülltrennsysteme installiert wer-
den könnten, um die Wertstof-
fe zu sammeln und gleich etwas 
für unsere Umwelt zu tun“, sind 
sich die CSU-Stadträte Dr. Armin 
Gugau, Dagmar Schmidl, Hans 
Renter, Brigitte Schlee und Her-
mann Vanino beim Ortstermin am 
Donauufer einig.

Doch nicht nur die Altstadt, 
die Uferbereiche und die Park- 
anlagen sollen vom Müll be-
freit werden. Auch die Umge-
bung der Continental Arena 
samt der angrenzenden Feld-
wege ist nach Fußballspielen oft 

verschmutzt. Deshalb wird auch 
dort ein Bedarf gesehen, mehr 
Mülleimer aufzustellen. r

Kunststoff ist böse – 
oder etwa nicht?

Deutschlands erste Aufklärungswebsite geht an den Start

Kunststoff ist überall. Ob in den Weltmeeren, in Flüsse, im Trink-
wasser oder auf Agrarflächen. Es bringt viele Tiere um, verändert 
den Hormonhaushalt beim Menschen und ist eine Belastung der 
Umwelt für Jahrhunderte! Ja, das alles stimmt, aber dennoch in 
der Betrachtung viel zu einseitig. Kunststoff ist aus unserem All-
tag und Lebensumfeld nicht mehr wegzudenken, dies ist ein Fakt. 
Dieser Umstand bewog, den vielfach ausgezeichneten Unterneh-
mer Lutz Frischmann, aus dem thüringischen Eisfeld zum Erstellen 
und Betreiben einer eigenfinanzierten Aufklärungswebsite.

„Ihr könnt doch als Hersteller von 
Verpackungsfolien keine Internet-
seite mit dem Titel „böser Kunst-
stoff“ ins Leben rufen“ wurde ge-
sagt. „Doch, das geht! Denn so kann 
und darf es nicht weitergehen, wir 
müssen wachrütteln! Nicht alles ist 
schlecht an Kunststoff, ganz im Ge-
genteil. Ich möchte zum Nachden-
ken anregen und zu einer Versachli-
chung der zum Teil hoch emotional 
geführten Diskussion beitragen“ so 
der 47-jährige Initiator und Ideen-
geber der Aufklärungskampagne 
„Böser-Kunststoff.de“. 

Information durch Fakten

Ab sofort kann jedermann un-
ter www.boeser-kunststoff.de sich 
über die guten, aber auch schlech-
ten Seiten bei der vielschichtigen 
und teilweise unersetzlichen Ver-
wendung von Kunststoffen infor-
mieren. „Als Hersteller von Folien 
stehen wir in der Verantwortung! 
Unsere Website ist ein kleiner Bei-
trag zur Aufklärung. Sie soll nichts 
beschönigen, aber durch Fakten in-
formieren. Kunststoffe sind ein Teil 
unserer heutigen Lebenswelt. Es 
gibt keinen Ersatz, sie sind und blei-
ben ein Wundermaterial! Ob in der 
Medizin, dem Lebensmittelhandel, 
bei technischen Geräten oder dem 
Baugewerbe. Es würde niemand 
auf die Idee kommen Papier zu ver-
bieten, weil dessen Herstellung 
durch einen energietechnisch sehr 
aufwendigen Prozess geschieht. 
Ob Holz, Stein oder Baumwolle. Je-

de dieser Nutzungen ist heut zu Ta-
ge selbstverständlich aber auch mit 
jeweiligen Vor- und Nachteilen be-
haftet. Die Frage ist doch: Verteu-
feln wir Kunststoff generell oder 
denken wir ein wenig über den be-
rühmten Tellerrand hinaus“, so Lutz 
Frischmann. 

So wird auf www.boeser-kunst-
stoff.de schonungslos, transparent 
und offen über die Herausforde-
rungen im Umgang mit dem Recy-
cling von Kunststoff berichtet aber 
ebenso objektiv und nachfragend 
über den Einsatz von Glas und Pa-
pier. „Wir werden niemals eine 
buchstäbliche eierlegende Woll-
milchsau haben, das ist eine Illusi-
on. Auch der Einsatz von biobasier-
ten Kunststoffen, löst das Problem 
nicht sondern wirft nur neue auf.“, 
betont Frischmann. So lädt www.
boeser-kunststoff.de zur aktiven 
Diskussion mit den Usern ein. Zeit-
nah wird es einen eigenen Blog ge-
ben sowie eine Plattform zum akti-
ven Austausch. 

„Wir müssen in Deutschland wie-
der zu einer sachlich und Fakten ba-
sierten Diskussion kommen. Der-
zeit wird größtenteils polemisch, 
gegen alle Vernunft oder auch Logik 
argumentiert oder auch sogar ak-
tiv gehandelt. Ich denke dabei nur 
an die generelle Verteufelung von 
Plastiktüten. Es gehört schlicht-
weg Ehrlichkeit in der Sache da-
zu! All dies ohne politisches Kalkül 
und einseitiger populistische Mei-
nungsmache“, stellt Lutz Frisch-
mann fest. r

Marcel Huber (l.) gemeinsam mit Albert Füracker. r
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Ein Online-Portal  
für den Klimaschutz 

Neue Beteiligungsplattform soll den digitalen Klimadialog fördern 

Auf dem Weg in eine klimafreundliche Zukunft hat der Landkreis 
München ein weiteres Puzzleteil seines Handlungsprogramms fertig-
gestellt: Ab sofort gibt es ein Portal für den Klimadialog im Landkreis 
München: http://klimadialog.landkreis-muenchen.de. Der Klimadi-
alog ist die digitale Beteiligungsplattform der Klima- und Energiein-
itiative 29++. Er soll die vielfältigen Aktionen des Landkreises, sei-
ner Kommunen, der Unternehmen, Verbände, Interessensgruppen, 
aber vor allem auch die Anstrengungen und Ideen der Bürgerschaft 
sammeln und sichtbar machen und zum Mitmachen animieren. 

„Sie können sich den Klimadia-
log als eine Art ‚schwarzes Brett‘ 
vorstellen, wie man es aus Schu-
len, Universitäten oder auch aus 
dem Supermarkt kennt. Hier kann 
man Informationen einholen, An-
gebote und Gesuche einstellen 
oder Gleichgesinnte kennenler-
nen. Aber man kann es von zuhau-
se aus und jederzeit nutzen. So 
schaffen wir eine niederschwel-
lige und unverbindliche Möglich-
keit für den Einzelnen, sich dem 

Thema Klimaschutz anzunähern“, 
erläutert Landrat Christoph Gö-
bel. „Der Gedanke dahinter ist, 
die Menschen zusammenzubrin-
gen, die sich über gemeinsame In-
teressen, Ideen und Aktionen in 
Sachen Umweltschutz und Ener-
giewende austauschen möchten, 
die mitreden und gestalten wol-
len“, so Göbel weiter. Ideen, Vor-
stellungen und Wünsche zu die-
sen Themen gebe es in der Bür-
gerschaft zuhauf; oft fehle es aber 

an Mitstreitern, am Netzwerk 
oder am fachlichen Know-how. 

„Und genau hier setzen wir 
mit dem Klimadialog an“, ergänzt 
Christian Wolf, Leiter des Sachge-
biets Energie und Klimaschutz im 
Landratsamt München. „Hier fin-
den umwelt- und klimaschutzin-
teressierte Menschen eine ein-
fach erreichbare Anlaufstelle für 
ihre Anliegen. Sie können Projekt-
partner finden, Interessensge-
meinschaften gründen, als Gruppe 
Projekte planen und koordinieren 
oder sich von den Aktionen ande-
rer Kommunen oder Bürger ins-
pirieren lassen. Außerdem finden 
sie hier kompetente Ansprech-
partner für organisatorische oder 
fachliche Fragen, beispielsweise 
bei den Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern aus dem Bereich Ener-
gie und Klimaschutz des Landrats- 

amts, bei unseren Mobilitätsex-
perten, bei den Umweltreferen-
ten und Klimaschutzmanagern im 
Landkreis oder einem der zahlrei-
chen weiteren Experten.“ 

Vier Kernelemente für den 
Klimadialog im Landkreis 

Der Aufbau des Klimadialogs 
ähnelt ein wenig dem eines klas-
sischen Online-Forums. Auf der 
Startseite erfahren die Besucher 
die neuesten Termine, Angebo-
te und Aktionen aus dem und 
für den Landkreis. Eine Landkar-
te zeigt eine Übersicht, welche 
Projekte gerade in den jeweili-
gen Kommunen laufen. Außer-
dem gibt es die aktuellsten Pres-
semitteilungen des Landkreises 
und neue Beiträge aus dem Kli-
madialog nachzulesen.

Der eigentliche Klimadialog 
selbst besteht aus vier Kernele-
menten: Dialog, Projekt, Aktuel-
les, Pinnwand. Im „Dialog“ kön-
nen Teilnehmer Meinungen aus-
tauschen und konkrete Fragen zu 
neuen Ideen diskutieren. Der Be-
reich ist Ort für freie Gedanken-
spiele, Geschichten und Wün-
sche. „Projekt“ informiert über 
laufende Projekte im Landkreis 
und bietet Platz, eigene Projek-
te vorzustellen oder gemeinsam 
Aktivitäten zu entwickeln. Unter 
„Aktuelles“ ist Platz für alle ak-
tuellen Ankündigungen und be-
sondere Ereignisse zu laufenden 
Aktivitäten und Projekten; der 
Bereich beinhaltet alle Termine, 
Veranstaltungen und besonde-
re Neuigkeiten. Die „Pinnwand“ 
bietet Gelegenheit, nach Her-
zenslust zu tauschen, teilen, lei-
hen, schenken und helfen. Sie ist 
der digitale Marktplatz für Nach-
barschaftshilfe. 

In allen Themenbereichen – 
mit Ausnahme der Pinnwand – 
finden sich bereits passende the-
matische Unterkategorien wie 
Abfallvermeidung, Klimaschutz 
für Kommunen sowie Unterneh-
men, nachhaltiges Bauen und Sa-
nieren, Angebote zur Klimabil-
dung sowie diverse Unterpunkte 
zum Thema Mobilität. 

Individuelle thematische  
und ortsbezogene  
Schwerpunktsetzung möglich 

Um alle Möglichkeiten und 
Werkzeuge des Beteiligungspor-
tals zu nutzen, ein Benutzerprofil 
mit Bild zu erstellen und Beiträ-
ge zu verfassen und zu kommen-
tieren und Dokumente hochzu-
laden, müssen sich Nutzer ein-
malig kostenlos beim Klimadia-
log registrieren. Danach kann mit 
wenigen Klicks eine individuel-
le Nutzereinstellung konfiguriert 
werden. So ist es beispielsweise 
möglich, sich speziell über aktu-
elle Veranstaltungen und Projek-
te ausgewählter Orte oder aus-
schließlich zu bestimmten The-
men informieren zu lassen. 

Der Klimadialog soll künftig als 

Bezirkstag Oberpfalz:

Finanzspritzen für Kultur und Sport 
Der Bezirk Oberpfalz unterstützt heuer mit mehr als 1,6 Millio-
nen Euro Eigentümer denkmalgeschützter Häuser, Burgen und 
Schlösser, nichtstaatliche Museen, Festspiele, zahlreiche im Kul-
turbereich aktive Vereine und Institutionen sowie Sportverbände 
in der Oberpfalz. Größter Einzelposten bei den Zuschüssen ist mit 
gut einer Million Euro die Denkmalpflege. 

Die Mitglieder des Kulturaus-
schusses unter Vorsitz von Bezirk-
stagspräsident Franz Löffler be-
willigten insgesamt 40.000 Euro 
für die Generalsanierung des Jüdi-
schen Gemeindezentrums mit Sy-
nagoge in Regensburg und jeweils 
40.000 Euro für die Sanierung der 
Spitalkirche St. Elisabeth in Sulz-
bach-Rosenberg und der histori-
schen Stadelreihe in Königstein. 

Im Rahmen des Burgen- und 
Schlösserprogramms erhält der 
Landkreis Amberg-Sulzbach für 
die Generalsanierung des Kul-
turschlosses Theuern insgesamt 
100.000 Euro, und für die Sanie-
rung des Schlosses Haunritz (Ge-
meinde Weigendorf) stellten die 
Bezirksräte insgesamt 40.000 Eu-
ro zur Verfügung.

Im Landkreis Neumarkt i. d. 
OPf. werden mit jeweils insgesamt 
40.000 Euro die Sanierung des 
ehemaligen Gasthauses „Bräustu-
ben“ in Pyrbaum und in Neumarkt 
die Sanierung und den Umbau des 
„Schreiberhauses“ unterstützt. 
Zudem gehen 30.000 Euro nach 
Parsberg für die Sanierung und 
den Umbau des Bahnhofgebäu-
des samt Umfeld. Jeweils 40.000 
Euro werden für den Umbau und 
die Sanierung des ehemaligen 
„Memory“ in Trabitz (Landkreis 
Neustadt a. d. Waldnaab) sowie 
für die Sanierung und Instandset-

zung eines historischen Stadthau-
ses am Marktplatz in Neustadt a. 
Kulm zur Verfügung gestellt. 

Den größten Einzelzuschuss 
bewilligten die Bezirksräte mit 
42.600 Euro dem Verein Bava-
ria Bohemia in Schönsee (Land-
kreis Schwandorf) für sein Pro-
jekt „Barockregion Bayern Böh-
men“, das noch bis 2020 läuft. Je-
weils 40.000 Euro wurden für die 
Sanierung des ehemaligen Ge-
fängnisturms „Fronfeste“ in Bur-
glengenfeld und für die energe-
tische Sanierung und Schaffung 
von Barrierefreiheit des Rathau-
ses in Neukirchen-Balbini bewil-
ligt.  Ebenfalls 40.000 Euro ge-
hen nach Kemnath (Landkreis Tir-
schenreuth) für die Sanierung des 
Rathauses.

Breites Förderspektrum

Rund 133.000 Euro schütte-
ten die Bezirksräte für die Berei-
che Heimatpflege (25.000 Euro), 
Musikpflege (39.000 Euro), nicht-
staatliche Museen (38.000 Eu-
ro) und Oberpfälzer Festspiele 
(27.000 Euro) sowie für Theater 
(3.700 Euro) aus. Unterstützt wer-
den damit der Ankauf von Trach-
ten und Instrumenten, elf Pro-
jekte der grenzüberschreitenden 
Kultur- und Heimatpflege, acht 
Konzertreihen, sechs nichtstaat-

liche Museen, acht Festspiele so-
wie die Stiftung Regensburger 
Domspatzen, der historische Ver-
ein für Oberpfalz und Regensburg 
und die Botanische Gesellschaft 
in Regensburg. Auch werden im 
Rahmen der Popularmusikförde-
rung sieben Bands gefördert.

Ferner unterstützt der Bezirk 
Oberpfalz das Projekt „Barock-
region Bayern Böhmen“ des Ver-
eins Bavaria Bohemia in Schönsee 
(Kreis Schwandorf) mit 42.600 Eu-
ro. Das Projekt komme der Region 
kulturell und touristisch sehr zu-
gute, begründete Löffler die Un-
terstützung des Bezirks.

Besondere Unterstützung er-
fährt auch dieses Jahr wieder der 
Sport in der Oberpfalz. Hierfür 
werden insgesamt über 131.000 
Euro zur Verfügung gestellt, die 
für den Bayerischen Landes-
sportverband und die Sportfach-
verbände auf Bezirksebene, für 
die Bayerische Sportjugend/Be-
zirk Oberpfalz und für das Projekt 
„BAERchen“ – Sportförderung für 
drei- bis sechsjährige Kinder so-
wie für die Oberpfälzer Schützen 
bestimmt sind. 

Auf der Agenda des Kulturaus-
schusses stand zudem die Benen-
nung der diesjährigen Preisträger 
des Jugend-Kulturförderpreises 
und des Denkmalpreises. Dieser 
geht an das „Gelebte Museum“ 
in Mähring (Landkreis Tirschen-
reuth) und an die Auburg bei Bar-
bing.

Jugend-Kulturförderpreis

Mit dem Jugend-Kulturförder-
preis im Bereich Soziokultur wird 
das Gremium des Kepler-Gym-
nasiums Weiden für das Projekt 
„Naturphänomene im Grenzge-
biet Oberpfalz und Karlsbader Re-
gion“ ausgezeichnet. Die Schüler 
tauschten sich mit tschechischen 
Schülern aus Marienbad über ihre 
gemeinsame Grenzregion aus und 
entdeckten sowohl gemeinsames 
in der Natur als auch im alltägli-
chen Leben. 

In der Misch-Kategorie ästhe-
tisch-künstlerisches Handeln und  
Soziokultur wurde die Albert- 
Schweitzer-Schule in Amberg für 
ihr langjähriges Engagement bei  
der Inklusion geehrt. An der 
Grundschule bestehen Partner-
klassen mit der Grundstufe der 
Rupert-Egenberger-Schule, einer  
privaten Förderschule. Unter 
dem Motto „Anders ist normal - 
verschieden auch“ verbringen die 
Kinder etwa die Hälfte der Unter-
richtszeit gemeinsam. Ein weite-
rer Preisträger ist die Mittelschu-
le West in Neumarkt mit dem 
Kunst- und Literaturprojekt „Brü-
cken bauen - Menschen begeg-
nen“. Jede Schule erhält 1.000  
Euro Preisgeld. DK

700 Jahre Rothenbuch:

Vitale Dorfgemeinschaft
Am 3. Juli 1318 schlossen der Mainzer Erzbischof Peter von Aspelt 
und der Würzburger Bischof Gottfried von Hohenlohe bei einer 
Konferenz „zuo der Rodenboychen“ - an der Roten Buche - einen 
Vertrag über die Zusammenarbeit in Sicherheitsfragen ab. Dies ist 
die erstmalige schriftliche Erwähnung des unterfränkischen Dor-
fes Rothenbuch (Landkreis Aschaffenburg) und ein guter Grund, 
ein ganzes Jahr lang dieses Jubiläum zu feiern. 

Im Rahmen des Festabends 
der 700-Jahrfeier schlossen sich 
nach der Begrüßung durch Ers-
ten Bürgermeister Gerd Aulen-
bach u.a. eine Jubiläumslauda-
tio von Landrat Dr. Ulrich Reuter 
sowie Grußworte von Aschaffen-
burgs Oberbürgermeister Klaus 
Herzog und Regierungspräsi-
dent Dr. Paul Beinhofer an. Letz-
terer verwies darauf, dass durch 
o.g. Ersterwähnung Rothenbuch 
heute zu den ältesten Orten des 
Innerspessarts zählt – mitten im 
Herzen des Spessarts und damit 
mitten in Deutschlands größtem 
Laubwaldgebiet. 

Geschichtsbewusstsein

Rothenbuch ist durch seine 
kulturelle, wirtschaftliche und 
soziale Geschichte geprägt. Die 
Lage im Spessart sowie die Be-
deutung als früheres Zentrum 
der kurmainzischen Forstverwal-
tung waren und sind laut Bein-
hofer identitätsstiftend für den 
Ort und seine Menschen. Durch 
die Teilnahme an dem europäi-
schen, grenzüberschreitenden 
Projekt „Wege in die Europäi-
sche Kulturlandschaft“ habe die 
Region in den Jahren 2000 bis 
2003 unter der Trägerschaft der 
Gemeinde Albersdorf im Kreis 
Dithmarschen (Schleswig-Hol-
stein) und durch das professio-
nelle Management des Archäo-
logischen Spessart-Projektes in 
Aschaffenburg und Lohr gezeigt, 
dass sie geschichtsbewusst und 
gewillt ist, den großen Schatz 
der europäischen Kultur auch 
für die Zukunft fruchtbar zu ma-
chen.

Darüber hinaus ist Rothen-
buch Teil des Europäischen Kul-
turwegs Hafenlohrtal, der unter 
dem Motto „Kulturlandschaft in 
Natur und Literatur“ steht und 
viele Schriftsteller, die sich mit 
dem Spessart befasst haben, zu 
Wort kommen lässt. 

Die Entwicklung ländlicher Räu-

me ist eine der Schwerpunktauf-
gaben der kommenden Jahre, um 
insbesondere die negativen Fol-
gen des demographischen Wan-
dels für diese Regionen abzumil-
dern. Dass Rothenbuch hier be-
reits in der Vergangenheit viel 
getan und die Weichen für eine 
weiterhin erfolgreiche Zukunft 
gestellt hat, beweisen die zahl-
reichen Auszeichnungen beim 
Wettbewerb „Unser Dorf hat Zu-
kunft“, mit dem besonders das 
Engagement der Dorfgemein-
schaft, die Entwicklung des Ortes 
insgesamt voranzubringen, ge-
würdigt wird. 

Zweitägiges Dorffest

Auch das bevorstehende Dorf-
fest am 21. und 22. Juli, bei dem 
der gesamte Ortskern mit über 
70 Ständen, diversen Ausstellun-
gen und Programmpunkten ein-
bezogen sein wird, ist Ausdruck 
dieser vitalen Dorfgemeinschaft. 
„Ein solches Jubiläum gelingt bei 
gerade einmal 1.800 Einwohnern 
nur mit Beteiligung nahezu aller 
Bewohnerinnen und Bewohner“, 
betonte Beinhofer. DK

zentrales Projekt- und Veranstal-
tungswerkzeug für die Maßnah-
men im Rahmen der 29++ Klima. 
Energie. Initiative. des Landkrei-
ses München genutzt werden. 
Insbesondere Projekte wie die 
Kampagne „regional – fair – bio“, 
die Klimabildung für Kinder und 
Jugendliche oder die Bemühun-
gen zur Zertifizierung als Fairtra-
de Landkreis sollen künftig auch 
über den Klimadialog vorange-
trieben werden. r

Landkreis Pfaffenhofen:

Bildungsmagazin „Chancen“ mit dem 
Thema Inklusion erschienen

Das Bildungsbüro am Landratsamt Pfaffenhofen hat ein erstes Bildungs-
magazin herausgegeben. Das Magazin „Chancen“ wird zu den Themen-
komplexen, die 2016 auf der Bildungskonferenz als Arbeitsfelder für die 
Bildungsregion festgelegt worden sind, sachinhaltlich berichten. 

Die erste Ausgabe beschäftigt 
sich mit der Säule „Kein Talent 
darf verloren gehen“, wobei die 
Landkreisbevölkerung 2016 hier-
bei bei der „Inklusion“ den größ-
ten Bedarf identifiziert hatte. „Im 
Landkreis Pfaffenhofen bleibt das 
Bekenntnis zur Inklusion nicht 
bloße Rhetorik. Gemeinsam ar-
beiten Vertreter der Wirtschaft, 
der Schule und der Sozialverbän-
de daran, dass das inklusive En-
gagement in unserem Heimat-
kreis weiter wächst“, so Landrat 
Martin Wolf.

Das Magazin bietet eine Zusam-
menstellung rund um das The-
ma „Inklusive Bildung und Ausbil-
dung im Landkreis Pfaffenhofen“. 
Neben allgemeinen Informatio-

nen werden gesetzliche Grundla-
gen, bereits bestehendes inklusi-
ves Engagement im Landkreis so-
wie die geleistete Arbeit in der Bil-
dungsregion dargestellt. „Bei den 
verschiedenen Projekten wurde 
das Bildungsbüro immer engagiert 
von der Arbeitsgruppe „Inklusion“ 
des Landratsamtes, die sich aus 
Vertretern der Bildungseinrichtun-
gen, der Wirtschaft und von sozi-
alen Organisationen zusammen-
setzt, unterstützt. Hier zeigte sich 
sehr deutlich, wie viel positive Be-
reitschaft besteht, durch freiwilli-
ge Mehrarbeit unsere Gesellschaft 
gerechter zu machen und vor Ort 
bessere Möglichkeiten zu schaf-
fen“, so Bildungsmanager Gerhard 
Wenzl vom Bildungsbüro. r

Verwaltungsgemeinschaft Mammendorf:

Familienstützpunkt eröffnet
Das Angebot der Familienstützpunkte im Landkreis Fürstenfeld-
bruck wird stetig erweitert. Nach den Städten Fürstenfeldbruck, 
Puchheim, Germering und Olching hat die fünfte Anlauf- und 
Kontaktstelle in Mammendorf eröffnet.

Mit dem Familienstützpunkt 
für die Verwaltungsgemeinschaft 
Mammendorf ist der Landkreis 
dem Ziel einer flächendeckenden 
und gut zugänglichen Versorgung 
mit Angeboten der Familienbil-
dung ein gutes Stück näher ge-
kommen, meint Landrat Thomas 
Karmasin. „Familien stärken, da, 
wo sie davon profitieren, heißt 
eben auch vor Ort sein, in räum-
licher Nähe zu den Familien. Mit 
dem Familienstützpunkt wird 
auch der Westen des Landkrei-
ses mit eingebunden“, so Landrat 
Thomas Karmasin.

Träger ist das Brucker Forum, 
katholische Erwachsenenbildung 
im Landkreis Fürstenfeldbruck 
e.V., das sich seit vielen Jah-
ren - insbesondere mit dem El-
tern-Kind-Programm (EKP) - stark 

in der Familienbildung im Land-
kreis engagiert.

Der neu eröffnete Familien-
stützpunkt ist auch als Anlauf-
stelle für alle Familien gedacht 
und bietet Information, Beratung 
und Veranstaltungen zu Themen 
rund um Erziehung und das Zu-
sammenleben als Familie an. In-
grid Woller-Schleich, die Leite-
rin des Familienstützpunktes, 
betont: „Unser Angebot richtet 
sich an alle Familien, unabhängig 
von ihrer Lebensform, Konfessi-
on oder Nationalität.“ Besonders 
wichtig ist ihr die Erreichbarkeit: 
„Sollte der Weg aus den Gemein-
den zum Familienstützpunkt nach 
Mammendorf für einzelne Fami-
lien nicht machbar sein, biete ich 
nach Absprache gerne eine mobi-
le Sprechstunde vor Ort an.“ r
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„Auch verlieren will ge-
lernt sein. Und wer aus Nie-
derlagen lernt, der legt das 
Fundament zu neuen Erfol-
gen.“ Mein Chef, der Bür-
germeister, verlegt sich nach 
der 0:2-Klatsche gegen Süd-
korea und dem WM-Aus der 
Fußball-Nationalmannschaft 
aufs Philosophische.

Es bleibt ja auch fast nichts 
übrig, nachdem das gro-
ße Fußballfest, das er mit-
tels Großleinwand und Ver-
pflegung mit der Stadt feiern wollte, nach 
drei Spielen schon in einem Mordskater ende-
te. Tröstlich, dass nicht nur der Bürgermeister 
sich in dieser Hinsicht verschnitzt hat, sondern 
viele andere auch. Die Werbesprüche in Funk 
und Fernsehen, die jetzt noch zum Kauf von 
Würsten oder Chips fürs Fußballgucken wer-
ben zeigen bitter, dass so eine Stolperei auf in-

ternationalem Rasen auch der Volkswirtschaft 
ganz schön ins Kontor schlägt.

Und dann die Reaktionen aus dem Ausland! 
Großbritannien hat ein neues Lehnwort: Scha-
denfreude. Die Mexikaner bieten den Südko-
reanern verbilligte Urlaube an. Die Niederlän-
der und Italiener, von deutschen Fußballex-
perten und solchen, die es sein wollen, ob ih-
rem Scheitern in der Vorrunde arg geschmäht, 
laden uns zur Loser-Liga ein. Selbst schuld. 
Wem ich den Triumph gönne sind die Schwe-
den. Das ungehörige Verhalten von der deut-
schen Bank nach dem Sieg über die wackeren 
Nordmänner wäre nicht nur von meiner Mut-
ter mit einem eiskalten „Hochmut kommt vor 
dem Fall“ zu quittieren gewesen.

Überhaupt muss man sich fragen, ob man 
in Deutschland noch mit Mäßigung gewinnen 
und mit Anstand verlieren kann. Wer erinnert 
sich nicht an das Pokalfinale 2018, als ein Spie-
ler der unterlegenen Mannschaft sich sehr ver-
ächtlich hinsichtlich des zweiten Platzes zeigte. 
Motto: Der Zweite ist der erste Verlierer. 

Aber das wird den Kindern ja schon im 
Sportunterricht so vorgelebt. Wenn man ei-

nen für das spätere Leben so 
wichtigen Felgaufschwung 
mal verpatzt, heißt es gleich: 
Das war nix, das kannst Du 
noch nicht. Streng Dich ge-
fälligst an. In Amerika wür-
de man hören: Nice try, try 
again. Netter Versuch, ver-
suche es aber besser noch-
mal. Die Botschaft, dass was 
noch nicht so optimal lief, ist 
in beiden Fällen klar, aber 
in Amerika macht man die 
Schüler nicht so nieder.

Möglicherweise ist deshalb über dem gro-
ßen Teich auch die Kultuir des Scheiterns eine 
ganz andere als hierzulande. Dort gilt es nicht 
als Beinbruch, wenn mal ein Start-up kein Ein-
horn wird, sondern wie eine Primel eingeht. 
Try again. Bei uns wird man erst mal Liebling 
der Schufa und bekommt im Zweifel keinen 
Kredit mehr, wenn man wieder eine – jetzt 
vielleicht wirklich zukunftsträchtige – neue 
Idee hat. Deshalb ist Amerika das Land der 
Start-ups und Deutschland das Land der Spar-
bücher und Lebensversicherungen.

Vielleicht sollten auch wir Deutschen einmal 
anfangen, nicht mehr so nach Vollkommen-
heit zu streben, sondern zu erkennen, dass so-
lange wir Menschen noch nicht von Algorith-
men abgelöst sind, Fehler vorkommen wer-
den, es Unzulänglichkeiten und Schwächen 
gibt. Dass aber auch jeder dieser Fehler eine 
Chance ist, es besser zu machen. Aus Fehlern 
kann man lernen.

Mein Chef, der Bürgermeister, wünscht sich, 
dass auch Politiker viel öfter in der Lage wä-
ren, mal einen Fehler zuzugeben. Insbesonde-
re, wenn sie sich vor lauter Taktieren selbst in 
die Ecke gebracht haben. Statt mit den Füßen 
aufzustampfen und immer Recht haben zu 
wollen, würde ein „Das war ein Fehler“ nicht 
selten befreiend wirken. Und so manch einem 
politikverdrossenen Bürger sicherlich Respekt 
abnötigen. Die lebenskluge Marie von Eb-
ner-Eschenbach liefert den passenden Kalen-
derspruch dazu: „Eine stolz getragene Nieder-
lage ist auch ein Sieg.“

GZ GESTERN
hat mein Chef gesagt ...

Aus Fehlern  
kann man lernen

Start für ein grenzüberschreitendes 
Juwel des Naturschutzes

Auftakt zur Machbarkeitsstudie „Grünes Band Oberpfalz – Tschechische Republik“
Das „Grüne Band“ in der Oberpfalz und in den Regionen Pilsen so-
wie Karlsbad mit Leben füllen. Dafür will die „Machbarkeitsstudie 
Grünes Band Oberpfalz – Tschechische Republik“ die Grundlagen 
schaffen. Bei der Auftaktveranstaltung im Centrum Bavaria Bohe-
mia in Schönsee fiel der Startschuss, dabei wurden die bisherigen 
Schritte sowie die weiteren Planungen vorgestellt. Bis Ende des 
Jahres sollten konkrete Ergebnisse vorliegen.

Auf den bei der Sitzung des 
Bayerischen Kabinetts im April 
2017 in Amberg eingebrachten 
entsprechenden Vorschlag wies 
Regierungspräsident Axel Bar-
telt in seiner Begrüßung hin. Im 
Juni 2017 habe er seinen Pilse-
ner Amtskollegen dafür gewin-
nen können. Danach seien vie-
le Gespräche geführt und dabei 
um Unterstützung gebeten wor-
den. Die Erarbeitung der Mach-
barkeitsstudie wurde an das Pla-
nungsbüro Blum in Freising ver-
geben. „Das Grüne Band ist ein 
Mosaikstein im Rahmen des  
Zusammenrückens der beiden 
Staaten, Länder und Regionen; 
ein Beitrag, dass die Grenzen im-
mer mehr verschwinden und wir 
das wieder verbinden, was über 
viele Jahrzehnte getrennt war“, 
schloss Regierungspräsident Bar- 
telt seine Eröffnungsrede. 

Einzigartige Biotope

Aspekte aus dem Naturbe-
reich stellte Dr. Christian Barth, 
Amtschef im bayerischen Um-
weltministerium, ins Zentrum 
seines Statements. „Hier konn-
ten sich Rückzugsorte für selte-
ne Tier- und Pflanzenarten ent-
wickeln, einzigartige Biotope“, 
verdeutlichte er und lobte den 

Bund Naturschutz für dessen 
gleich nach 1989 begonnenes 
Engagement in dieser Region. 
Konkret sollten bereits vorhan-
dene Projekte gebündelt und 
neue umgesetzt werden, wo-
von auch der Tourismus profi-
tieren könne. Von Anfang an sei, 
so Barth, die tschechische Seite 
mit ins Boot geholt worden. 

Auf die Struktur des Projekt-
gebietes in Tschechien ging Jan 
Šíma, Leiter des Sachgebiets Ar-
tenschutz im Umweltministe-
rium der Tschechischen Repu- 
blik, in seinem Statement ein. 
Die Fläche sei hier größer und 
habe sich nach 1945 anders ent-
wickelt. 

Der erst am Wochenende zu-
vor neu gewählte Vorsitzende 
des Bund Naturschutz in Bay-
ern, Richard Mergner, charakte-
risierte in seiner Stellungnahme 
das „Grüne Band“ als „ein Her-
zensanliegen für den Bund Na-
turschutz“ seit 1989. Nun ge-
he es darum, diese „Erfolgsge-
schichte aus dem Norden in der 
Oberpfalz zusammen mit den 
tschechischen Freunden fortzu-
setzen.“ Die Projektregion sei 
ein „toller Naturraum, ein klei-
nes Schatzkästlein in der Ober-
pfalz“, so Mergner.

Das Konzept und den aktu-

ellen Stand der Studie erläu-
terte abschließend Dipl.-Ing. 
Peter Blum, Inhaber des Pla-
nungsbüros Blum. Aus drei mit- 
einander          zusammenhängenden 
Säulen setzt sich das Projekt zu-
sammen: Biotopverbund und 
Biodiversität, historische Kultur- 
landschaft, naturverträglicher 
Tourismus. In diesen drei Berei-
chen wurden/werden Analysen 
und Bestandsaufnahmen ge-
macht und daraus Konzeptionen 
und Vorschläge erarbeitet. Dar-
über hinaus werden Einrichtun-
gen, Behörden, Verbände, Ver-
eine, Interessensgruppen usw. 
kontaktiert, um konkrete Ko-
operationspartner zu finden. Im 
letzten Schritt wird es um die 
Projektumsetzung – vor allem 
die Kostenschätzung und mögli-
che Träger – gehen. Das Ergeb-
nis soll im Dezember vorliegen.

 Markus Bauer

Ihr Ziel: Gemeinsam das Grüne Band Oberpfalz-Tschechische Republik zum Erfolg führen (v. l.): Al-
exander Flierl, MdL; Dr. Christian Barth, Amtschef des Bayerischen Umweltministeriums; Karl Holmei-
er; MdB; Jan Šíma, Umweltministerium der Tschechischen Republik; stellvertretender Landrat Markus 
Müller, Cham; Richard Mergner, 1. Vorsitzender des Bund Naturschutz in Bayern e.V.; Regionsrätin 
Mgr. Radka Trylčová, Region Pilsen; Landrat Andreas Meier, Neustadt a.d. Waldnaab; Regierungsprä-
sident Axel Bartelt, stellvertretender Landrat Jakob Scharf, Schwandorf; stellvertretender Landrat Dr. 
Alfred Scheidler,Tirschenreuth und Bürgermeisterin Birgit Höcherl aus Schönsee.  Bild: Markus Bauer

Ehrung für Stadtrat Walter Zöller
Für seine Verdienste um den Schwabinger Kunstpreis erhielt der 
Münchner Stadtrat Walter Zöller von Kulturreferent Dr. Hans-Ge-
org Küppers eine Ehrenurkunde. Die Auszeichnung wurde dem 
„schwarzen Riesen“, wie der Kommunalpolitiker gerne genannt 
wird, anlässlich der Verleihung des Schwabinger Kunstpreises 
überreicht. Seit 40 Jahren ist Zöller Mitglied des Kuratoriums die-
ses traditionsreichen Preises. Im Laufe der Zeit hat er bei der Aus-
wahl von ca. 150 Preisträgerinnen und Preisträgern mitgewirkt.
„Obwohl Walter Zöller eigentlich unser politisches Schwerge-
wicht in Sachen Stadtplanung ist, interessieren ihn durchaus alle 
Arten der Künste. Er ist ein ausgewiesener Kunst- und Kulturex-
perte, weshalb er sich schon lange Jahre im Kulturausschuss und 
in den zahlreichen Kunst-Jurys engagiert. Die Ehrenurkunde ist 
eine schöne Würdigung seines langjährigen Wirkens. Wir dan-
ken Walter Zöller für sein kulturelles Engagement“, sagte Stadtrat 
Richard Quaas, kulturpolitischer Sprecher der CSU-Fraktion.  r

Modellprojekte für die  
Zukunft der Region 

Landkreis Rottal-Inn: Landkreis-Verwaltung hat gemeinsam  
mit Bürgern sieben Zukunftsvorhaben konzipiert

Das ist schon etwas Besonderes: Als einer von nur zwei Landkrei-
sen – und nur einer von zwei verbliebenen bayerischen Teilneh-
mern – ist der Landkreis Rottal-Inn in der zweiten Phase beim 
„Wettbewerb Zukunftsstadt 2030+“ und blickt hoffnungsvoll auf 
die Auswahl der letzten acht Wettbewerber für die Phase 3.

Der Landkreis Rottal-Inn be-
teiligt sich bereits seit 2015 am 
Wettbewerb Zukunftsstadt des 
Bundesministeriums für Bildung 
und Forschung. Am 30. Juni be-
endete der Landkreis Phase 2. 
Insgesamt sind von ca. 150 Be-
werbungen nur noch 23 Kom-
munen (vorrangig größere Städ-
te) in der aktuellen Phase. 

Mit einer breiten Bürgerbetei-
ligung – etwa 600 Mitwirkende 
– während der vergangenen 18 
Monate hat der Landkreis Rot-
tal-Inn Modellprojekte entwi-
ckelt, die für die Herausforde-
rungen der nächsten zehn Jah-
re von großer Bedeutung und 
darüber hinaus auch in andere 
Kommunen bundesweit über-
tragen werden können. Infor-
mationen dafür lieferten über 
50 Veranstaltungen wie die Ver-
anstaltungsreihe „Zukunftsorte 
bauen“, der Besuch des Cam-
pus Hagenberg, die Ausstellung 
„Hilfreiche Technik im Alter“, die 
Unternehmensbefragung sowie 
Gesprächsrunden mit Neubür-
gern während der vergangenen 
1,5 Jahre. Zudem brachten zahl-
reiche Hochschulen und Univer-
sitäten Vorschläge für Rottal-Inn 
ein. Deren Erkenntnisse fließen 
in sieben Zukunftsprojekte. Ein 
aktiver Austausch mit Bürgerin-
nen und Bürgern zu Projektin-
halten ist bereits während den 
Veranstaltungen erfolgt. Anfang 

Mai trafen sich Bürgerinnen und 
Bürger mit Landkreismitarbei-
tern, um sich über den Stand der 
Projektentwicklung zu informie-
ren und ihre Ideen für diese sie-
ben Zukunftsprojekte einzubrin-
gen. 

Konkret sind dies Konzepte 
zur Beratung von Demenzpa- 
tienten und deren Angehörigen, 
zu einer Bürgerbeteiligungs-
plattform, für eine Willkom-
mensmappe, für ein Beratungs- 
und Ausstellungskonzept „Hilf-
reiche Technik im Alter“, die 
Koordination von Präventions-
angeboten, sowie zur Innova-
tionsförderung und die Förde-
rung von „Zukunftsorten“. Eine 
zentrale Rolle nehmen Jugend 
und Senioren sowie der Europe-
an Campus Rottal-Inn ein. Aus-
führliche Infos dazu gibt es im 
Internet unter www.rottal-inn.
de/zukunftsregion.

Als Beispiel ist eine Mappe für 
Neubürger entstanden, die bei 
der Bildungskoordinatorin für 
Neuzugewanderte, Kathrin Zen-
ger, ausliegt. Damit sollen Per-
sonen, die in den Landkreis zie-
hen, einen ersten Überblick und 
eine erste Orientierung erhalten 
und wichtige Erstinformationen 
zu Freizeitangeboten, zur Abfall-
wirtschaft oder auch den Kran-
kenhäusern bekommen.

Auch weiterhin sind die Bür-
gerinnen und Bürger eingeladen 

an der Projektumsetzung mit-
zuwirken, die ab 2019 geplant 
ist. Ab Herbst dieses Jahres ha-
ben haben die Bürger zudem die 
Möglichkeit, digital und jeder-
zeit über die Online-Bürgerbe-
teiligungsplattform eigene Ide-
en für den Landkreis Rottal-Inn 
einzubringen. 

Der Landkreis Rottal-Inn möch-

te sich für die Phase 3 bewerben 
und hofft laut jetzigem Zeitplan 
im Oktober 2018 als eine von 
acht Modellkommunen bundes-
weit ausgewählt zu werden. Mit 
der Bewerbung und mit den da-
bei in Aussicht gestellten Förder-
mitteln erhofft sich der Landkreis 
Rottal-Inn diese Projektvorhaben 
durchführen zu können. r

Unser Bild zeigt (v.l.): Thomas Rogler, Stadt Landshut; Carmen 
Roth,Transferagentur Bayern; Landrat Peter Dreier; Oberbürger-
meister Alexander Putz und Dr. Tobias Schmidt, Transferagentur 
Bayern nach der Unterzeichnung der Zielvereinbarung. r

Bei Bildung an einem Strang ziehen!
Für die Region Landshut ist Bildung ein wichtiger Standortfaktor. 
Vor dem Hintergrund des verstärkten Zuzugs in die Region, will 
die Stadt gemeinsam mit dem Landkreis eine übergreifende Bil-
dungssteuerung einführen. Unterstützt werden sie dabei von der 
Transferagentur Bayern. 
Ämterübergreifende Strukturen 
sollen die Koordination verbes-
sern. Bestehende Kooperations-
beziehungen und -netzwerke zwi-
schen Schlüsselakteuren im Bil-
dungsbereich werden ausgebaut. 
Stadt und Landkreis Landshut 
bauen gemeinsam ein kommuna-
les Bildungsmanagement auf. 

„Themen wie demografische 
Entwicklung, Fachkräfteman-
gel oder Digitalisierung beschäf-
tigen Stadt und Landkreis glei-
chermaßen“, sagt Oberbürger-
meister Alexander Putz. „Am 
besten können wir diesen Her-

ausforderungen gemeinsam be-
gegnen.“ Landrat Peter Dreier 
umreißt die Ziele der Kooperati-
on, die Vorbildcharakter besitzt: 
„Mit einer ganzheitlichen Bil-
dungssteuerung wollen wir die 
Bildungsakteure in der Region 
besser koordinieren und die Bil-
dungsangebote noch mehr auf 
die tatsächlichen Bedarfe der 
Bürgerinnen und Bürger hin ab-
stimmen.“ Die übergreifenden 
Strukturen im Bildungsbereich, 
die in Landshut entstehen, kön-
nen auch für die benachbarten 
Regionen interessant sein.  r 
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Vorschau auf GZ 14
In unserer Ausgabe Nr. 14, die am 19. Juli 2018 erscheint, 
behandeln wir folgende Fachthemen:
• Kommunale Energiethemen
• Kommunales Verkehrswesen · ÖPNV
• Öffentliche Beleuchtung · Straßenbeleuchtung
• Winterdienst-Planung · Kommunalfahrzeuge
• Fachliteratur für Kommunalpolitiker  

und Kommunalverwaltungen 
• Kommunale Rechtsfragen

Beilagenhinweis
Dieser Ausgabe liegt eine Einladung zum Forum Friedhof 
des Landesverbands Bayerischer Steinmetze bei. Wir bitten 
um freundliche Beachtung.  r

„Kommunen der Metropolregion 
Nürnberg investieren in Bildung“ 

100 Personalstellen für Bildungsmanagement in Nordbayern 

Bildung ist ein Schlüsselfaktor für eine prosperierende Region. Die 
Kommunen der Metropolregion Nürnberg haben das erkannt. 26 
kommunale Bildungsbüros sind in den vergangenen drei Jahren 
entstanden. 

„Meine Kolleginnen und Kolle-
gen in den Rathäusern und Land-
ratsämtern wissen um den Stel-
lenwert guter und gerechter Bil-
dung. Deshalb wurden in den 
vergangenen drei Jahren in Nord-
bayern knapp 100 Personalstellen 
für kommunales Bildungsmanage-
ment eingerichtet um Bildungs-
strukturen vor Ort zu optimie-
ren. Eine beeindruckende Erfolgs-
geschichte!“, wie Andreas Starke, 
Ratsvorsitzender der Metropolre-
gion Nürnberg und Oberbürger-
meister der Stadt Bamberg betont. 

Möglich wurden die Investiti-
onen auch durch Förderunter-
stützung der „Transferinitiative  
für kommunales Bildungsma-
nagement“ des Bundesministe-
riums für Bildung und Forschung 
(BMBF). Sie fördert den Struktur-
aufbau für Bildungsmanagement 
in der Region mit mind.estens 15 
Millionen Euro in den Jahren 2014 
– 2020. Zurückgegriffen werden 
konnte in vielen Kommunen auch 
auf Aktivitäten innerhalb der Lan-
desinitiative „Bildungsregionen in 
Bayern“, die ebenfalls auf kommu-

nale Bildungssteuerung abzielt. 
Bildungsbüros bereiten wichti-

ge Bildungskennzahlen auf, bera-
ten politische Entscheidungs-trä-
gerinnen und Entscheidungsträ-
ger und tragen durch Vernetzung 
aller relevanten Akteure dazu bei, 
Bildungsstrukturen vor Ort zu op-
timieren. Schon jetzt wurden viele 
Erfolge erzielt. 

Neue Online-Publikation

„Alleine in den letzten drei Jah-
ren wurden in 14 Kommunen 
der Region Bildungskonferenzen 
durchgeführt und sind insgesamt 
18 Publikationen mit kommuna-
len Fakten zum Thema Bildung 
erschienen. Diese Zahlen zeigen, 
dass wir uns aktiv den zukünftigen 
Bildungsherausforderungen stel-
len“, so Oberbürgermeister Starke. 

Im Bamberger Rathaus stell-
te er kürzlich eine Online-Publi-
kation vor, die Arbeit und Akteu-
ren ein Gesicht gibt. Dabei half ihm 
eine „Wordcloud“, eine Schlag-
wort-Wolke, die in den Umrissen 
der Region die Schwerpunkte der 

Arbeit der Bildungsbüros darstellt. 
Auch der Landkreis Forchheim 

hat ein kommunales Bildungsbüro 
eingerichtet. Landrat Dr. Hermann 
Ulm war nach Bamberg gekom-
men, um von Ergebnissen zu be-
richten: Mit der Kampagne „FOr-
lesen“ werden die Forchheimer 
zum Lesen animiert. Groß und 

Das freut auch Dr. Christa Stan-
decker, Geschäftsführerin der 
Metropolregion Nürnberg. „Die 
Region lebt von den Kompeten-
zen und Talenten der Beschäf-
tigten in Unternehmen, Hoch-
schulen und Forschungseinrich-
tungen. Die Bildungsbüros opti-
mieren den Boden, auf dem sich 
diese Talente entwickeln kön-
nen. Mittlerweile zählen wir 26 
Bildungsbüros in der Region. Die 
überwiegende Mehrheit ist in 
den letzten drei Jahren eingerich-
tet worden.“ 

In der Geschäftsstelle der Me-
tropolregion Nürnberg ist, geför-

Klein greifen in der aktuell laufen-
den Fortbildungsreihe zur Leseför-
derung zu den Büchern. Daneben 
wirft das Bildungsbüro einen ge-
nauen Blick auf die Bildungsland-
schaft: „Mit unseren neuen Ge-
meindeprofilen, die aktuell erstellt 
werden, hat das Bildungsbüro eine 
neue Form des Bildungsberichts 
geschaffen, die auf unsere Beson-
derheiten als Landkreis eingeht. 
Wir wollen es jetzt genau wissen, 
bevor wir Entscheidungen z.B. im 
Kreistag treffen.“ 

dert durch das BMBF, die „Trans-
feragentur Bayern für kommuna-
les Bildungsmanagement, Regi-
onalbüro Nord“ angesiedelt. Sie 
berät und unterstützt die Kommu-
nen der Metropolregion Nürnberg 
und darüber hinaus in ganz Nord-
bayern tatkräftig und hat u.a. auch 
die vorgestellte Online-Broschüre 
erstellt.
Die Online-Publikation ist ab-
rufbar auf der Homepage der 
Transferagentur Bayern: www.
transferagentur-bayern.de.     r

Einen Einblick in die Arbeit der Bildungsbüros in der Metropolre- 
gion Nürnberg gaben Bambergs Oberbürgermeister Andreas Starke 
(rechts), Forchheims Landrat Dr. Hermann Ulm (links) sowie die Ge-
schäftsführerin der Metropolregion Nürnberg Dr. Christa Standecker.
 Bild: Europäische Metropolregion Nürnberg

Landratsamt München:

Zertifikat zum Audit berufundfamilie 
mit dauerhaftem Charakter 

Seit 2008 verfolgt das Landratsamt München mit dem Audit beru-
fundfamilie eine strategisch angelegte familien- und lebensphasen-
bewusste Personalpolitik. Nach zwei erfolgreichen Re-Auditierun-
gen 2011 und 2015 wurde dem Landratsamt München das Zertifikat 
dauerhaft durch die berufundfamilie Service GmbH verliehen. 

„Aber wir ruhen uns natür-
lich nicht auf unseren Lorbeeren 
aus. Auch eine dauerhafte Zerti-
fizierung beinhaltet eine kontinu-
ierliche Weiterentwicklung die-
ses Managementinstruments, das 
mit verbindlichen Zielvereinba-
rungen einen fortlaufenden Pro-
zess der Vereinbarkeit von Fami-
lie und Beruf steuert und neue Si-
gnale durch frische Impulse und 
Themen setzt“, so Gabriele Mahl, 
Fachbereichsleiterin Personal im 
Landratsamt. 

Auf Trends adäquat reagieren

Das Ziel ist es, auf Entwicklun-
gen und Trends – sei es die Ver-
änderung der Beschäftigtenstruk-
tur, die Herausforderungen des 
Generationenmanagements oder 
der Digitalisierung – adäquat zu 
reagieren und diese im Sinne der 
Vereinbarkeit zu nutzen. 

Die Arbeitswelt befindet sich in 
einer neuen Ausrichtung. Durch 
den demographischen Wandel 
entscheidet nicht mehr das Ange-
bot, sondern die Nachfrage an Ar-
beitsplätzen über die Bedingun-
gen. Und dies mit Bewerberinnen 
und Bewerbern, denen Angebo-
te zu einem ausgewogenen Mit-
einander von Beruf- und Privatle-
ben, guten Arbeitsbedingungen 

oder Initiativen zur Gesunderhal-
tung am Arbeitsplatz noch wichti-
ger sind als monetäre Anreize. 

Ziele, die das Landratsamt auf 
diesem Weg verfolgt: 
• Die Förderung der Arbeitsfä-
higkeit und Gesundheit sowohl 
alternsorientiert, also auf das 
gesamte Erwerbsleben bezo-
gen, als auch altersorientiert mit 
der Fokussierung auf den Bedarf 
von Altersgruppen. 
• Führungskräfte sollen ver-
stärkt für eine gesunde, wert-
schätzende und mitarbeitero-
rientierte Führung, aber auch 
in Achtsamkeit und gesunder 
Selbstführung qualifiziert und 
sensibilisiert werden. 
• Die Förderung des Wissens- 
austausches zwischen allen Be-
schäftigten, sowie die struktu-
rierte Erfassung und Weiterga-
be von Wissen mit geeigneten 
Methoden. 

„Für diese Ziele wurden bereits 
Maßnahmen, hinterlegt mit Mei-
lensteinen, erarbeitet, und wir se-
hen uns auf einem guten Weg, 
auch weiterhin erfolgreich und für 
die Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter des Landratsamts München 
nicht nur ein interessanter, son-
dern auch achtsamer und zuge-
wandter Arbeitgeber zu sein“, so 
Gabriele Mahl. r
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Anmeldung

Vorname

Berufliche Tätigkeit

Straße

PLZ / Ort

Telefon

E-Mail

Unterschrift

Per E-Mail an: 

info@liv-steinmetz.de 

Per Fax an: 

069 / 57 60 90

Postalisch an: 

Landesverband 

Bayerischer Steinmetze 

Weißkirchener Weg 16 

60439 Frankfurt am Main 

P
R
O
G
R
A
M
M
10:30 Uhr Begrüßung und Vorstellung neuer Friedhofskonzepte – 

Organisation, Gestaltung, Durchführung

11:30 Uhr

13:30 Uhr

12:30 Uhr

Hermann Rudolph, stellvertretender Bundesinnungsmeister, Landesinnungsmeister Bayern, 
Vorsitzender des Arbeitskreises Grabmal im Bundesverband Deutscher Steinmetze

Neue BIV-Grabmalrichtlinie – 
Friedhofsrechtliche Hintergründe, Kernpunkte der Neufassung

Raphael Holzer, Technische Informationstransferstelle,  
Bundesverband Deutscher Steinmetze

Neue BIV-Grabmalrichtlinie – Technische Erläuterung 
Raphael Holzer, Technische Informationstransferstelle 

Mittagspause

14:15 Uhr Rechte und Pflichten rund um das Thema Sicherheit im Grabmalbereich  – 
Erfahrungen der Friedhofsverwaltung Nürnberg    

Michael Gärtner,  Friedhofsverwaltung Stadt Nürnberg    

Foto: Margit Wild

Jetzt kostenfrei 
anmelden!

15:00 Uhr

15:15 Uhr

Abschlussrunde

Ende

Name
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